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Vorwort. 


Die nachfolgende Übersicht will mit den bisherigen deutschen Er- 
zählungen amerikanischer Geschichte nicht in Wettbewerb treten. Sie 
setzt sich vielmehr ein ähnliches Ziel wie die früheren Schriften des 
Verfassers über England (Berlin 1921) und über die Bewegenden Kräfte 
der Deutschen Volksgeschichte (Leipzig 1922): Zunächst einmal zu- 
sammenzuordnen, was alles und in welcher Verknüpfung es ihm zur 
Schilderung des Werdens einer Staatsgesellschaft zu gehören scheint. 
In diesem methodischen Aufriß nicht nur als Bild von außen, sondern 
als Organismus von innen gesehen durfte der Vorgang dann nichts 
mehr enthalten, als was in irgendeinem Punkt aus der Ferne des 
Raums und der Zeit auf lebendige politische Wirklichkeit bezogen 
werden kann. Und nicht bloß die gegenwärtige Stellung der Neuen zur 
Alten Welt, auch nicht bloß das innere und äußere Wachstum des ge- 
waltigsten kapitalistischen Großstaats der Neuzeit sollte dann der Be- 
deutung des Gegenstandes für uns Deutsche das Maß geben, sondern 
vor allem das Problem der bundesstaatlichen Gestaltung, das in seiner 
bisher noch kaum systematisch begriffenen Verflechtung mit den Pro- 
blemen der Wirtschaftsentwicklung und Klassenschichtung (im Unter- 
schied einerseits von dem Britischen Weltreich, anderseits von den 
alten Nationalstaaten des europäischen Festlandes) die Geschichte der 
Vereinigten Staaten zum größten Paradigma aller um ihren Staats- 
volkscharakter erst ringenden modernen Nationen macht. 
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I. Das alte Kolonialsystem. 


Literatur (allgemeine siehe vor V.): G. L. Beer, The old colonial system. 
2 Bde. 1912. — O.M. Dickerson, American colonial government 1696—1769. 
Cleveland, Ohio 1912. — H.L. Osgood, The Amer. colonies in the 17. cent. 
3 Bde. 1904. — J. F. Parkman, France and England in North America. 9 Bde. 
1865—1892. — A. Sartorius v. Waltershausen, Die Arbeitsverfassung der eng- 
lischen Kolonien in Nordamerika. Straßb. 1894. 


Die heutigen Vereinigten Staaten des nordamerikanischen Kontinents 
sind aus mannigfachen kleinsten Einzelkolonien des 17. und 18. Jahr- 
hunderts zusammengewachsen. Bereits zur Zeit Elisabeths hatte Sir 
Walter Raleigh, politischer Abenteurer, Gelehrter, Entdecker, ein un- 
ruhiger Kopf mit maßlos ausschweifenden Zielen, eine Handvoll 
Glücksjäger in die Gegend des heutigen Nordcarolina geführt und die 
neue Kolonie zu Ehren seiner Königin Virginia genannt. Es war eine 
Eintagsgründung, die nur den Erfolg hatte, daß seitdem die Augen 
Englands auf die amerikanische Küste gerichtet blieben. 1606, unter 
Jakob I. traten zwei Handels- und Pflanzungsunternehmungen, die 
Plymouth Company und die London Company (so nach ihren Haupt- 
standorten benannt), in Raleighs Fußtapfen und sandten Siedler nach 
der Gegend der Chesapeakebai im heutigen Virginien. Nach mancherlei 
Irrungen und Fehlschlägen faßten die Kolonisten hier wirklich Boden. 
Zwar fanden sie weder Gold noch Silber, wie sie es gesucht hatten, 
aber für Getreide und namentlich zum Tabakbau erwies sich die Ge- 
gend als fruchtbar. Einige dörfliche Siedlungen entwickelten sich bald 
zu Handelsplätzen und Städten, von denen Boston dem früher gegrün- 
deten Jamestown den Rang ablief. 

Ein neuer Anstoß kam im Jahre 1620. Englische Puritaner, die sich 
von der streng anglikanischen Kirchenpolitik Jakobs I. bedrückt fühl- 
ten, waren nach Holland ausgewandert und gingen am 16. September 
1620 auf der „Mayflower“ nach Amerika, um sich dort nördlich von 
Virginien anzusiedeln. Diese Gründung ist der eigentliche Keim der 
Vereinigten Staaten. 
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Vielleicht ist nicht einmal der Umstand das wichtigste, daß diese 
Auswanderer, die „Pilgerväter“, noch während der Reise ein förmliches 
demokratisches Staatswesen feierlich begründeten, dessen Gesetzen 
jeder einzelne unverbrüchlichen Gehorsam gelobte. Aber von größter 
Bedeutung für die Folgezeit war es, daß hier zum ersten Male außer- 
halb Europas, in Massachusetts, ein streng protestantisches Staatswesen 
geschaffen wurde, begründet auf Bibel, reiner Lehre und strengster 
Sonntagsheiligung, auf rastloser Arbeit und geschäftlicher Rechtlich- 
keit, durch und durch individualistisch in der Religion wie in der Po- 
litik und im Wirtschaftsleben, energisch bis zum Fanatismus, freiheits- 
stolz und demokratisch, ein Staatswesen, das in Gutem und Bösem 
schon früh die Züge des heutigen Amerika trägt. Von Massachusetts 
aus sind in wesentlich gleichem Geiste, teils durch wirtschaftlichen 
Ausbreitungsdrang, teils durch die bei Puritanern unausbleiblichen re- 
ligiösen Spaltungen, die Tochterkolonien gegründet worden, die mit 
ihm zusammen gewöhnlich als die Neuenglandstaaten bezeichnet wer- 
den: Rhode Island, New Hampshire, Connecticut, Maine, Vermont. 

Was sich im Südwesten anschließt, die heutige Staatengruppe New 
York, New Jersey und Delaware, war ursprünglich holländisches und 
schwedisches Kolonialgebiet. Der schwedische Besitz, in der Gegend 
des heutigen Wilmington am unteren Delaware, fiel 1655 in die Hände 
von Neuniederland, das von Neuamsterdam an der Hudsonmündung 
aus regiert wurde. Schon 1664 jedoch eroberten die Engländer die 
ganze holländische Kolonie, und Neu-Amsterdam wurde das heutige 
New York. 

Eine andere Gruppe von Staaten dankt ihren Ursprung wieder re- 
ligiösen Ideen, genau wie Massachusetts, und zwar hauptsächlich dem 
Toleranzgedanken, den die Reformatoren selbst noch nicht kannten, 
der aber im Kreise der kleineren protestantischen Religionsgebilde 
schon im 16. Jahrhundert mit gewaltiger Kraft emporschießt. Der 
energischsten und folgerichtigsten aller protestantischen Sekten, den 
Quäkern, gründete William Penn (1681) ein Heim in Pennsylvanien 
zwischen Virginien und New York. Bereits vor ihm hatte südöstlich 
davon der englische Lord Baltimore den verfolgten Katholiken des 
Mutterlandes ein Asyl in Maryland geschaffen (1632), und auch die 
Gründung von Rhode Island (1636) steht unter dem Toleranzgedanken. 
Neben den streng altkirchlichen Puritanerstaaten des Nordostens ent- 
steht hier eine freier gerichtete Gruppe, in der Kirche und Staat streng 
getrennt sind, in der Raum ist für alle Bekenntnisse und Weltanschau- 
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ungen; die von ihr ausgehenden religiösen und staatspolitischen Ge- 
danken haben auch andere Teile Amerikas, sogar Massachusetts, die 
Hochburg des engen Puritanertums, allmählich erobert. 

Im Jahre 1663 tritt zu den bestehenden Kolonien noch Carolina hinzu, 
ein Gebiet im Süden von Virginia, das Karl II. einigen Günstlingen 
zur Besiedlung verlieh, und zur Zeit Georgs II. Georgia noch weiter 
südlich (1732), eine humanitäre Gründung aus dem Gedankenkreise 
des 18. Jahrhunderts entstanden, wo General Oglethorpe bedrängten 
Schuldnern ein neues Heim eröffnete, und wo bald darauf die ersten 
methodistischen Gedanken John Wesleys Wurzel schlugen. 

Eine der grundlegenden Tatsachen der Geschichte der Vereinigten 
Staaten und von unabsehbarem Einfluß auch auf die ganze politische 
Geistesrichtung ihres Volkes war, daß sie von allem Anfang an nicht 
wie andere große Kolonialsysteme unter der Leitung und der Gunst 
des Mutterlandes, sondern ohne sie, ja ihm zum Trotz sich entfalteten. 
Darin kamen ungeachtet größter Gegensätze unter sich die feudale 
Kolonisation der Spanier, die kaufmännische der Niederländer und die 
militärische der Franzosen überein, daß ihr Schwerpunkt stets in einer 
selbstbewußten und anspruchvollen mutterländischen Unternehmung 
ruhte. Die englischen Siedlungen auf dem nordamerikanischen Fest- 
land, deren langsame Verselbständigung das Vorbild für die Gliede- 
rung des späteren britischen Weltreichs und moderner Kolonialreiche 
überhaupt abgeben sollte, wurden zwar ebenfalls im Gefolge jener ge- 
waltigen Kämpfe des Reformationszeitalters angelegt, die dem Weett- 
bewerb der europäischen Völker um Welt- und Handelsgeltung die 
Farbe religiöser und nationaler Ideale liehen. Aber was im Unter- 
schiede von den Elisabethanischen Gründungsversuchen im nachmali- 
gen Nordcarolina und Neufundland die Jakobitischen Landgesellschaf- 
ten von London und Plymouth die ersten tieferen Wurzeln in der 
Neuen Welt schlagen ließ, war ganz im Sinne der späteren kapita- 
listischen Wirtschaftsentwicklung das Zusammenwirken von staat- 
lichen Betriebsmonopolen, den Charters und Letters Patent, mit 
einer Teilung der Kolonisationsarbeit in die der mutterländischen Geld- 
geber und die der von ihnen abhängigen geldlosen Siedler. 

In dieser Hinsicht bestand zwischen der Siedlung der London Com- 
pany zu Jamestown in Virginia (1607), dem Keim der späteren Süd- 
staaten, und den Siedlungen der Plymouth Company und deren Toch- 
ter, der Massachusetts Bay Company (1620—30), woraus die späteren 
Nordstaaten hervorgingen, nicht der grundsätzliche Unterschied, von 
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dem oft gesprochen worden ist. Die „poor gentlemen“ unter demi 
Abenteurer Kapitän John Smith, die sich von der Londoner Gesellschaft 
als Siedler anwerben ließen, waren wirtschaftlich nicht allzu unähnlich 
den gesellschaftlichen Schichten der independentistischen und puri- 
tanischen Opposition unter William Bradford und John Winthrop, 
die die zunehmende Strenge des Stuartischen Hochkirchenregiments 
zum Teil auf dem Weg über die Niederlande in die Dienste der Piy- 
mouther Gesellschaft trieb: dort wie hier war der tiefere Grund der 
Auswanderung ein gewisses soziales Entwurzeltsein, das sich nur mit 
der wachsenden kirchenpolitischen Spaltung Englands immer mehr 
auch als religiöses Sektenbewußtsein ausprägte, und beide Male wurde 
zugleich das Abscheiden vom Mutterland verschärft und das Sichein- 
leben in einer neuen Heimat erleichtert durch die uralte angelsäch- 
sische Gewöhnung an genossenschaftlichen Zusammenhalt und nach- 
barschaftliche Selbstverwaltung, die auch den unteren und gedrückten 
Klassen nicht verloren gegangen war. Diese Gewöhnung ermöglichte 
der Kolonie Virginia von Anfang an wie jeder englischen Stadt oder 
Dorfschaft, die ihr urkundlich verbrieften „Freiheitsrechte geborener 
Engländer“ parlamentarisch wahrzunehmen, aber ebenso war es diese 
Gewöhnung und nicht der Mangel eines besonderen Freibriefs, der die 
independentistischen Pilgerväter der Plymouth Company noch vor der 
Landung der „Mayflower“ zu den unumgänglichsten polizeirechtlichen 
Zwecken den berühmten „Compact“ vom 21. November 1620 unter- 
einander schließen ließ. Es ist nicht richtig, daß der Typus der sich 
selbst verwaltenden Ortsgemeinde, der Township, von den englischen 
Auswanderern in Amerika neu geschaffen worden sei. Er lebte hier 
nur wieder auf als älteste Form angelsächsischer Siedlungsgemein- 
schaft, die auch in England selbst durchaus nicht völlig untergegangen, 
sondern in der Regel nur von der Ortschaft auf die umfassendere 
Hundertschaft und Grafschaft, aber auch auf das Kirchspiel über- 
tragen worden war. 

Auch die sog. Eigentümerkolonie, die Rechtsform, unter der z. B. 
Pennsylvanien, Maryland und Carolina sich entwickelten, darf nicht, 
wie es gewöhnlich geschieht, in allzu scharfen Gegensatz gegen die 
gesellschaftliche und genossenschaftliche Kolonisation gestellt werden. 
Es war nur eine persönliche und ständische Abart des üblichen Ver- 
fahrens, wenn statt kaufmännischer Gesellschaften Personen von Adel 
einzeln oder in Gruppen mit lehensmäßigen oder gar staatlichen. 
Hoheitsrechten über einen der immer nur geodätisch, nach Breiten- 
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und Längengraden sowie Meilenabständen bestimmten Kolonialbezirke 
ausgestattet wurden. Die Rechtsformen gingen damals an der Wende 
zwischen Mittelalter und Neuzeit nach praktischen Bedürfnissen sehr 
durcheinander. Da dieselben Leute, die privatwirtschaftlich ihr Kapital 
in die überseeischen Unternehmungen steckten, vielfach der englischen 
Krone als amtliche Berater in Kolonialangelegenheiten dienten, so un- 
terschied man häufig gar nicht zwischen den „königlichen“ Räten oder 
Ausschüssen, aus denen sich im Laufe der Zeit eine immer iestere 
Zentralbehörde für die Kolonien, das Handelsamt (Board of Trade), 
entwickelte, und den privaten kolonialen Handels- und Siedlungsgesell- 
schaften. So traten mit der immer stärkeren Ausprägung des Stuarti- 
schen Royalismus und Feudalismus neben die Kaufleute und klein- 
adligen Grundbesitzer hochadlige Herren wie Lord Calvert-Baltimore, 
dem Karl I. 1632 nördlich von Virginia das nach der heiligen Jungfrau 
genannte Maryland als Zuflucht der in England bedrängten Katho- 
liken verlieh, oder die Adelsgruppe unter dem Restaurationsgeneral 
Monck-Albemarle und dem Restaurationsminister Ashley-Shaftesbury, 
die 1663 von Karl II. südlich von Virginia das Land Carolina mit 
lehensfürstlichen Rechten erhielt und sich 1667 von Shaftesburys Se- 
kretär, dem Philosophen John Locke, zur Bekämpfung der dort herr- 
schenden rechtlosen Zustände Grundgesetze (Fundamental Constitu- 
tions) entwerfen ließ. Aber diese Eigentümerverfassung stand nicht 
vereinzelt neben den anderen Kolonialrechten, sondern ging auf allen 
Seiten mit fließenden Grenzen in sie über. Wie nach der Eroberung‘ 
der holländischen Kolonie Neuniederland am Hudson 1664 der eng- 
lische Thronfolger, der Herzog von York, sie als New York zu Lehen 
empfing und das südlich angrenzende New Jersey an zwei seiner 
Günstlinge in Afterlehen gab, so richtete westlich und südlich davon 
. 1681 ff. der bürgerliche Begründer der Quäkersekte William Penn, der 
Sohn eines berühmten Generals der ehemaligen englischen Republik, 
unter stuartischem Schutz und Privileg die Kolonie Pennsylvania 
als sein und seiner Familie Privateigentum ein, für das er selbst eine 
Verfassung, die Frame of Government, erließ, wenn sie auch sowenig 
wie Lockes Grundgesetze in Carolina in Kraft trat. Und auch in den 
älteren Kolonisationsbereichen hat Karl II. versucht, die privatrecht- 
liche Auffassung des Staates, die ihm in England unter den Händen 
zerrann, nachträglich zu verstärken, indem er in den siebziger Jahren 
nördlich von Massachusetts in New Hampshire frühere Eigentümer- 
rechte in Kraft setzte, bis Massachusetts sie ablöste, und seine Staats- 
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sekretäre Arlington und Culpepper sogar der Kolonie Virginia als 
neue Herren aufdrängte, bis auch sie ausgekauft wurden. 

Das Eigentümliche der englischen Kolonisation war gerade: Die ei 
dale, „seigneuriale“ Verfassung, wie sie im wesentlichen die Kolonien 
aller übrigen Völker, der Franzosen in Kanada z. B. bis in die neueste 
Zeit, behauptete, vermochte sich hier nirgends in wirklicher Bedeutung 
zu halten. Das aber lag wiederum an der Art, wie das selbständige 
Gemeinde- und Staatsleben der Kolonisten sich alsbald von dem des 
Mutterlandes langsam abzutrennen begann. In manchen Fällen, wie 
z. B. gleich in dem ersten der virginischen Siedlung, wurde das dadurch 
befördert, daß die Siedlungsunternehmer in der Heimat Streit mit der 
Krone bekamen und durch Einziehung ihres Patents ihrer Rechte über 
die Siedler verlustig gingen. Aber auch allgemein erlahmte die Teil- 
nahme der mutterländischen Kapitalisten an Nordamerika, als sie sich 
in ihrer Haupthoffnung auf Entdeckung großer Edelmetallschätze dort 
getäuscht sahen und es daher auch immer schwerer fanden, aus den 
Abgaben der fernen und zunehmend widerspenstigen Siedlungen Ren- 
ten und eigene Abgaben an die Krone herauszuwirtschaften. Für die 
so immer mehr sich selbst überlassenen Siedlungen ist es nicht ohne 
wichtige Folgen geblieben, daß sie gleichsam als Mediatuntertanen an- 
fingen, ihre ersten „Gouverneure“ und Regierungen Vertreter nicht 
des mutterländischen Staates, sondern privatwirtschaftlicher Verbände 
waren: auch wenn sie dann als „Kronkolonien“ unter die unmittel- 
bare Verwaltung des Staates und seiner Beamten traten, behauptete 
sich in ihrem Verhältnis zu diesen, z. B. in den fortdauernden Streitig- 
keiten ihrer Landtage mit den Gouverneuren um deren Gehälter, ein 
Ton privatrechtlicher Vereinbarung und ein Mangel an Staatsgefühl, 
die eine Brücke zwischen dem Feudalismus der älteren Zeit und der 
völligen Unabhängigkeit der neueren schlugen. 

Mehr mit dieser früh erlangten bürgerlichen Freiheit als mit der 
kirchlichen hing auch die glückliche Mischung des Volkstums zusam- 
men, die die englischen Siedlungen im Gegensatz zu den spanischen 
und französischen von Anbeginn als Heimat der vertriebenen und über- 
schüssigen Volkskräfte ganz Europas zeigten. Der Puritanismus in 
Neuengland war ebenso grundsätzlich unduldsam gegen Andersgläu- 
bige wie der Kalvinismus in Europa und fast noch mehr als das Angli- 
kanertum in Altengland. Aus der Stadt Salem in Massachusetts mußte 
(1636) der wallisische Prediger Roger Williams, der feurige Vor- 
kämpfer für „Seelenfreiheit“ gegen Staats- und Kirchenzwang, zu den 
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Indianern am Narraganset fliehen, wo er die Stadt Providence und da- 
mit die spätere Kolonie der „Insel Rhodus“, Rhode Island, grün- 
dete und durch seine Beziehungen zum Langen Parlament des Mutter- 
landes (1643) als erste freie Siedlung mit eigenem Inkorporationsbrief 
und Volkswahl sämtlicher Beamten anerkennen lassen konnte. Das- 
selbe Salem erlebte am Ende des 17. Jahrhunderts die berüchtigten 
Hexenprozesse, deren Stimmung zweihundert Jahre später der große 
Epiker William Hawthorne in seinem Roman vom „Scarlet Letter“ ge- 
schildert hat und in denen der Hauptgeistliche Cotton Mather an 
Aberglauben und Grausamkeit mit der von den Engländern so ver- 
pönten Inquisition der katholischen Kirche wetteiferte. 

So sind die Neuenglandstaaten bis auf den heutigen Tag die Stätte 
des unverfälschtesten, aber auch einseitigsten und engherzigsten Angel- 
sachsentums innerhalb der Union, die Heimat des „Yankee“ geblieben. 
Demgegenüber wies in den mittleren und südlichen Kolonien alles auf 
den nationalen und religiösen Weitsinn hin, den die Verweltlichung der 
kirchlichen zur bürgerlichen Gemeinde nicht nur zuließ, sondern mit 
dem Einzug der europäischen Aufklärung geradezu forderte. Das gilt 
nicht nur von den eigentlichen Staaten der Toleranz und des humani- 
tären Interesses, Rhode Island, Maryland, Pennsylvania, Georgia (siehe 
S.3), auch überall sonst war gerade das früher bezeichnete Zusam- 
mentreffen von Groß- und Kleinunternehmung das, was die englische 
Kolonisation außerhalb Neuenglands sowohl vor der dortigen klein- 
bürgerlichen Enge wie vor dem spanisch-französischen feudalen Na- 
tionalismus bewahrte. In dem Maße, wie die steigende Industriali- 
sierung Altenglands gerade die früher so auswanderungslustige är- 
mere Bevölkerung wieder zu Hause zurückhielt, mußte eine auf Zu- 
wachs von außen rechnende Kolonisation Amerikas sich an die euro- 
päischen Länder wenden, die auf tieferen Stufen wirtschaftlicher Ent- 
wicklung noch immer einen ausfuhrbereiten Volksüberschuß aufwiesen: 
während französische Hugenotten, schottische Presbyterianer und 
irische Katholiken, ja noch deutsche Salzburger die großen Ströme der 
europäischen Glaubensflüchtlinge nach der Neuen Welt herüberleiteten, 
begannen die übervölkerten Agrarländer Nord-, Mittel- und Südeuropas 
Massen rein wirtschaftlich bestimmter, geistig neutraler Skandinaven, 
Romanen, vor allem aber Deutscher, Österreicher und Schweizer dem 
angloamerikanischen Siedlungsboden zuzuführen. 

Der Zusatz fremder Kultur, den die englische Kolonialwelt durch 
diese Einwanderungen erhielt, hat sich bekanntlich nach außen sehr 
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wenig bemerkbar gemacht. Nicht nur die Deutschen, denen man das 
mit Unrecht als nationale Schwäche zugerechnet hat, sondern auch die 
anderen Volksteile des alteuropäischen, germanisch-romanischen Kul- 
turkreises sind geistig von Anfang an sehr bald dem „Volk der Ver- 
einigten Staaten“ angeglichen worden, das mit der Losreißung von 
England zuerst rechtlich hervortrat, aber nach anderthalb Jahrhunder- 
ten kolonialen Sonderdaseins doch schon fertig auf diesen Augenblick 
wartend dastand. Die großen Namen und die führenden Familien der 
amerikanischen Geschichte sind in erstaunlichem Grade einseitig groß- 
britannischen Ursprungs; leuchtende Ausnahmen, wie der preußische 
Generalinspektor des Revolutionsheeres Friedrich Wilhelm v. Steuben, 
der schweizerische Schatzsekretär Albert Gallatin, der Freiheitskrieger 
Franz Lieber, der Achtundvierziger Karl Schurz oder von französischer 
Seite der Verfassungsschöpfer John Jay und der Emersonfreund Henry 
Thoreau, zeigen schon von weitem ihre besonderen Ursachen, und, 
wenn ein Vergleich mit der bei aller Verschiedenheit vielfach ähn- 
lichen Großstaatsbildung Rußlands erlaubt ist, die wirklich zusammen- 
hängenden und widerstandsfähigen völkischen Fremdkörper der ameri- 
kanischen Nation, wie die deutschen Siedlungen in Pennsylvania und 
im Mississippital, haben stets auf der bäuerlichen Stufe der deutschen 
Wolgakolonien, niemals auf der grundherrlichen der baltischen Ritter- 
und Bürgerschaften gestanden. 

Allein diese Bemerkung gilt doch nur von der Oberfläche des staat- 
lich-kulturellen Werdens. Darunter und mittelbar beruhte unzweifel- 
haft gerade die überragende Angleichungskraft des amerikanischen 
Kolonialvolks mindestens ebensosehr auf seinen stets erneuten und 
ausgebreiteten Mischungsverhältnissen wie auf dem großbritannischen 
Urbestand (der ja selber eine äußerst gemischte Zusammensetzung 
aufwies). Wenn heute ausgemacht ist, daß in allen führenden Staaten 
und Volkswirtschaften der Neuzeit ein reißendes Bevölkerungswachs- 
tum die notwendige (wenn auch keineswegs hinreichende) Bedingung 
des Aufstiegs war, so erhöht sich die Bedeutung der Tatsache, daß 
nur die besondere Gunst der Bevölkerungsverhältnisse anderthalb Jahr- 
hunderte nach den ersten jakobitischen Siedlungen die Volkszahl der 
dreizehn angloamerikanischen Kolonien auf anderthalb Millionen ge- 
bracht hatte, während sich die national, kirchlich und absolutistisch 
geschlossene Kolonisation Französisch-Amerikas von Kanada zum 
Mississippi noch nicht auf hunderttausend Weiße stützen konnte. Da- 
mit war, auch abgesehen von besonderen kriegerischen Entscheidungen, 
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in der Neuen Welt das Übergewicht der massenhaften und, wenn man 
will, zusammengewürfelten, aber auch selbständigen und selbstbewuß- 
ten Demokratie über die ständischen Staatsformen Alteuropas im all- 
gemeinsten entschieden. 

In ebenso scharfem ‘Gegensatz wie deutlicher Wechselwirkung mit 
dieser Gemischtheit der Angloamerikaner steht ihre früh ausgespro- 
chene Sprödheit gegen andere als weiße Rassen. Bei allen Koloni- 
'sationen habendie Vorteile guterBeziehungen mit den Urbewohnern und 
(die Nachteile der Blutmischung mit ihnen einander die Wage gehalten. 
Im angelsächsischen ‚Stamm scheint von seiner ältesten europäischen 
Geschichte an etwas wie eine triebhafte Furcht vor diesen Nachteilen 
angelegt und mußte dann jedenfalls durch seine neuere glänzende Er- 
'obererlaufbahn bekräftigt werden. ‘Die Romanen zeichneten sich da- 
mals wie heute im umgekehrten Verhältnis zu ihrem staatlich gestei- 
gerten Nationalgefühl durch eine größere Leichtigkeit und Unbedenk- 
lichkeit im Verkehr mit farbigen Völkern aus: nicht nur die Spanier 
haben sich im Gefolge ihrer eingeborenenfreundlichen Kolonialpolitik 
zu den bekannten mittel- und südamerikanischen Halbblutrassen ent- 
wickelt, auch die Franzosen gingen auf ähnliche Weise auf den Prärien 
westlich von Kanada mit den dortigen Indianerstämmen eine Kreu- 
zung ein, die noch im 19.Jahrhundert durch ihre Wildheit der briti- 
‚schen Ausbreitung zum Pazifik sehr hinderlich war. Die Engländer 
‘traten in anderer geographischer Lage den ‚Indianern von vornherein 
anders gegenüber als die Franzosen, die für ihren kanadischen Pelz- 
handel: auf die Freundschaft der dortigen algonkinischen Jägerstämme 
‚angewiesen waren: schon in: den nördlichen und mittleren englischen 
Kolonien wog der Ackerbau so stark vor, daß auf seiner Grundlage 
:seßhafte und hochkultivierte Indianerstämme, namentlich der Fünf- 
stämmebund der Irokesen, und weiße: Neusiedlungen einander mit der 
Vorsicht und : Diplomatie europäischer Kleinstaaten 'begegneten. Vor 
allem aber waren dank der berührten Bevölkerungsbewegung die An- 
‚gloamerikaner den Indianern, deren Gesamtzahl nicht mehr als ein 
‚paar hunderttausend betrug, auch ziffernmäßig ganz anders überlegen 
als die Franzosen und auch deshalb der Annäherung an:sie viel we- 
‚niger'bedürftig. Gewiß ergab sich daraus in dem englisch-französi- 
schen: Dauerringen um'Nordamerika, das seit Ludwig XIV. entbrannte, 
.die ernste Gefahr einer’Art von: natürlicher Bundesgenossenschaft zwi- 
schen Franzosen und Indianern. ‘Aber gerade darum verschmolz: diese 
‘Gefahr mit den ohnehin unvermeidlichen Grenzkriegen zwischen den 
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Ureinwohnern und der vordringenden englischen Kolonialfront zu 
einem Vorpostenkampf, der auf der weißen Seite des zivilisatorischen, 
ja religiösen Schwunges nicht entbehrte, wenn auch Verführung zum 
Alkohol und in Vertragsform gekleidete Überwältigung und Über- 
listung englische nicht minder als französische Kampfmittel waren. 
Im ganzen war und ist bis auf die heutige Zusammendrängung der In- 
dianer in ihren Reservationen die europäische Kolonisation Nordame- 
rikas die Ablösung nicht bloß „niederer“ durch „höhere“ Wirtschaits- 
stufen, sondern umgekehrt wie in Mittel- und Südamerika, wo die 
Spanier indianische Kulturstaaten zerschlugen, erst der Beginn staat- 
lichen Lebens in diesem Erdraum, seine Ausgestaltung zur mensch- 
lichen ‚„Zwecklandschaft“. 

Viel zu diesem Ergebnis trug bei, daß sich gerade die indianische 
Rasse auch außerhalb der tropischen und subtropischen Breiten, und 
hier wahrscheinlich nicht ohne Mitschuld der Europäer, zu jeder in- 
tensiveren und namentlich kapitalistischen Wirtschaftsarbeit unfähig 
erwies. Ihr naturvölkischer Freiheitssinn stieß gerade bei den Kolo- 
nisten auf eine Arbeitsverfassung, in der sich die Härten mittelalter- 
licher Leibeigenschaft und moderner Arbeitssklaverei vereinigten. Der 
spätere Gegensatz zwischen „freien“ und Sklavenstaaten Nordamerikas 
hat oft im Rückblick darüber getäuscht, daß auch hier von einer ur- 
sprünglichen Überlegenheit der puritanischen und demokratischen Ko- 
lonien des Nordens über die aristokratischen des Südens nicht die 
Rede sein kann. Die schwarze Sklaverei wurde im Zuge des holländi- 
schen Negerhandels als einfache Voraussetzung subtropischer Pflan- 
zungsanlagen gleich zuerst nach Virginia wie nach den romanischen 
Siedlungen eingeführt und bis zum Unabhängigkeitskrieg überall auch 
im Norden als rechtsgültig anerkannt. Wie wenig man grundsätzlich 
gegen die Sklaverei einzuwenden hatte, ergibt sich daraus, daß auch 
in den sogenannten „freien“ Staaten des Nordens der landwirtschaft- 
liche Arbeiter europäischen Ursprungs eigentlich ein Sklave war. Er 
war herübergekommen teils als politischer Verbannter aus Schottland 
und Irland, teils als armer Teufel, der in der Kolonie sein Glück 
machen wollte, aber fast immer unter einem sogenannten „Indentur“- 
kontrakt, nach dem er auf eine Reihe von Jahren einem Arbeitgeber 
als nahezu leibeigener Diener unterworfen war, nach Ablauf des Kon- 
traktes dann allerdings die Aussicht auf Freiheit und Landbesitz hatte. 
Für mittellose Auswanderer war dies Verhältnis nicht selten die ein- 
zige Möglichkeit, im Wege späterer Dienstabgeltung (Redemption) die 


Sklaverei. Bildungswesen 11 


Überfahrt zu erlangen. Gewiß hatten diese Zustände auch ihre pa- 
triarchalisch-familiäre Seite. Aber dasselbe galt von der Sklaverei, 
die ja als ein unbefristetes Eigentum eher noch größere Fürsorge des 
Arbeitsherrn nahelegte. Und jedenfalls hatte so die amerikanische 
Staatsgesellschaft neben dem Mengenzuwachs auch vertikal die man- 
nigfachsten Stufen der Emanzipation zu durchlaufen, anfangend mit 
der Loslösung der selbständigen Siedler von den mutterländischen 
Siedlungsgesellschaften, fortschreitend zur Befreiung der Zeitleib- 
eigenen und endend mit der Abschaffung der Negersklaverei, ja eigent- 
lich immer noch fortdauernd in der Assimilation der einwandernden 
ungelernten Arbeiterheere aus den Halbkulturschichten Osteuropas. 
Die öffentlichen Einrichtungen für eine geistige Verschmelzung und 
Fortentwicklung des nordamerikanischen Volkes waren bereits früh 
verhältnismäßig gut entwickelt. Nicht nur die Kirchen hatten eine be- 
trächtliche zivilisatorische Kraft, sondern es gab früh, und zwar auch 
im Süden, Anfänge der Bildung, die sich mit dem, was damals Europa 
leistete, schon vergleichen ließen. Man weiß heute, daß der bekannte 
Bericht des virginischen Gouverneurs Berkeley an Karl II. über den 
dortigen Mangel an staats- und kirchengefährlichen Bildungsanstalten 
die Wirklichkeit liebedienerisch herabsetzte, und man beachtet außer- 
halb Amerikas noch immer kaum genügend den Einfluß, den die staats- 
unterstützte Gründung schnell aufblühender Hochschulen, wie Harvard 
in Cambridge, Mass. (1639), William and Mary College in Williams- 
burg, Va. (1693), Yale in New Haven, Connecticut (1700), Princeton in 
New Jersey (1746), King’s (jetzt Columbia) University in New York 
(1754) und der University of Pennsylvania (1759), innerhalb von an- 
derthalb Jahrhunderten nach den ersten Siedlungen unmittelbar oder 
mittelbar auf die Heranziehung geistiger Führerschichten haben mußte. 
Die oft wiederholten Schilderungen von der Roheit auch der größeren 
Grundherren und der Verweltlichung auch der Geistlichkeit besonders 
im Norden müssen, um ihr richtiges Maß zu erhalten, mit den ganz 
ähnlichen Zuständen des Mutterlandes im Barock- und Rokokozeitalter 
zusammengestellt werden: dort wie hier ist ungefähr zur selben Epoche, 
um die Mitte des 18.: Jahrhunderts, aus anscheinend so unbearbeitetem 
Boden doch eine überraschend reiche Saat großer Staatsmänner her- 
vorgegangen, und schon ein Jahrzehnt früher hatte von Georgia aus 
der Methodismus der Brüder Wesley und Whitefields ganz Anglo- 
amerika in Bewegung gesetzt, um dann erst seine mächtige Rückwir- 
kung auf England und das europäische Festland zu äußern. 
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Das Lebensgebiet freilich, aus dem sich letzten Endes die Beziehun- 
gen der kolonialen zur mutterländischen Welt am einheitlichsten ent- 
falteten, war die gegenseitige Wirtschaftsbilanz im Rahmen des zeit- 
genössischen polizeistaatlichen Merkantilismus. Der Sachverhalt ist 
im Grunde höchst einfach und nur durch die Ideologie des nachfolgen- 
den Unabhängigkeitskrieges und des äußerlich und innerlich daran an- 
schließenden europäischen Revolutions- und Reformzeitalters lange 
verdunkelt worden: anderthalb Jahrhunderte trug das Mutterland ganz 
in der Weise der übrigen aufgeklärten Despotien die bürgerlichen und 
militärischen Lasten einer einheitlichen Verwaltung und Verteidigung 
seiner Kolonien. Es verlangte dafür, ebenfalls nach allgemeinem Her- 
kommen, statt weitergehender direkter und indirekter Steuerleistungen 
von ihnen im wesentlichen die Einordnung in das typische koloniale 
Verhältnis. Das heißt: die Kolonie lieferte dem Mutterlande, und nur 
ihm, nicht also fremden Staaten, alle ihre Rohstoffe und deckte ihren 
Bedarf an Fertigwaren ausschließlich im Mutterlande. Bereits unter 
Elisabeth und den beiden ersten Stuarts war das der ausgesprochene 
Grundgedanke kolonialer Politik, wenn er auch nur vereinzelt in Ver- 
leihungen und Verordnungen die Gestalt des Zwangsrechts annahm. 
Erst zur Zeit der großen Rebellion, wo Königs- und Parlamentspartei 
auch um den Gehorsam der Außenbesitzungen rangen, entstand aus 
der seekriegsrechtlichen Bekämpfung des royalistischen Verkehrs mit 
den Kolonien die berühmte Navigationsakte des Rumpfparlaments 
(1651) gegen alle anderen als die unmittelbaren Handelsreisen zwischen 
England und den Warenursprungsländern, und dies Gesetz hat dann 
namentlich in seiner Erneuerung und Erweiterung nach der Restaura- 
tion der Stuarts (1660ff.) weit über seinen nächsten Zweck, die Ver- 
nichtung des niederländischen Zwischenhandels, hinaus der kolonialen 
Handelspolitik Englands zur Grundlage gedient. 

Angloamerika war zunächst ganz fern davon, diese grundsatikiche 
Bindung an die Wirtschaft des Mutterlandes als unnatürlich oder auch 
nur drückend zu empfinden. Die südlichen Pflanzungskolonien, die 
allein eine nennenswerte Ausfuhr erzeugten, waren zufrieden damit, 
daß diese in ihrem Hauptteil, den sog. „besonders aufgezählten Waren“ 
(enumerated artioles), nur von englischen Schiffen abgeholt und nur 
durch Vermittlung des englischen Handels in die außerenglischen Län- 
der verteilt werden durfte. Für das erste massenhafte Kolonialpro- 
dukt, den Tabak, brachte das Mutterland seinerseits sogar das echt 
merkantilistische Opfer, den heimischen Tabakbau als weniger lohnend 
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zu verbieten. Der Reis, der erst 1688 zufällig aus Madagaskar nach Ca- 
rolina eingeführt und dort freilich rasch glänzende klimatische Anbau- 
möglichkeiten fand, konnte sich zuerst im freien Verkehr einen aus- 
 gedehnten Markt namentlich auf der Pyrenäenhalbinsel erobern, wurde 
dann 1706 auf Betreiben englischer Kaufleute „enumeriert“, aber be- 
reits 1730 (1735 auch für Georgia) von Walpole für den Handel süd- 
lich von Kap Finisterre wieder freigegeben. Auch die Zuckererzeugung 
von Jamaica und Barbados konnte wegen der Absatzerschwerung 
durch die Enumeration ihres Produkts auf dem europäischen Festland 
nicht gegen den Wettbewerb der französischen Zuckerkolonien auf- 
kommen, aber da seit Beginn des 18. Jahrhunderts die veränderten 
Lebensgewohnheiten der frühkapitalistischen Gesellschaft den Zucker- 
verbrauch Englands in ungeahntem Grade steigerten, verhinderte das 
die englischen Pflanzer nicht, in aller Folge unter den kolonialen 
„Loyalisten“ obenan zu stehen. 

Die nördlichen Siedlungen allerdings wurden bald gemäß ihrem 
ganz anderen wirtschaftsgeographischen Charakter auch anders von 
dem Merkantilismus des Mutterlandes getroffen. Als Erzeuger von Ge- 
treide, Kartoffeln und Fleischwaren, die durch die englischen Agrar- 
schutzzölle genau so wie die ausländischen Landwirtschaftsprodukte 
vom mutterländischen Markt ferngehalten wurden, waren sie England 
wirtschaftlich zu ähnlich, um im vorbestimmten Gleis der kolonialen 
Hilfsstellung zu gedeihen. Denn der Austausch ihres agrarischen Über- 
flusses mit nichtenglischen Ländern war durch die Schiffahrtsgesetze 
beschränkt, und ihre natürliche Neigung, zur anderweitigen Bezahlung 
ihres europäischen Bedarfs eigene Gewerbe aus dem Hausfleiß zu ent- 
wickeln, stand unter der unablässigen Bedrohung durch die Interessen 
der mutterländischen Industriellen, die mit wechselndem Erfolg Ver- 
bote und Einschränkungen des Handels mit kolonialen Gewerbepro- 
dukten, sogar zwischen und in den Kolonien selbst, durchzusetzen ver- 
suchten. Aber auch wo England zum Zweck merkantilistischer Ver- 
selbständigung gegenüber dem Ausland, namentlich Skandinavien, den 
kolonialen Gewerbfleiß brauchen konnte und ermunterte, wie bei der 
Verhüttung und Verarbeitung der amerikanischen Eisenerze und der 
Herstellung sonstiger Schiffbaustoffe, verschärfte sich nur die unnatür- 
liche Lage einer Wirtschaftsentwicklung, deren Kräfte zwar Antrieb, 
aber keinen rechtmäßigen Spielraum erhielten: die drei großen Häfen 
von Boston, New York und Philadelphia wurden langsam zu Mittel- 
punkten einer Reederei und eines Seehandels, die sich auf die Dauer 
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unmöglich auf den Handel mit den Häfen des Mutterlandes beschrän- 
ken ließen, sondern in steigendem Maße namentlich die französischen 
Besitzungen der westlichen Erdhälfte aufsuchten. 

Und das war es überhaupt, was der Eigenart der nördlichen Kolo- 
nien erst ihre besondere Zusammenfassung und Spitze gegen das 
Mutterland gab, daß aus den wirtschaftlichen Zuständen heraus immer 
wieder ein Geist der Unbotmäßigkeit und des beleidigten Gerechtig- 
keitssinns die Keime politischer und religiöser Unabhängigkeit lebendig 
erhielt und entfaltete, auch und gerade als nach dem Sieg der großen 
Rebellion das Mutterland Staats- und Kirchenform eine Weile mit 
Neuengland gemein hatte. In dieser trotzigen Gesinnung des MißB- 
trauens gegen alle Welt hatten kurz zuvor (1643) die vier alten Ko- 
lonien Massachusetts, Plymouth, Connecticut und New Haven die „Con- 
federation of New England“ geschlossen, und mit richtigem Gefühl 
für die Einheitlichkeit des Widerstandes suchten umgekehrt seit 1684 
die beiden letzten Stuarts von Massachusetts aus unter Rücknahme der 
kolonialen Freibriefe namentlich die wirtschaftliche Opposition der 
Nordstaaten aufzurollen und Neuengland mit New York und New Jer- 
sey unter die absolutistische Verwaltung eines Generalgouverneurs, 
Sir Edmund Andros, zusammenzulegen. Daß dann an den Kriegen der 
englischen Parlamentsmonarchie mit Frankreich gerade die Nord- 
staaten einen so bedeutenden Anteil nahmen, lag, abgesehen von ihrer 
wirtschaftlichen Tragfähigkeit, vor allem daran, daß sie die Nachbarn 
der durch Pelzjagd und Fischerei reichsten frankoamerikanischen Ge- 
biete, Kanada und Acadia (heute Neuschottland), waren und sich unter 
tatkräftigen Führern, wie dem Gouverneur William Shirley, dem Er- 
oberer von Louisburg auf Cap Breton (1745), zu eigenen kriegerischen 
Anstrengungen sogar über die Ziele des Mutterlandes hinaus fort- 
reißen ließen. Das Mutterland hat diese Feldzüge, auch wo seine be- 
schränkten Landstreitkräfte an andere Teile der weltumspannenden 
Front gegen Frankreich gebunden waren, nach Möglichkeit und in ent- 
scheidender Weise wenigstens mit seiner Flotte unterstützt. 

Schon damals aber war wirtschaftspolitisch der Weg betreten wor- 
den, der schließlich den schleichenden Zwiespalt zwischen ihm und 
seinen amerikanischen Besitzungen der Krise entgegenführte. Zu den 
Interessengegensätzen Europas und Amerikas gesellten sich natur- 
gemäß auch solche zwischen den einzelnen Kolonien selber, und es ist 
bezeichnend, daß gerade aus einem Interessenkonflikt zweier Kolonien 
untereinander die welthistorische Bewegung erwuchs, die Nordamerika 
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von England trennte. Zwischen den nordamerikanischen Kolonien und 
den westindischen Besitzungen Englands bestanden alte Gegensätze 
mit Bezug auf den Zucker, eins der Haupterzeugnisse jener Gegend. 
Nordamerika führte in großem Umfange im Austausch mit seinen 
eigenen landwirtschaftlichen Erzeugnissen französisch-westindischen 
Zucker ein — das Mutterland gestattete stillschweigend diese Aus- 
nahme von den allgemeinen Grundsätzen merkantilistischer Kolonial- 
politik —, die westindischen Kolonien Englands dagegen suchten diese 
Ausnahme abzuschaffen und dadurch für sich das einträgliche Monopol 
der Zuckereinfuhr nach Nordamerika zu schaffen. Endlich (1733) ge- 
lang es ihnen, das englische Parlament zum Erlaß der sog. Melasse- 
akte zu bewegen, die aber nicht bloß dies Nebenprodukt der Zucker- 
erzeugung, sondern auch den Zucker selbst und den daraus bereiteten 
Rum bei der Einfuhr aus nichtenglischen in englische Kolonien mit 
verbotartigen Schutzzöllen belegte. Dadurch war zunächst den Neu- 
engländern mit einer an Hohn grenzenden Rücksichtslosigkeit einer 
der letzten noch gesetzlichen Wege zur Verbesserung ihrer agrarisch 
aktiven Handelsbilanzseite verlegt. Allein darüber hinaus war auch die 
schiefe Ebene einer handelspolitischen Neuerung betreten, die das müh- 
sam behauptete Gleichgewicht der merkantilistischen Kolonialpolitik 
auf die Dauer geradezu unmöglich machte. Schon damals wies man in 
Amerika darauf hin, daß die Melasseakte eigentlich ein Finanzgesetz 
(revenue act) sei, wie es von der mutterländischen Gesetzgebung in 
einer Art von stillschweigendem Einverständnis solange immer ver- 
mieden worden war und in der Tat der englischen Gemeinrechts- 
anschauung vom Bewilligungsrecht der Steuerzahler besonders emp- 
findlich zuwiderlief. Mit der Melasseakte fing daher auch in ehrbaren 
kolonialen Handelskreisen ein passiver Widerstand gegen die eng- 
lische Kolonialverwaltung an, der sich nicht damit begnügte, die An- 
wendung dieses einen Gesetzes vollkommen zu vereiteln, vielmehr ein 
ganzes heranwachsendes Geschlecht in der gefährlichsten Kritik und 
Mißachtung der mutterländischen Staatsgewalt erzog. 

Die südlichen Kolonien standen an sich diesen Ereignissen ferner, 
ja ihre Pflanzungswirtschaft wirkte lange Zeit auch politisch und sozial 
dahin, die dünne Grundherrenschicht nach Interessen und Sitten zu 
Verbündeten statt zu Gegnern der mutterländischen Parlamentsaristo- 
kratie zu machen. Die neuere, englandfreundliche Schule der ameri- 
kanischen Geschichtschreibung ist deshalb stellenweise so weit ge- 
gangen zu behaupten, daß es England ohne den Unabhängigkeitskrieg 
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vielleicht geglückt wäre, diesen Teil seiner alten amerikanischen Be- 
sitzungen ebenso wie die von Frankreich eroberten , Acadien (1713) 
und Kanada (1763), „loyalistisch“ zu erhalten. Dennoch hatte auch im 
Süden schon vor der Revolution eine Entwicklung eingesetzt, die ihn 
auf die Dauer in jedem Fall dieselbe Bahn zur Abtrennung wie den 
Norden hätte einschlagen lassen. Es war das Wirtschaftsinteresse der 
fortschreitenden Siedlung im Westen, was auch dem Süden ein neues, 
von England unabhängiges Schwergewicht verlieh, und es war eben 
das erstarkende Selbstbewußtsein einer kriegstüchtigen aristokratischen 
Oberklasse, was ihm die Möglichkeit gab, diesem Zug zur Unabhängig- 
keit zu folgen. 

Kurz nachdem der Friedensschluß des Österreichischen Erbfolge- 
kriegs (1748) die Nordkolonien um ihre Eroberung Louisburg betrogen 
hatte, gründete die virginische Aristokratie unter dem Gouverneur Ro- 
bert Dinwiddie, einem jener ostindischen Beamtenparvenüs vom 
Schlage Clives, die großen Landgesellschaften, die dem Vordringen 
der Franzosen in den linken Nebentälern des Mississippi Schach bieten 
sollten, wie die mittleren und nördlichen Kolonien es am St. Lorenz 
und an den großen Seen taten. Bei diesem Unternehmen mußte zum 
erstenmal auch für den Süden der bislang dort verachtete „arme weiße 
Abfall“ (poor white trash), wie man mit dem Bilde der Entlaubung des 
Zuckerrohrs die nicht grundherrlichen Klassen zu nennen liebte, als 
bäuerlicher Siedler eine große Bedeutung gewinnen. Nicht zufällig hat 
damals der Pilanzer Lawrence Washington, der Halbbruder des spä- 
teren ersten Präsidenten, seine Standesgenossen auf das Beispiel des 
benachbarten Pennsylvania aufmerksam gemacht, das seiner freiheit- 
lichen Verfassung eine so herrliche Blüte verdanke. 

Sobald diese neue Richtung einmal genommen war, erwies sich für 
den Augenblick der Süden sogar dem Norden überlegen. Der sieben- 
jährige Krieg gegen Frankreich und seine indianischen Verbündeten 
war politisch und militärisch die große Vorschule der amerikanischen 
Revolution, und die Last dieses Krieges wurde außer von dem Heer 
und der Flotte des Mutterlandes namentlich von der feudalen Gesell- 
schaft des Südens getragen, die alsbald in George Washington 
den symbolischen Führer fand. Auch die Demokratie des Nordens trat 
politisch, besonders auf den ersten, von England selbst veranlaßten 
„Kongressen“ der Kolonien zu Albany in New York (1753 1f.), am glän- 
zendsten damals bereits in der Gestalt Benjamin Franklins, des Kauf- 
manns und Aufklärers, hervor. Aber gerade in seiner Heimat Pennsyl- 
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vania zeigte sich unter dem Deckmantel des quäkerischen Pazifismus 
viel Lauheit und Selbstsucht einer durch wirtschaftlichen Fortschritt 
verweichlichten Bevölkerung. Es war der Süden, der in heißem, erst 
mit der Zeit erfolgreicherem Ringen hier den Grund zu einem ganz 
neuen Selbständigkeitsbewußtsein gegenüber dem Mutterlande legte, 
der dann im Pariser Frieden (1763) seine Hauptgefahr, das französische 
Kanada, beseitigt sah, sogleich aber mit desto größerem Ingrimm er- 
lebte, wie nun die Londoner Regierung ihre neuen französischen Unter- 
tanen durch eine geschickte Versöhnungspolitik gegen die alten anglo- 
amerikanischen auszuspielen anhob. 


II. Die Revolution und die Republik. 


Literatur: H. E. Egerton, Causes and character of the American Revolu- 
tion. 1923. — H.L. Osgood, The American colonies in the 18. cent. 4 Bde. 
1924. — C. H. van Tyne, The causes of the War of Independence, 
3 Bde. Lond. 1922ff. — C.E. Carter, The significance of military office in 
America 1763—1775 Am. Hist. Rev. 28 (1923), 475ff. — H. Doniol, Histoire de la 
participation de la France a l’&tablissement des Etats Unis d’Ame£rique. 5 Bde. 
1886—1895. — C. A. Beard, An economic interpretation of the Constitution of 
the U. S. 1913. — E. B. Thach, The creation of the Presidency 1775—1789. 
Baltimore 1923. 

Mit Recht spricht die heutige angelsächsische Geschichtschreibung 
fast einstimmig von der Revolution und nicht mehr bloß von dem Un- 
abhängigkeitskrieg der Vereinigten Staaten. Man versteht den Abfall 
der Tochter von der Mutter nicht, ehe man in ihm neben der einfachen 
großen Bewegung auf staatliche Trennung von Europa auch die damit 
dunkel verflochtene, aber nicht minder bedeutende innerpolitische und 
soziale Umwälzung erkennt, die als Zwischenglied zwischen den eng- 
lischen Revolutionen des 17. Jahrhunderts und der Französischen von 
1789 unabtrennbar ebensogut der europäischen wie der amerikanischen 
Geschichte angehört. 

Der volkstümliche Geschichtsmythos sieht in dem Ausbruch der 
amerikanischen Revolution noch immer die Rückwirkung auf den ver- 
brecherischen Leichtsinn des englischen Königs Georg III., dessen Re- 
gierungsantritt (1760) in der Tat mit einer neuen Wendung der eng- 
lischen Kolonialpolitik zusammenfiel und dessen Person daher den 
zielbedürftigen revolutionären Tyrannenhaß zu tragen bekam. Aber er 
war natürlich nur ein, wenn auch in anderer Weise als seine beiden 
welfischen Vorgänger führender, Einzelner in einer Epoche nationaler 
Zusammenraffung Englands, die im Siebenjährigen Kriege unter dem 
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älteren Pitt ebenso wie später in den napoleonischen Kriegen unter | 


dem jüngeren äußere und innere Gefahren durch eine neue Ordnung 
und Betonung der Staatsgewalt zu überwinden suchte. Sie bedingte 
ganz allgemein auch ein verändertes Auftreten gegenüber den Fragen 
des kolonialen Handels- und Verwaltungssystems, und es wiederholte 
sich jetzt hier außerhalb Englands die Taktik der Stuarts, die parla- 
mentarischen Beschränkungen der zivilen Regierungsbehörden durch 
den Ausbau der unumschränkten Militärhoheit zu umgehen. Seit 1761 
bürgerte sich die Übung der militärisch unterstützten Untersuchungs- 
befehle (writs of assistance) in den amerikanischen Kolonien ein, 
und das sog. Quartiergesetz, das ihnen nach dem Frieden mit Frank- 
reich (1764) nicht unbillig den Unterhalt des verbleibenden kleinen 
Kolonialheeres (10000 Mann) aufibürdete, mußte sogleich auch als 
künftiger Hebel einer militärischen Zwangspolitik großen Stils auf- 
gefaßt werden. Diese Kränkungen des altenglischen Rechtsgefühls aber 
erhielten alsbald einen noch viel einschneidenderen Sinn dadurch, daß 
zugleich die Zollpolitik des Melassegesetzes (s. S. 15) bei dessen Er- 
löschen in dem sog. Zuckergesetz verewigt und eben nach der ver- 
fassungswidrigen Seite der unbewilligten Auflagen erheblich verstärkt 
und grundsätzlich festgelegt wurde. Nicht nur der von den Naviga- 
tionsakten bekämpfte Auslandsverkehr, sondern sogar der über Eng- 
land gedeckte Luxusbedarf der wohlhabenderen kolonialen Gesell- 
schaftsschichten wurde zollpflichtig, und wie zu Lande die Militär- 
gewalt neben die Gouverneursregierung, trat in den Häfen immer ab- 
solutistischer die Schmuggelpolizei der englischen Marine neben die 
im ganzen verständnisvolle Zollbeamtenschaft der englischen Finanz- 
verwaltung. 

Erst auf diesem allgemeinen Hintergrund rückt die Empörung in das 
rechte Licht, die sich (im Unterschied von den mitbetroffenen west- 
indischen und kanadischen Besitzungen) bei den alten amerikanischen 
gegen das berühmte Stempelsteuergesetz (1765) George Gren- 
villes, des Ministerpräsidenten der whiggistischen Aristokratie, erhob. 
Die Einführung einer ganz neuen Belastung des gesamten Geschäfts- 
verkehrs und des dazu erforderlichen neuen Behördenapparats gab 
gleichzeitig in Virginia und Massachusetts, bezeichnenderweise unter 
Führung der Anwaltschaft, Männern wie Patrick Henry und James 
Otis, das Zeichen zum offenen Widerstand gegen die mutterländische 
Bedrohung von „Freiheit und Eigentum“. Der im Oktober 1765 in New 
York zusammentretende „Stamp Act Congress“ mit seinen Decla- 
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rations, die das Steuerbewilligungsrecht für einen Teil der Men- 
schen- und Engländerrechte erklärten, war die erste der revolutionären 
Versammlungen, deren lange Reihe die koloniale Staatshoheit aus den 
‚Händen des Mutterlandes in die der Kolonien selbst überführte. Un- 
gleich wirksamer aber als diese nicht einmal von allen Kolonien be- 
schickte Demonstration war für den Augenblick der Boykott, den die 
ganze amerikanische Geschäftswelt einmütig den Waren des Mutter- 
landes androhte, falls nicht bis zum neuen Jahre die Stempelsteuer 
wieder aufgehoben werde. 

Wie die Kolonien Grenville schon vor Erlaß des Gesetzes durch ihre 
halbdiplomatischen Agenten in London versichert hatten, war dabei 
ihre Meinung keineswegs die, sich angemessenen und in herkömmlich 
ständischer Form vereinbarten Auflagen zu entziehen, und das nicht 
unberechtigte Mißtrauen, das trotzdem wie in allen ständischen Kon- 
flikten sachlich zwischen Landesherrschaft und Untertanen bestand, 
ließ sich eine Weile einschläfern, als der im Sommer 1765 an Grenvilles 
Stelle getretene Marquis von Rockingham von den erschreckten eng- 
lischen Handelskreisen zu einer versöhnlichen Politik gedrängt wurde 
und andererseits der große Vertreter des pennsylvanischen Bürger- 
tums, Benjamin Franklin, in der ersten seiner berühmten Europa- 
missionen dem Staatsrat Georgs III. den kolonialen Standpunkt von 
der besten Seite darzustellen wußte. Es wird eine jener typischen 
Streitfragen bleiben, in deren Beurteilung sich gewaltpolitische und 
ausgleichspolitische Gesinnung scheiden, welchen Erfolg es in dieser 
Lage haben mußte, daß Rockingham wirklich im Frühjahr auf Pitts 
Rat 1766 das Stempelsteuergesetz unter grundsätzlichem Vorbehalt des 
mutterländischen Besteuerungsrechts widerrief. Denn zu der Schwäche, 
die England damit in gefährlicher Weise vor sich selbst und der Welt 
bekannt hatte, kam noch ein anderes Moment hinzu, das in der Über- 
lieferung mit Unrecht hinter dem Gegensatz zwischen Krone und Ko- 
lonien zurückgetreten ist. Der englische Absolutismus war durchaus 
nicht allein oder auch nur hauptsächlich von dem König und seiner 
Regierung getragen; vielmehr zeigte es sich hier zuerst in der neueren 
Geschichte, wie wenig im Verkehr der Staats- und Wirtschaftsgesell- 
schaften untereinander demokratische Innenpolitik sich auf das Ver- 
hältnis zur Außenwelt zu übertragen geneigt ist: dasselbe englische 
Parlament, das vor nicht viel mehr als zwei Menschenaltern das König- 
tum in die Bande des konstitutionellen Verfassungsrechts geschlagen 
hatte, war jetzt mindestens so weit entfernt wie der König, den Ko- 
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lonien die gleiche Rechtsentwicklung zuzubilligen, und half sich über 
diesen Widerspruch mit einer unaufrichtigen Theorie hinweg: da, so 
hieß es, das Parlament die Vertretung des gesamten englischen Reiches 
ist, vertrete es auch die Kolonien mit, und die Klagen der Amerikaner, 
daß sie in der steuerbewilligenden Zentrale des Reiches nicht mitzu- 
reden hätten, seien also gegenstandslos! Man weiß heute, daß die 
führenden Parlamentsgruppen noch mehr als Georg IIl., und gerade 
auch aus Eifersucht auf eine mögliche Sonderverständigung zwischen 
diesem und den Kolonien, darauf gehalten haben, die mutterländische 
Rechtsauffassung in der kolonialen Steuerpolitik uneingeschränkt zur 
Durchführung zu bringen. 

Aber auch auf der amerikanischen Seite fehlte es nicht an geistigen 
Vorbehalten, die allen Ausgleichsversuchen den Charakter eines bloßen 
Waffenstillstandes gaben. Es war ein schlechtes Zeichen für den an- 
geblichen Willen der Kolonien zur Selbstbesteuerung, daß die Durch- 
führung des Quartiergesetzes namentlich in dem wohlhabenden New 
York noch immer auf passiven Widerstand stieß. Man darf daher 
keinen allzu großen Nachdruck darauf legen, daß nach einem aber- 
maligen Kabinettswechsel in England der neue Ministerpräsident Pitt 
persönlich durch Krankheit viel von den Geschäften ferngehalten wurde 
und sein Schatzkanzler Charles Townshend fast auf eigene Hand 
(1767) eine grundsätzliche Neuordnung der kolonialen Zollverwaltung 
vornehmen konnte. Denn dieser typische Vertreter der whiggistischen 
Oligarchie tat damit nur, was die whiggistische Parlamentsmehrheit 
guthieß, ja verlangte, und die Amerikaner mißbilligten an seiner Ge- 
setzgebung nicht die geringfügige Belastung ihrer Luxuseinfuhr, son- 
dern das absolutistische Ziel, das sich vor allem in der Bestimmung 
der neuen Auflagen für die Besoldung der kolonialen Bürokratie aus- 
drückte und das durch die gleichzeitige Schließung des widerspensti- 
gen Landtages von New York und Einsetzung besonderer Admiralitäts- 
gerichte für Vergehen gegen die Schiffahrtsakte stark unterstrichen 
wurde. Die nächste Folge war (1768) ein Wiederaufflammen der ameri- 
kanischen Opposition, diesmal in der Form von Rundschreiben der 
kolonialen Einzellandtage, die anfangs (das ist nicht ohne Belang) den 
König als Schiedsrichter zwischen dem kolonialen und dem englischen 
Parlamentarismus anriefen, nachher aber eine immer revolutionärere 
Sprache führten und in ihrer Geschlossenheit das Vorbild für die spä- 
teren „Korrespondenzausschüsse“ der kolonialen Stadtgemeinden (1772) 
abgaben. Fast überall kam durch diese Politik, die die Gouverneure- 
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mit Auflösung der Landtage beantworteten, die ordnungsgemäße Ko- 
lonialverwaltung zum Stillstand. 

Der Verschärfung des kolonialen Widerstandes aber entsprach nun 
auch eine Verschärfung der mutterländischen Zwangsmittel. Seit dem 
Herbst 1768 wurden die bisherigen amerikanischen Garnisonen durch 
Nachschübe aus der Heimat auf eine Stärke gebracht, die bald über 
ihre beabsichtigte Verwendung keinen Zweifel mehr ließ, und schon im 
Frühjahr 1770 war das Verhältnis zwischen dieser Okkupation und der 
Bevölkerung so verbittert, daß in Boston, dem Mittelpunkt der england- 
feindlichen Agitation, wie in solchen Lagen gewöhnlich die Gewehre 
der gereizten und eingeschüchterten Truppen gleichsam von selbst 
losgingen. Jetzt erst, also doppelt zu spät, wiederholte nach einem 
letzten Regierungswechsel in England Lord North Rockinghams Auf- 
hebung des Stempelsteuergesetzes, indem er Townshends Kolonialzölle 
abbaute und sogar in einem Rundschreiben den Kolonien für die Zu- 
kunft Freiheit von weiteren Abgaben zusagen ließ. Aber wie damals 
die Deklarationsakte das Besteuerungsrecht des Mutterlandes vorbe- 
halten hatte, blieb seine Nachgiebigkeit auch jetzt auf halbem Wege 
stehen, indem von Townshends Zöllen einzig der auf Tee aufrecht- 
' erhalten wurde. Das genügte, um den Faden des Konflikts auch recht- 
lich fortzuspinnen. 

Denn die Verteuerung dieser Einfuhrware, deren Verbrauch sich mit 
steigendem Wohlstand auf immer weitere Kreise der amerikanischen 
Bevölkerung ausdehnte, brachte nun außer den Berufspolitikern und 
den von ihnen beeinflußten Massen auch den an sich mehr der Ruhe 
zuneigenden Großhandel noch einmal gewaltig gegen den englischen 
Merkantilismus auf. Man wußte, daß im Grunde nur das Interesse der 
Ostindischen Kompanie hinter dem Teezoll stand, dessen Erhebung es 
der Zoll- und der Marineverwaltung ermöglichte, die Bestimmungen 
der Navigationsakte gegen den holländischen und französischen Wett- 
bewerb wirksamer als sonst durchzuführen. Als nun (1773) England 
vollends dazu überging, das Monopol der Ostindischen Kompanie 
durch das Zugeständnis unmittelbaren Verkehrs zwischen Indien und 
Amerika und die Rückvergütung des dortigen Zolls zu steigern, mußten 
sich die amerikanischen Händler und Verbraucher neben der Aus- 
beutung auch noch betrogen, zum Schaden auch noch mit Spott be- 
laden fühlen. Hatte schon im Vorjahre der alltägliche Kleinkrieg zwi- 
schen Schmugglern und Kriegsflotte in der Zerstörung des Zollschoners 
„Gaspee“ (der Name eines französisch-kanadischen Bezirks) durch das 


22 II. Die Revolution und die Republik 


Postschiff von Rhode Island gegipfelt, so steigerte sich jetzt der Boy- 
kott der amerikanischen Handelswelt gegen den ostindischen Tee zum 
offenen, von der Bostoner Stadtverwaltung gebilligten Angriff auf die 
Teeschiffe, die ungelöscht dort im Hafen lagen und deren Ladung 
„mit Seewasser zubereitet“ wurde. | 

Wie vor drei Jahren die Tötung weniger Zivilpersonen als „Bostoner 
Massaker“ die revolutionären Leidenschaften geschürt hatte, riß über 
der Gewaltsamkeit des Teeboykotts dem englischen Parlament die Ge- 
duld. Mit Ausnahme von Pitts Gegner Henry Fox und radikalen Agi- 
tatoren wie Tucker und Cartwright schwiegen einen Augenblick alle 
Stimmen der Versöhnung, und vier große, unter sich zusammenhän- 
gende Vergeltungsmaßregeln trafen (1774) die Kolonien, in erster Reihe 
den Rädelsführer Massachusetts. Die Boston Port Act schloß bis zur 
Genugtuung und Verbürgung künftigen Wohlverhaltens diesen Haupt- 
hafen dem Verkehr, die Massachusetts Government Act verwandelte 
: den zwischen einem Oberhaus und einem Ministerium die Mitte hal- 
tenden, bisher von den Ständen gewählten Rat des Gouverneurs in 
eine vom König ernannte und absetzbare Behörde, die Impartial Ad- 
ministration of Justice Act verlegte den Gerichtsstand für Kapitalver- 
brechen von Beamten der Kolonie aus ihr nach Neuschottland oder 
Großbritannien, die Quebec Act endlich gab dem ehemals französischen 
Kanada sein französisches Gewohnheitsrecht und seine katholische 
Staatsreligion zurück und dehnte obendrein sein so gegenüber den alt- 
englischen Kolonien feindlich abgeschlossenes Gebiet bis zum Ohio 
und Mississippi aus, wo es diesen die Ausbreitung nach dem Westen 
verlegte. Das Amt des Gouverneurs von Massachusetts wurde an Stelle 
Hutchinsons, den Franklins Enthüllungen über seine Denunziationen 
bei englischen Politikern unmöglich gemacht hatten, dem neuen Ober- 
befehlshaber in Nordamerika Gage übertragen. 

Einen Augenblick war auch auf seiten der Kolonien die Frage, ob 
der Schlag des Mutterlandes ihre landschaftlich und parteimäßig ver- 
schiedenen Interessen zur Abwehr einig finden werde. Es bedurfte der 
ganzen Kraft so hervorragender Politiker wie des New Yorkers John 
Jay und des Pennsylvaniers John Dickinson, des Verfassers der be- 
kannten steuergegnerischen Farmer’s Letters (1767), um zu ver- 
hüten, daß sich Philadelphia als alte Nebenbuhlerin Bostons von der 
gemeinsamen Sache trennte, um sich aus einer Eigentümerkolonie in 
eine Kronkolonie umschaffen zu lassen. 

‘Wiederum versammelte sich, wie im Siebenjährigen Kriege und wie 
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zur Bekämpfung des Stempelsteuergesetzes, im Herbst 1774 im Gilde- 
haus der Zimmerleute in Philadelphia selbst ein „Kontinentalkongreß“ 
aller Kolonien außer Georgia, der alsbald in der Form einer Ameri- 
can Association ein allgemeines Einfuhrverbot gegen englische 
Waren erließ. Aber ein entsprechendes Verbot der Ausfuhr nach Eng- 
land wurde erst für das nächste Jahr in Aussicht genommen. Schon 
regten sich beiderseits gemäßigte Parteien, um, wie das ja später in 
der Tat so oft der Verlauf von Verfassungskonflikten im britischen 
Weltreich sein sollte, das Werkzeug der Revolution zu einem Werk- 
zeug des Ausgleichs umzubiegen und den Kongreß als Gesamtvertre- 
tung der alten nordamerikanischen Festlandsbesitzungen unter der 
Krone anzuerkennen. Wie stark das Mutterland auf eine koloniale 
Strömung zu diesem Ziele rechnete, offenbarte es dadurch, daß bei 
der einstweiligen Ausdehnung der Boston Port Act auf die ganze Küste 
(auch die Neufundlandfischerei) doch wenigstens der Handel New 
Yorks und die Reisausfuhr Nordcarolinas verschont blieb. 

Aber selbst Pitt, jetzt Graf Chatham, und Burke, die Hauptförderer 
des Kongreßverfassungsplans, wollten den Kolonien darin nur die 
Selbstbesteuerung zugestehen und die Regelung der gegenseitigen 
Handelsbeziehungen in englischen Händen behalten. Bereits im Früh- 
jahr 1775 beendete daher Franklin seine Londoner Mission als aus- 
sichtslos. Nun nahmen die Dinge in Massachusetts weiter ihren Lauf 
auf eine kriegerische Lösung zu. Auf die Landesmiliz gestützt, hatte 
dort ein revolutionärer Konvent oder Provinzialkongreß, wie man ihn 
auch hieß, eine förmliche Gegenregierung gegen das bürokratische 
Militärgouvernement eingerichtet. Ende April 1775 kam es zum ersten- 
mal vor Boston, bei Lexington und bei Concord, zu bewaffneten 
Zusammenstößen zwischen der Konventsmiliz und Gages Truppen, die 
deren Munitions- und Proviantmagazine aufzuheben versuchten. Der 
unglückliche Ausgang dieser Scharmützel veranlaßte den „Sicherheits- 
ausschuß“ des Konvents, mit Hilfe der Nachbarkolonien ein ganzes 
kleines Heer aufzustellen und auf den Höhen hinter Boston zu sam- 
meln, um Gage in der Stadt auszuhungern. Dieses wurde hier, bei 
Bunker Hill, Mitte Juni 1775 zugleich von der englischen Flotte 
und den englischen Landtruppen angegriffen und erst nach hartem 
Ringen zum Rückzug gezwungen. 

Kurz vorher hatte sich der Zweite Kontinentalkongreß, Anfang Mai 
1775 mit einer ausgesprochen verständigungsbereiten Mehrheit zusam- 
mengetreten, doch dazu aufgerafft, namens der „Vereinigten Staaten 
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von Amerika“ Papiergeld auszugeben, eine Postverwaltung einzurich- 


ten, das Konventsheer von Massachusetts als „Kontinentalarmee“ zu 
übernehmen und unter den Oberbefehl George Washingtons zu 
stellen. Die Feuertaufe von Bunker Hill gab jetzt allenthalben den 
„Patrioten“, wie sich die Befürworter des Abfalls von England nann- 
ten, die Oberhand. Im September 1775 gingen Teile der Kontinental- 
armee ihrerseits in Gestalt einer weitausschauenden Unternehmung 
gegen Kanada zum Angriff auf das Mutterland über. Im März 1776 
wurde Washingtons Druck auf Boston so stark, daß sich Gages Nach- 
folger Howe zur Räumung der Stadt entschloß. Und im gleichen 
Schritt rückte die politische Entwicklung vorwärts. Franklin, der sich 
mit Samuel Adams und dem Naturforscher Rittenhouse an die Spitze 
der Unabhängigkeitsbestrebungen gestellt hatte, fand bemerkenswerter- 
weise in der Schrift eines englischen Radikalen, Thomas Paines Com- 
mon Sense, das wirksamste Mittel zur Gewinnung der Massen. Im 
Mai 1776 setzte John Adams von Massachusetts, der Vater des re- 
publikanischen Einheitsgedankens, es durch, daß der Kongreß in einem 
staatsrechtlich höchst wichtigen Beschluß sämtliche vereinigten Ko- 
lonien zur Einsetzung selbständiger Regierungen aufforderte. Nachdem 
so die früheren Unabhängigkeitserklärungen einzelner Kolonien zu 
einem grundsätzlichen Ganzen zusammengefaßt waren, folgte am 
4. Juli 1776 mit erst jetzt hergestellter Einstimmigkeit die Unabhängig- 
keitserklärung der „Vereinigten Staaten von Amerika“. 

Damit war nun vorläufig nicht mehr als ein Programm aufgestellt, 
das der neue Staatskeim gegen die alte mutterländische Großmacht 
erst in sieben schweren Kriegsjahren durchzuführen vermochte. Wenig. 
später als zwei Monate nach der Unabhängigkeitserklärung mußte Wa- 
shington dem englischen General Howe New York überlassen, das 
dann den ganzen Krieg hindurch den Engländern als beste Etappe 
diente, und im Herbst 1777 eroberte Howe von der See aus den so lange 
von Washington an der Delawarelinie tapfer verteidigten Kongreßsitz 
Philadelphia selbst. Das von den Republikanern verachtete deutsch- 
englische Söldnerheer König Georgs, in bedenkenloser Zusammenarbeit 
mit den westlichen Indianerstämmen, hatte zunächst leichtes Spiel 
gegen das aus Milizen und „Kontinentalen“ erst zusammenwachsende 
amerikanische Volksheer, in dem nicht bloß Fahnenflucht unter den 
Truppen einriß, sondern sogar Generäle wie Charles Lee und nachher 
Benedict Arnold sich als verräterische Anhänger Englands entpuppten. 
Das war aber wieder nur eine Folge der bürgerlichen Uneinigkeit, die 
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die einzelnen Kolonien ebenso wie innerhalb ihrer die einzelnen Volks- 
klassen trennte. Die „Bundesverfassung“ (Articles of Confede- 
ration), mit denen der Kongreß am 15. November 1777 den „Freund- 
schaftsverband“ der Kolonien zu besiegeln versuchte, wurde erst 1781 
von ihnen allen ratifiziert, weil sich im Streit zwischen den entgegen- 
gesetzten Auffassungen von der Staatshoheit des Bundes und seiner 
Glieder diese namentlich über das Besitzrecht an den großen west- 
lichen Kolonisationsgebieten nicht einigen konnten, und die verhängnis- 
volle Papiergeldwirtschaft des Kongresses (das erste große Noten- 
kreditexperiment seit den Zeiten John Laws) war lediglich ein Zeichen 
dafür, daß besonders die wohlhabenden Schichten sich mit vollen Hän- 
den an der Not des Landes bereicherten, ohne in der Form der Be- 
steuerung das geringste Opfer für die gemeinsame Sache zu bringen. 

Die heutige englische Geschichtschreibung neigt zu der Ansicht, daß 
‚aus dieser Lage auch jetzt noch ein Ausgleich mit dem Mutterland der 
natürlichste Ausweg gewesen wäre, hätte nicht die äußere Verflech- 
tung des amerikanischen Krieges in den weltpolitischen Gegensatz 
zwischen England und den bourbonischen Seemächten den Kolonien 
zugleich den Willen und die Macht zur Unabhängigkeit gestärkt. Un- 
parteiisch kann man aber auch umgekehrt sagen, daß nur ein wach- 
sendes Maß dieses Willens und dieser Macht die äußere Hilfe Frank- 
reichs und Spaniens überhaupt erst herbeiführte. Gewiß war die schon 
seit den sechziger Jahren betätigte Teilnahme der französischen Re- 
gierung und der französischen Aufklärung an dem Verfassungskonflikt 
Englands mit seinen Kolonien ein wichtiger potentieller Faktor auf 
der amerikanischen Seite. Aber wenn dabei der bourbonische Absolu- 
tismus immerhin bloß rein machiavellistische Ziele verfolgen konnte, 
so waren doch auch die französischen Aufklärer nicht frei von eigen- 
süchtig-wirtschaftlichen Beweggründen. Der Dichter Beaumarchais, 
durch dessen Hände die Fäden des ersten bestimmteren Einverständ- 
nisses zwischen dem Kongreß und Frankreich liefen, spielte dabei in 
Wirklichkeit die Rolle eines großartigen Kriegsschiebers, dem die Sub- 
sidienzahlungen und Heereslieferungen für Amerika so gut wie vielen 
amerikanischen und englischen Politikern Mittel zu eigenen Geschäften 
waren. Selbst als dann die Entsendung Franklins nach Paris Frank- 
reich und das ganze europäische Festland auch innerlich für die Sache 
der Amerikaner erwärmte, enthielten die über den Atlantik strömenden 
Freischaren neben Idealisten wie Lafayette Männer wie jenen Brog- 
lie, der Washington aus dem Oberbefehl verdrängen wollte. Erst als 
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die Revolution einen entscheidenden kriegerischen Erfolg errang, ent- 
schlossen sich, wie es der typische Verlauf aller Revolutionsgeschichte 
ist, die Feinde Englands zu ihrer politischen Anerkennung und mili- 
tärischen Unterstützung. Es war der unglückliche Vorstoß des Generals 
Burgoyne aus Kanada auf New York und seine berühmte Kapitula- 
tion bei Saratoga im Oktober 1777, die sozusagen zum erstenmal 
einen beginnenden inneren Umschwung jener ursprünglichen Kriegs- 
lage verrieten. Der edle Vertreter der englischen Bildungsaristokratie, 
geistig halb auf seiten seiner Gegner, erlag mit dem Soldheer seiner 
Bloodybacks (wie sie zum Hohn auf ihre barbarische Prügeldisziplin 
hießen) dem Zusammenwirken von Washingtons langsam erstarkter 
Armee mit der in ihrer Mehrheit revolutionär gesinnten Landbevölke- 
rung. Jetzt konnte, zumal das erschreckte englische Parlament mit 
Versöhnungsbeschlüssen eine Art Wettbewerb um Amerika eröfinete, 
im Frühjahr 1778 das Bündnis mit Frankreich, in dem darauffolgenden 
das mit Spanien abgeschlossen werden. 

Das aber bedeutete vor allem, daß die Entscheidung des Krieges 
von den zersplitterten und wechselnden Aktionen zu Lande auf die 
See verlegt wurde. Hier hatte sich bisher die englische Flotte, gleich- 
sam in Fortsetzung der alten Schmugglerkämpfe, schon der Frei- 
beuterei der neuenglischen Kaper mit genauer Not erwehrt. Vielfach 
ist behauptet worden, der persönliche Ehrgeiz des englischen Kriegs- 
ministers Lord George Germain habe die Möglichkeiten der See- 
strategie zugunsten des Landkriegs vernachlässigt. Heute weiß man, 
daß dabei vor allem die gründliche Neuordnung mitsprach, in der die 
englische Marine ebendamals begriffen war. Um so gefährlicher mußte 
ihr gerade in diesem Augenblick das Wiedererwachen des säkularen 
Seekriegs mit Franzosen und Spaniern werden, denen 1781 die „Be- 
wafinete Seeneutralität“ der nordischen Staaten und Hollands beitrat 
und damit den Ring der Seemächte um England schloß. Nun wurde 
der amerikanische Landkrieg in der Tat zu einem englischen Rückzugs- 
gefecht unter dem näheren und ferneren Druck der Flottenaktionen. 
So wurde gleich zuerst Philadelphia wieder geräumt, um alle Kräfte 
in New York zu sammeln, und der Krieg schien eine Zeitlang in wilde 
Vergeltungsmaßnahmen der revolutionären „Whigs“ gegen ihre „loya- 
listischen“ Landsleute einerseits, der englischen Flotte gegen die neu- 
englischen Küstenstädte andererseits auszuarten. Erst als 1779 der 
Schwung der amerikanischen Freiheitsbewegung, getragen von ameri- 
kanischen Freischaren, auch die westlichen Gebiete des französischen 
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und spanischen Kolonialreichs, Louisiana und Florida, ergriff, unter- 
nahmen die englischen Generale Clinton und Cornwallis einen 
letzten Versuch, von dem im wesentlichen treu gebliebenen Georgia 
aus die amerikanische Stellung aufzurollen und womöglich wenigstens 
die rohstoffwirtschaftlich wichtigeren und politisch konservativeren 
Südkolonien für England zu retten. Aber gerade daß Cornwallis dabei 
mit dem Mute der Verzweiflung weit bis nach Virginia hinauf vorstieß, 
setzte ihn dem vollen Nachteil der mangelhaften englischen Seebeherr- 
schung aus: seine Seeverbindung mit Clinton in New York wurde im 
September 1781 durch einen französischen Seesieg an der Mündung 
der Chesapeakebucht abgeschnitten, und nun vermochte Washington, 
der bis dahin fast ohne Rücksicht auf den Süden mit aller Macht die 
Landverbindung nach den Neuenglandprovinzen geschützt hatte, unter 
genialer Umgehung Clintons die Schlinge zuzuziehen und im Oktober 
Cornwallis auf der Landzunge von Yorktown zur Kapitulation zu 
zwingen. 

War schon die kriegerische Selbstbehauptung der jungen amerikani- 
schen Konföderation bis zur Unmöglichkeit schwer gefallen, so muteten 
ihr die jetzt (März 1782) von einem neuen englischen Kabinett Rock- 
ingham in Versailles eröffneten Friedensunterhandlungen eine noch 
härtere Prüfung zu, weil dabei naturgemäß die im Kampie vereinigten 
Interessen der Feinde Englands alsbald auseinandergingen. Es be- 
leuchtet auch rückwärts den ausgesprochen realpolitischen Charakter 
der französischen Hilfe, daß Ludwigs XVI. Außenminister Vergennes 
nichts Eiligeres zu tun hatte, als ein Einverständnis mit England über 
eine gemeinsame Einschränkung der neuen revolutionären Staatsmacht 
anzustreben: Er wollte das Land westlich der Wasserscheide zwischen 
Atlantik und Mississippi, der Alleghanies, einfach nördlich des größten 
Nebenstroms des Mississippi, des Ohio, dem englischen Kanada, süd- 
lich davon der bourbonischen Kolonialsphäre zuweisen. Aber an dieser 
Wendung, die über das Schicksal der werdenden amerikanischen Re- 
publik als Großstaat entscheiden sollte, trat noch klarer als im Kriege 
trotz allem inneren Zwiespalt der Landschaften, Klassen und Personen 
der einheitliche politische Wille der Freiheitskämpfer hervor: An der 
Seite Franklins, dessen geistige Beziehungen zu Frankreich ihn den 
französischen Zielen gefügiger machten und eine Entschädigung dafür 
bei England suchen ließen, gelang es namentlich John Jays unermüd- 
licher Tatkraft, das Recht Amerikas auf seinen eigenen Westen um- 
gekehrt im Einvernehmen mit dem früheren Mutterland durchzusetzen. 
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Es war von unabsehbarer Bedeutung, daß seine Festigkeit dazu beitrug, 
die englische Regierung noch ein zweites Mal umzugestalten und das 
Kabinett Shelburne, dasselbe, in dem der jüngere Pitt sein groß- 
artiges Reformwerk begann, auf die zukunitsvolle Linie der angel- 
sächsischen Interessengemeinschaft mitzureißen. Der Friedensver- 
trag, der endlich, nach dem Zwischenspiel der Koalition Fox’ und 
Norths, von Pitt (Dezember 1783) ratifiziert wurde, gab der amerikani- 
schen Konföderation im wesentlichen die heutige Seengrenze gegen 
Kanada und dazu den Anteil an den neufundländischen Fischerei- 
rechten, der bis auf den heutigen Tag ein wunder Punkt der britischen 
Reichspolitik geblieben ist. Niemals hat ein politisches Opfer geschicht- 
lich reichere Frucht getragen: Die langsame Heilung des bitteren angel- 
sächsischen Familienstreits, die Wendung Amerikas von den romani- 
schen Mächten zurück zu England war dadurch in der Grundlage schon 
vorbereitet. 

Aber auch der dritten und schwersten Aufgabe der befreiten Ko- 
lonien, der Herstellung einer über den Kampf hinaus dauerhaften Ein- 
heitsstaatsform, war dadurch wirksam vorgearbeitet. Die Konfödera- 
tion als Partei des Friedensvertrags und Rechtsinhaberin seiner Vor- 
teile konnte mit ganz anderem Nachdruck als vorher alle die Bestre- 
bungen um sich sammeln, die die Staatsgewalt des Bundes über 
die der früheren Einzelkolonien, der „Staaten“, zu erhöhen suchten. 
Und dazu war es in vielen Beziehungen die höchste Zeit. Der Kon- 
tinentalkongreß und die von ihm geschaffenen Zentralbehörden friste- 
ten aus den Matrikularbeiträgen der Staaten, den „Requisitionen“, ein 
immer kümmerlicheres Dasein. Namentlich waren sie ganz außer- 
stande zu verhindern, daß in typischem, später z.B. in allen Sied- 
lungsgruppen des britischen Weltreichs wiederholtem Wettbewerb die 
Einzelstaaten einander handels- und verkehrspolitisch den Rang ab- 
liefen und darin von England durch entsprechende Anwendung seiner 
Navigationsakte begierig bestärkt wurden. Am allermeisten aber 
wurde das öffentliche Leben der Konföderation durch die Kriegs- 
schulden geschwächt, denen sich nicht bloß die Privatwirtschaft mit 
ihrer Flucht aus dem Bundespapiergeld, sondern auch die Staaten- 
regierungen mit Beschränkung ihrer Haftbarkeit zu entziehen eilten. 
Aus alledem ergab sich, daß sich gerade das zwischen den Einzel- 
staaten arbeitende, eines größeren gesicherten Rechtsgebiets bedürf- 
tige Großkapital allmählich immer unzweideutiger für den Bundes- 
staatsgedanken einzutreten gewöhnte. Und ihm schlossen sich dabei 
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weithin die ja ohnedies sozial ähnlich gestellten „Tories“ an, die selbst- 
verständlich vor allem von der Rache der örtlichen Demagogie verfolgt 
wurden und nicht mit Unrecht von dem größeren Einheitsstaat Schutz 
erwarteten. 

Ihren ersten Erfolg errang diese Einheitsbewegung in dem neuen 
republikanischen Landtag von Virginia, der im Spätjahr 1786 einen 
„Konvent“ zur Erörterung des Bundesausbaus nach Annapolis einlud. 
Diese Tagung schlug dann ihrerseits zunächst zur Revision der Kon- 
föderationsartikel die Berufung einer größeren „Convention“ von Ab- 
geordneten der provinzialen Landtage zum Mai des nächsten Jahres 
nach der Kongreßstadt Philadelphia vor. Man hat die zögernde Zu- 
stimmung, die der alte Kontinentalkongreß zu diesem Vorhaben er- 
teilte, mit der Haltung des Deutschen Bundestags von 1848 verglichen 
und könnte einen weiteren Vergleich zwischen der Zwölfertagung von 
Annapolis und dem deutschen Vorparlament ziehen, darf dann aber 
nicht vergessen, wie entscheidend umgekehrt hier die amerikanischen 
Dinge lagen als dort die deutschen. Hier vertrat die neue Nationalver- 
sammlung nicht bloß den Drang vorwärts zum staatlichen Gebilde 
höherer Ordnung, sondern zugleich auch die wirtschaftliche Macht, 
während der alte Kongreß sich eben durch seine Ohnmacht gegenüber 
dem partikularistischen, aber auch sozialen Radikalismus der Einzel- 
staaten unmöglich gemacht hatte. Deshalb gehörte hier der Sieg von 
vornherein der Einheitsbewegung, und die Beratungen der verfassung- 
gebenden Versammlung unter Washingtons Vorsitz drehten sich nur 
noch um das Verhältnis, in dem das neue Grundgesetz die einzelstaat- 
liche und die bundesstaatliche Rechtssphäre und innerhalb dieser wie- 
derum die Bedürfnisse der verschiedenen Einzelstaaten und Staaten- 
gruppen zum Ausdruck bringen würde. 

Den Ausschlag dafür gab von vornherein die gemäßigt konservative 
und unitarische Gesinnung, auf deren Boden sich die bedeutendsten 
Abgeordneten der wichtigsten Staaten zusammenfanden. Sie beseelte 
vor allem Alexander Hamilton von New York, den Zuwanderer aus 
Britisch-Westindien, dessen autokratisches Temperament früh den Auf- 
bau einer starken Bundesfinanz als Schlüssel des ganzen sachlichen 
'Verfassungsproblems erkannte und nicht müde wurde, gemeinsam mit 
Jay und dem Virginier John Madison in Zeitungsartikeln, die als- 
bald (1788) unter dem Titel The Federalist in Buchform erschienen, 
die amerikanische Öffentlichkeit dazu zu erziehen. Aber ebenso dachte 
der Haupturheber des Verfassungsentwurfs, der Gouverneur Edmund 
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Randolph von Virginia, ein Freund Washingtons, dessen Andenken 
nicht ganz mit Recht durch seine spätere, etwas leichtsinnige Verwal- 
tung als Staatssekretär der Union verdunkelt worden ist. So vollzog 
sich zunächst der grundlegende Ausgleich zwischen den Interessen 
des Nordens und des Südens, der die Voraussetzung für alle übrigen, 
mehr formalen Gleichgewichtsberechnungen des Verfassungswerks war. 

Unter dem Druck der revolutionären Grundsätze der Aufklärung 
waren seit 1780 die Neuenglandstaaten und Pennsylvania dazu ge- 
schritten, in ihrem Gebiete das Eigentumsrecht an Sklaven abzu- 
schaffen, und die mittleren Kolonien einschließlich Virginias hatten 
sich wenigstens zu dem Verbot der weiteren Einfuhr von Sklaven ent- 
schlossen, das dann nach der Französischen Revolution auch von den 
europäischen Seemächten aufgenommen wurde. Dazu erließ jetzt, 
schon während der Tagung des Verfassungskonvents, der alte Kon- 
greß der Konföderation als Rechtsinhaber der westlichen Bundesterri- 
torien die sog. Nordwestverordnung, die in diesen Territorien nördlich 
des Ohio gleichfalls die Sklaverei untersagte. Und im Konvent selber 
drohten ähnliche Beschlüsse in das Grundgesetz aufgenommen zu wer- 
den in einem Augenblick, da die Südstaaten ihre ganze wirtschaftliche 
Macht gegenüber dem entwickelteren Norden auf dem unfreien Ar- 
beitsrecht beruhen fühlten und da sich dort obendrein neben den äl- 
teren tropischen Kulturen der vielversprechende Anbau der Baumwolle 
einzubürgern begann. Das war nur zu verhindern, wenn die Sklaverei- 
staaten ihrerseits Entgegenkommen gegen Hamiltons Plan bewiesen, 
als Rückgrat des Bundeshaushalts einen starken Schutzzolltarif einzu- 
führen, der dem agrarischen Süden seinen industriellen Bedarf ebenso- 
sehr verteuern wie die industrielle Entwicklung des Nordens noch 
künstlich steigern mußte. Dafür verzichtete nun umgekehrt der Norden 
darauf, die Rechtsfrage der Sklaverei zu berühren, und behielt in der 
Verfassung lediglich vor, nach Ablauf einer zwanzigjährigen Sperr- 
frist den Außenhandel mit Sklaven zu beschränken. Es war ein erster, 
fast prophetischer Fall jener riesenhaften politischen Handelsgeschäfte, 
die in immer wachsendem Ausmaß den Verlauf der amerikanischen 
Geschichte bestimmt haben. 

Von ihm aus ergab sich dann ohne zu große Schwierigkeiten Mög- 
lichkeit und zugleich Art der Grundlinien für den Verfassungsbau, 
der, von der ganzen Kulturwelt mit atemloser Spannung beobachtet, 
zum erstenmal das Doppelproblem einer neuzeitlichen republikani- 
schen und einer neuzeitlichen bündischen Staatsordnung zu lösen hatte, 
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Am meisten kam — schon aus Gegensatz gegen den alten Konfödera- 
tionskongreß — in der allgemeinsten Verteilung der Staatsgewalten 
das Übergewicht der Einzelstaaten zum Ausdruck, deren Landtage die 
neue Bundesverfassung, die Unionsakte vom 17. September 1787, zu 
ratifizieren hatten und zum Teil schon durch die Verzögerung dieser 
Sanktion die Freiwilligkeit des Bündnisses noch ganz besonders be- 
tonten: Die Vollmachten der Union, der „Vereinigten Staaten von 
Amerika“, wie es absichtlich mit weitestem geographischem Begriff 
hieß, wurden in der Verfassungsurkunde besonders aufgezählt, der 
ganze Rest der Staatshoheit aber ausdrücklich den Bundesgliedern be- 
lassen. Unitarischer fiel bereits das Recht der Volksvertretung im 
Bunde aus; denn die Forderung der kleinen Staaten, daß sie nicht auf 
die Bevölkerung als Ganzes bezogen werde, sondern jedem Staat 
gleiche Rechte verleihe, siegte in dem sog. Connecticut-Kompromiß nur 
für die (hier sog.) zweite Kammer des „Kongresses“, das Staatenhaus 
des Senats mit seinen alle zwei Jahre zum Drittel erneuerten Sena- 
torenpaaren als Abordnungen der einzelstaatlichen Legislativen, wäh- 
rend das eigentliche Parlament, das Repräsentantenhaus, alle 
zwei Jahre ganz neu aus unmittelbaren Wahlen nach festem Verhältnis 
der Mandate zur Bevölkerung hervorgehen sollte. Zum eigentlichen 
Sitz durchgreifender Bundesgewalt aber wurden Exekutive und 
Rechtsprechung. Die Einzelstaaten behielten zwar ihr System 
eigener Gerichtshöfe, aber für alle Angelegenheiten, die durch die Ver- 
fassung dem Bunde übertragen waren, trat neben die einzelstaatlichen 
Gerichte ein System von Bundesgerichten (Federal Courts), deren 
Zuständigkeit erst eine langsam sich entwickelnde Gerichtspraxis vom 
Betätigungsgebiet der State Courts abgegrenzt hat. Weiter bildete 
das bundesstaatliche Obergericht eine letzte Instanz für alle Fragen 
des Rechts- und Staatslebens, die auch die Rechtsgültigkeit aller Ge- 
setze des Kongresses zu prüfen hatte und sich dadurch allmählich zu 
einer obersten zensorischen Gewalt im Staate entwickelt hat. Noch 
wichtiger wurde die Stellung des Präsidenten: er war nicht der Er- 
wählte des Kongresses, sondern des gesamten Volkes und erhielt schon 
dadurch ein ungeheures Ansehen, das noch dadurch gesteigert wurde, 
daß die Ernennung der obersten Bundesbeamten in seiner Hand lag. 
Zwar war die Verbindung mit der Gesetzgebungsmaschine dadurch 
aufrechterhalten, daß der Senat bei dieser Ernennung mitzusprechen 
hatte und auch bei allen Verträgen mit fremden Staaten entscheidend 
mitwirkte. Aber die Minister (Staatssekretäre) gehörten nicht wie in 
3* 
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England dem Parlament an, waren vielmehr von ihm ausdrücklich 
ausgeschlossen. Sie waren Werkzeuge in der Hand des Präsidenten 
allein und trugen dadurch viel dazu bei, ihn zum verantwortlichen 
Leiter der ganzen amerikanischen Politik zu machen und ihm eine 
Stellung zu schaffen, die man mit Recht oft eine monarchische ge- 
nannt hat. 


II. Die dualistische Union. 
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Die Unionsakte konnte laut ihres Schlußartikels nach Ratifikation 
durch neun Staaten, freilich nur für diese, in Kraft treten. Deshalb ver- 
fügte, nachdem außer der vorgeschriebenen Zahl auch Virginia und 
New York ratifiziert hatten und nur noch Nordcarolina und Rhode 
Island ausstanden, der Kontinentalkongreß vor seiner Auflösung die 
Wahlen des Präsidenten und des neuen Kongresses für die beiden 
ersten Monate des Jahres 1789. Das Bundespräsidium wurde von den 
einzelstaatlichen Wahlmännern (Electors) einstimmig dem Manneüber- 
tragen, dem die weitgehenden Befugnisse dieses Amtes in der Tat auf 
den Leib geschrieben worden waren: nie war ein siegreicher General 
geeigneter als George Washington, sein Volk aus der Herrschaft 
der Waffen in die bürgerlicher Gesetze zu überführen, und gerade das 
Undurchdringliche, das nach dem treffenden Urteil eines neueren Ge- 
schichtschreibers seiner Persönlichkeit eignete, lenkte inmitten heftiger, 
unter dem Verfassungskompromiß fortglimmender innerer Streitig- 
keiten die Hoffnungen seiner Landsleute auf seine strenge Rechtlich- 
keit. Aber gleich die Kongreßwahlen brachten dann, in der Form des 
mutterländischen Zweiparteiensystems, jene Streitigkeiten selbst zum 
klaren Ausdruck. Der Partei der Föderalisten, dje sich schon im 
Namen an Hamiltons unitarisch-kapitalistisches Programm anschloß, 
trat die Partei der Antiföderalisten gegenüber, die sich, parti- 
kularistisch und demokratisch, als eigentliche Erbin der revolutionären 
Gedanken fühlte und nach dem Ausbruch der Französischen Revolution 
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und dem Sturz des französischen Königtums die Bezeichnung als re- 
publikanische annahm, um das Einverständnis mit dieser Entwick- 
lung des Verbündeten und die Abneigung gegen monarchische Gelüste 
des eigenen Präsidiums hervorzuheben. En; 

Solche Gelüste konnten selbst einem Washington von den Macht- 
politikern des Föderalismus geradezu aufgedrängt werden. Als 1792 
die schon 1785 vom Kontinentalkongreß eingeführte spanische Dollar- 
währung endlich unter Leitung des großen Mathematikers David Rit- 
tenhouse in nationaler Prägung ausgebracht wurde, sah der erste Ent- 
wurf des Münzgesetzes den Kopf des jeweiligen Präsidenten auf dem 
Revers der Geldstücke vor, und noch später hat ein Senatsausschuß 
allen Ernstes die Cromwellischen Titel „Hoheit“ und „Protektor“ der 
bündischen Freiheitsrechte für das Staatsoberhaupt beantragt. Die 
Amtsdauer des Präsidenten war im Konvent zuerst mit sieben Jahren, 
der Amtszeit des jetzigen französischen Präsidenten, vorgeschlagen, 
dann aber auf vier Jahre festgesetzt worden; als sich Washington nach 
Ablauf seines ersten „Termins“ bewegen ließ, abermals zu kandidieren, 
regte sich zwar noch kein Widerspruch gegen ihn selber, wohl aber 
gegen seinen Vizepräsidenten John Adams von Massachusetts, dem 
als ausgesprochener republikanischer Parteivertreter der Gouverneur 
George Clinton von New York, freilich noch vergeblich, den Rang ab- 
zulaufen versuchte. Der sichtbarste Erfolg der Antiföderalisten war, 
daß der Kongreß schon in seinem ersten Jahre veranlaßt wurde, die 
Verfassung auf dem dafür vorgesehenen Wege des Zweidrittelmehr- 
heitsbeschlusses und der Ratifikation durch dreiviertel der Einzel- 
staaten um zehn Zusatzartikel (Amendments) zu erweitern, in 
denen nach der verfassungsrechtlichen Gewohnheit des englischen 
Mutterlandes und nach dem Vorgang der meisten einzelstaatlichen 
Verfassungen die Grundrechte der Staatsbürger gegenüber der Bundes- 
gewalt gesichert wurden. 

Aber wie gewöhnlich betraf die Opposition gegen die herrschenden 
Klassen, die hinter diesen antiföderalistischen Forderungen stand, mehr 
die Form als das Wesen der beginnenden staatlichen Entwicklung. 
Zwar stellte Washington zunächst sein Ministerkabinett, wie es sich 
aus den Magistraten der Konföderation nach europäischen Vorbildern 
herausgebildet hatte, paritätisch aus Männern beider politischen Lager 
zusammen. Aber der antiföderalistische Außenminister oder „Staats- 
sekretär“ Thomas Jefferson von Virginia, der Haupturheber der 
Unabhängigkeitserklärung, trat schon 1793 unter Protest gegen die 
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vermeintliche Parteilichkeit der übrigen Regierung für England zurück, | 
und auch abgesehen davon lag der Schwerpunkt der Unionspolitik in 
diesen ersten Jahren nicht auf dem auswärtigen, sondern auf dem in- 
neren Gebiet, wo als Schatzsekretär Hamilton fast unumschränkt 
für alle Zeiten den Grund zu der entscheidenden Finanzhoheit des 
Bundes legte. Wie er sich dabei sachlich auf den Willen der nord- 
und mittelstaatlichen Unternehmerstände stützte, so rechtlich auf die 
seither berühmt gewordene Lehre von den stillschweigend übertra- 
genen Vollmachten (implied powers) der Union, die darauf fußte, 
daß die Verfassung in der Tat neben den ausdrücklich aufgezählten 
Befugnissen der gesamtstaatlichen Gesetzgebung noch eine fast unbe- 
grenzt dehnbare zu deren „Ausführung“ zu enthalten schien. Auch so 
allerdings wäre Hamiltons großes Werk, die Gesundung der Bundes- 
finanzen durch seinen Schutzzolltarif und seine privilegierte Zentral- 
notenbank, kaum geglückt, hätte es nicht mit einer (von den meisten 
späteren Bundesstaatsgründungen der Geschichte nachgeahmten) Groß- 
zügigkeit in die Anerkennung der Gesamtstaatsschulden auch die 
Schulden der Einzelstaaten miteinbegriffen und so am empfindlichsten 
Punkte auch die partikularistischen Interessen mit den unitarischen 
verschmolzen. Von dieser festen Basis aus vermochte er dann aller- 
dings sogleich die Finanzgewalt der Union zu einer einschneidenden 
Verbrauchsabgabe von geistigen Getränken, der berüchtigten „Whisky- 
steuer“, auszubauen und, als sich besonders in den westlichen Grenz- 
gebieten die Bauernbevölkerung für ihren Hausbrand dagegen auf- 
lehnte, mit bewaffneter Bundesexekution (1794) ein erstes Exempel der 
Gesamtstaatsgewalt zu Statuieren. 

Der innerpolitischen Diagonale war nicht leicht eine außenpolitische 
an die Seite zu setzen, je unversöhnlicher in Europa und auf den Welt- 
meeren der Kampf zwischen dem revolutionären Imperialismus Na- 
poleons und dem gegenrevolutionären Pitts entbrannte. Vor allem ge- 
riet durch die Neutralität, die Washington zu beobachten suchte und 
noch vor Ende seiner zweiten Präsidentschaft in seiner berühmten Ab- 
schiedsbotschaft (September 1796) seinem Volke als außenpolitischen 
Hauptgrundsatz empfahl, der amerikanische Seehandel, ganz wie im 
Weltkrieg von 1914, in Gefahr, von einer jeden kriegführenden Macht 
als Kunde und Helfer ihrer Gegnerin angegriffen und unterdrückt zu 
werden. Wenn dabei zweifellos die seekriegsrechtliche Verordnungs- 
praxis Englands von vornherein schonungsloser vorging, so konnten 
außerdem seine föderalistischen Freunde darauf hinweisen, daß auch 
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wirtschaftlich die Handelsverbindungen mit ihm wenigstens für den 
Bestand der Union lebenswichtiger waren als die mit Frankreich. So 
wurde in Verbindung mit dem Abschluß von Grenzstreitigkeiten aus 
dem Versailler Frieden als höchster juristischer Beamter des Landes, 
als Präsident des Obersten Bundesgerichts (Chief Justice) Jay be- 
auftragt, in London über eine allgemeine vertragliche Regelung der 
Beziehungen zu England zu verhandeln. Der Vertrag, den er im Herbst 
1794 zur Ratifikation vorlegte, war die Arbeit eines eifrigen Födera- 
listen und vielleicht weniger guten Diplomaten, rückte nicht nur han- 
delspolitisch in ein enges Meistbegünstigungsverhältnis zu dem alten 
Mutterland, sondern gestand diesem auch, unter Vorbehalt eines ge- 
meinsamen Schiedsgerichts, das lästige Durchsuchungsrecht an der 
neutralen amerikanischen Schiffahrt zu und erweckte um so heitigere 
Empörung der Republikaner, als sie nach langen Kämpfen ohnmächtig 
waren, die Ratifikation durch die föderalistische Senatsmehrheit (Som- 
mer 1795) zu hintertreiben. 

Aber eben dieses Entgegenkommen gegen England erschwerte es nun 
den Föderalisten außen- und innenpolitisch ungemein, ihr Programm 
folgerichtig bis zum Bruch mit dem revolutionären Frankreich zu er- 
weitern. Während das Direktorium (Ende 1796) sich weigerte, an Stelle 
des franzosenfreundlichen James Monroe den föderalistischen Partei- 
mann General Charles Pinkney als Gesandten zu empfangen, erlitten 
auch bei der dritten Präsidentenwahl (Frühjahr 1797) die Föderalisten 
die erste empfindliche Niederlage. Der innerparteiliche Gegensatz zwi- 
schen ihrem gemäßigten Kandidaten John Adams und Hamilton, 
der wegen seiner Unbeliebtheit nicht aufgestellt werden konnte, 
schwächte ihre Stellung so sehr, daß zwar Adams mit der knappen 
Mehrheit von drei Stimmen zum Präsidenten gewählt wurde, der in 
Aussicht genommene Vizepräsident, Charles Pinkneys Bruder Thomas, 
aber durchfiel. Da die Verfassung ohne Rücksicht auf die Parteipolitik 
die beiden Ämter im Wahlverfahren nicht listenförmig aneinander, 
sondern nur ganz mechanisch an die beiden höchsten Stimmenzahlen 
gebunden hatte, trat der an sich sehr wahrscheinliche Fall ein, daß 
dem Präsidenten der einen Partei der unterlegene Präsidentschafts- 
kandidat der anderen als Vizepräsident zur Seite gestellt wurde. Es 
war Jefferson, der sich seit seinem Rücktritt vom Staatssekretariat 
mit ganzer Kraft dem Aufbau der republikanischen Parteiorganisation 
gewidmet hatte und mit Hilfe Aaron Burrs, des ersten der großen ame- 
rikanischen Partei-,Bosses‘, besonders die wirtschaftliche Landeshaupt- 
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stadt New York mit ihrer buntgemischten Fremden- und Angestellten- 
bevölkerung dem Einfluß Hamiltons und des noch kürzlich zum Gou- 
verneur des Staates gewählten Jay zu entreißen im Begriff war. 
Damit hatte Adams’ föderalistische Präsidentschaft den republika- 
nischen Feind sozusagen im eigenen Lager, und das half ebensowohl 
wie die Nebenbuhlerschaft zwischen Adams und Hamilton der Union 
über einen Augenblick drohenden Zusammenstoßes mit ihrem einstigen 
Verbündeten Frankreich hinweg. Die amerikanische Vertretung in Pa- 
ris, die neben Pinkney aus so bedeutenden Männern wie dem späteren 
Oberstrichter John Marshallund dem Republikaner Elbridge Gerry 
von Massachusetts, einem der Väter der Verfassung, bestand, wurde 
das Opfer schwindelhafter Vermittler, durch die sie das Direktorium 
zu bestechen hoffte, und rächte sich durch Vorlage des Schriftwechsels 
mit „XYZ“ (die Ziffern jener Schwindler) im Kongreß, wo es nun 
(Frühjahr 1798) Hamilton nicht schwer fiel, einen Sturm echt angel- 
sächsischer Angriffslust und Vaterlandsbegeisterung zu entfesseln. 
Aber er schlug ebensowenig durch wie die entgegengesetzte Hetze 


gegen England. Nicht nur Adams widerstrebte seinem Rivalen, dener 


als Generalinspekteur des Heeres einer Art von Militärdiktatur zu- 


steuern und im Verein mit dem Südamerikaner Miranda sogar einen 


Angriff auf Spanien planen sah. Ebensowenig Ehre machten die be- 
sitzenden Klassen dem volkstümlichen Schlagwort, man wolle „Mil- 
lionen für die Landesverteidigung, keinen Cent Tribut“ hergeben, als 
der Kongreß (wie später nur noch im wirklichen Kriegsfall 1812 und 
1861) die Gelegenheit ergriff, sein verfassungsmäßiges Recht auch zu 
direkter Bundesbesteuerung in Anwendung zu bringen. 

Desto einmütiger waren die Föderalisten, ohne daß Jefferson etwas 
dagegen ausrichten konnte, sich an der innerpolitischen Stelle, auf die 
auch ihre Kriegslust gegen Frankreich eigentlich zielte, schadlos zu hal- 
ten. Wie während der amerikanischen Revolution Scharen europäischer 
Radikaler die Neue Welt aufgesucht hatten, so hatte sich auch während 
und nach der Französischen Revolution wieder eine Welle von zeit- 
weiligen Einwanderern über die Union ergossen, politischen Märtyrern 
ebenso wie Glücksrittern der beiden großen europäischen Kampfpar- 
teien, unter denen die Vertreter des englischen, gegenrevolutionären 
Standpunkts wie „Porcupine“, der nachmalige Herold des englischen 
Radikalismus William Cobbett, nicht selten die maßloseren Agita- 
toren waren. Nicht vor diesen aber, sondern vor den Emissären des 
revolutionären Frankreich, die mit den Gedanken von 1789 gleichsam 
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die 1776 von Amerika empfangenen zu vergelten und neu zu beleben 
trachteten, fürchteten sich die Führer der jungen amerikanischen Ge- 
samtstaatsordnung, und die drakonische Ausnahmegesetzgebung des 
Pittschen England gab ihnen eben damals Anregung und Muster rück- 
sichtslosester parlamentarischer Reaktion auf solche gefährlichen Be- 
strebungen. Noch bevor Präsident Adams den diplomatischen Rückzug 
vor Frankreich antrat, erging im Sommer 1798 eine Reihe sogenannter 
Fremden- und Aufruhrgesetze, die der Bundespolizei im Sinne Hamil- 
tons fast unbeschränkte Vollmacht zum Schutze der bestehenden 
Staatsordnung gaben. | 

Aber damit war die erste, föderalistische Regierung der Union auf 
dem Gipfel ihrer Macht angelangt, von dem es nur noch einen Abstieg 
gab. Der nächste Rückschlag waren die Einspruchserklärungen, die 
nicht nur der Vizepräsident Jefiierson im Parlament des kürzlich 
neu aufgenommenen Grenzstaates Kentucky, sondern, was schwerer 
wog, auch Hamiltons ehemaliger Mitarbeiter Madison im Parlament 
seines großen Heimatsstaates Virginia gegen die neuen Polizeigesetze 
herbeiführte und die in kaum mißzuverstehender Weise zum erstenmal 
die Lehre von einem Widerstandsrecht der Einzelstaaten gegen ver- 
fassungswidrige Bundesgesetze, der vielerörterten Nullification, 
aussprachen. Das waren aber nur die ersten Zeichen eines Um- 
schwungs der Stimmung im ganzen Lande: bei der Präsidentenwahl 
von Anfang 1801 geriet auch Adams, zumal Hamilton sich jetzt nicht 
scheute, offen gegen ihn für Pinkney zu agitieren, mit diesem in die 
Minderheit. Anlaß zu einem letzten, vergeblichen Rettungsversuch bot 
den Föderalisten eine neue Besonderheit der verfassungsmäßigen 
Wahlordnung: bei dem Mangel einer zusammenhängenden Liste für 
die beiden Ämter des Präsidenten und Vizepräsidenten hatte zwischen 
den beiden republikanischen Kandidaten Jefferson und Burr, die 
zufällig die gleiche Stimmenzahl erhielten, das Repräsentantenhaus in 
Abstimmung nach Staaten zu entscheiden, und die Föderalisten ließen 
eine große Anzahl solcher, immer wiederholter Abstimmungen an feh- 
lender Mehrheitsbildung scheitern. Sie verzichteten auf diese Sabotage 
erst, nachdem ihnen Jefferson die Aufrechterhaltung ihrer beiden teuer- 
sten Besitztümer, der Bundesbank Hamiltons und der von Adams ge- 
schaffenen Kriegsflotte, zugesichert hatte und obendrein das Oberste 
Bundesgericht durch Neuaufnahme einer zuverlässigen Mehrheit föde- 
ralistischer Richter unter John Marshalls Vorsitz auf absehbare Zeit 
zu einem Areopag der unitarischen Staatsüberlieferung geworden war. 
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Eine Hauptsorge des neuen Regimes, das sich auch äußerlich durch 
den Umzug der Bundesbehörden aus Philadelphia nach der neugegrün- 
deten Bundeshauptstadt Washington in dem „Bundesdistrikt“ Co- 
lumbia abhob, war der Erlaß eines neuen, zwölften Amendements zur 
Verfassung (1804), um die Wiederkehr der bisherigen Unzuträglich- 
keiten bei der Präsidentenwahl zu verhüten. Das wesentlichste Mittel 
dazu, listenmäßig getrennte Nominationen für den Präsidenten- und 
den Vizepräsidentenposten, war ein gewichtiger Schritt von der Ab- 
neigung der Verfassungsbaumeister gegen alle Parteipolitik fast zu 
der offenen Anerkennung ihrer Unentbehrlichkeit bei der Gliederung 
der öffentlichen Meinung. Und das war trotz aller Bedenken doch 
letzten Endes ein heilsames Eingeständnis. In den beiden Menschen- 
altern, die bis zum kriegerischen Verfassungskonflikt zwischen Bund 
und Einzelstaaten verflossen, hat das Zweiparteiensystem die vorhan- 
denen politischen Gegensätze zunächst eher abgeschliffen, bis sie sich 
in ganz neuer Art gruppiert hatten, und auch dann noch das beste 
Ventil der ihnen innewohnenden zerstörenden Kräfte abgegeben. 

Diese Entwicklung zu beginnen war sowohl Jeffiersons ausge- 
sprochen versöhnliche Doppelpräsidentschaft (1801—09) wie die Zeit- 
lage besonders geeignet. Wenn nach Wiederausbruch des englisch- 
französischen Weltkampfis (1803) der Präsident den Handelskreisen 
des Ostens allzu sparsam in der Abwehr des französischen und eng- 
lischen Seebeuterechts schien, so war es doch jetzt ein gemeinsamer 
Gegensatz gegen beide Seemächte, was zur Erörterung stand, und ge- 
rade die französische Kontinentalsperre wurde mit dem Embargo- 
gesetz vom Dezember 1807 beantwortet, das die eigene amerikanische 
Überseefahrt über zwei Jahre lang freiwillig unterband und, weil es 
wie ein Schutzzoll gegen ausländische Einfuhr wirkte, von den kom- 
merziellen die industriellen Interessen abspaltete. 

 Jeffersons eigentliche Tat aber war die Gewinnung des „mittleren 
Westens“ für die Union. Hier hatte in den beiden bedeutendsten linken 
Nebentälern des Mississippi die Kolonisation von Virginia und den 
Carolinas aus stetig so zugenommen, daß schon unter der Präsident- 
schaft Washingtons, wie an der kanadischen Grenze die gegen den 
Kapitalismus New Yorks rebellierende Siedlung Vermont (1792), so 


hier die beiden Territorien von Kentucky und Tennessee (1792 


und 1796) nach den Bestimmungen der Nordwestverordnung mit einer 
Volkszahl von über 50000 als neue Staaten in die Union aufgenommen 
wurden. Unter Adams (1798) wurde dann nach denselben Bestimmun- 
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gen das Land südlich von Tennessee am Mississippi als nach die- 
sem genanntes Territorium eingerichtet. Jetzt (1802) vervollständigte 
oberhalb von Kentucky im Ohiotal ein neuer Staat mit dem Namen 
dieses Flusses die Reihe der Unionsgebiete, die, durch die Alleghanies 
von der Ostküste abgeschnitten, ihre vornehmste Seeverbindung süd- 
wärts über die Mississippimündung suchten. Diese Verbindung wurde 
um die Jahrhundertwende dadurch bedroht, daß das Mündungsland 
nebst dem ganzen ungeheuren Gebiet rechts des großen Stromes, das 
alte französische und erst seit 1763 spanische Louisiana, von Spa- 
nien an Frankreich zurückgegeben und von Napoleon Bonaparte be- 
reits zum Stützpunkt großartiger Unternehmungen gegen das britische 
Nordamerika .ausersehen wurde. Da entsandte Jefferson in besonderer 
Mission James Monroe nach Paris, und dieser begründete sich einen 
ganz neuen Ruf als Diplomat, indem es ihm (April 1803) gelang, dem 
ersten Konsul mit reichlichen Geheimfonds das jungerworbene Land 
abzukaufen, ein Vorgehen der Exekutive, worin die Föderalisten nicht 
mit Unrecht eine Anerkennung ihrer unitarischen Lehre von den be- 
sonderen Vollmachten des Bundes erblickten und das jedenfalls mit 
einem Schlage sein Staatsgebiet etwa verdoppelte. Zum zweiten Male 
war dadurch der Erneuerung der französischen Kolonialpolitik in Ame- 
rika vorgebeugt. 

Die Grundzüge von Jefiersons Politik, der langsame Fortschritt der 
inneren Einheit und der Unabhängigkeit vom Auslande, konnten sich 
unter der gleichfalls doppelten Amtszeit (1809—17) seines Nachfolgers 
und Landsmanns, des bisherigen Staatssekretärs Madison, noch ver- 
stärken. Denkwürdig ist, welche Rolle das neue, aus Menschen und 
Antrieben des Nordens und Südens gemischte Siedlerelement des Mis- 
sissippitals dabei spielte. Zwei Amerikaner aus den neubesiedelten 
Gebieten, Henry Clay aus Kentucky und Andrew Jackson aus Ten- 
nessee, waren die Helden des Krieges mit England (1812—14), der zwar 
keine große historische Entscheidung brachte, aber doch für dastrotzige 
Selbstgefühl des neuen Staates kennzeichnend war. Nach dem Schei- 
tern von Jeffersons Embargopolitik (S.38) kam es unter Madison 
zum Kriege. Daß sich Amerika trotz mancher dagegen arbeitender 
Kräfte und der bedenklichen Mängel seiner Rüstung in das gefährliche 
Abenteuer stürzte, ist zum nicht geringen Teil das Werk Clays. Er war 
Sprecher des Repräsentantenhauses, als solcher hatte er die überaus 
wichtige Befugnis, die Mitglieder der Ausschüsse, die in letzter Linie 
die Politik machten, zu ernennen, und er schuf daraus allen seinen 
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Nachfolgern eine Machtbefugnis, die den Sprecher zum zweiten Manne 
des Staatswesens gemacht hat. Der Krieg verlief ohne große Ent- 
scheidungen. Ein amerikanischer Angriff auf Kanada mißglückte, eine 
englische Übermacht verbrannte sogar die Bundeshauptstadt Washing- 
ton. Aber zur See hielten die Amerikaner sich gut, und als, begünstigt 
von bedenklichen partikularistischen Strömungen im Norden, die in 
der Hartford Convention vereinigt waren, die Engländer zum 
Angriff auf die Mississippimündung schritten, trat ein anderer Neu- 
amerikaner, Andrew Jackson, entscheidend in den Vordergrund. Sein 
erster Sieg bei New Orleans kam zwar zu spät, um die Entscheidung 
noch wesentlich zu beeinflussen, denn kurz vorher, Weihnachten 1814, 
hatte man bereits zu Gent Frieden geschlossen. Aber seine fortreißende 
Tatkraft hat dem schon entmutigten Süden einen neuen Schwung ge- 
geben und ihn dadurch auch über den Krieg hinaus wieder in ein 
lebendiges Verhältnis zum Gesamtstaat gebracht. 
Nunmehr konnten Madisons Schatzsekretär Gallatin und A. J. 

Dallas von Pennsylvania, die Geisteserben des 1804 im Duell mit 


Burr gefallenen Hamilton, bereits wieder eine starke Bundeswirt- 


schaftsgesetzgebung errichten: die Bundesbank, deren Privileg 1811 
nicht zu erneuern gewesen war, wurde wieder begründet, durch eine 
„Navigationsakte“ der Anstoß zu einem ungeheuren Aufschwung der 
amerikanischen Handelsflotte gegeben und vor allem unter Mitwir- 
kung Clays und John C. Calhouns von Südcarolina der Zolltarif 
eingeführt, der den Schutz der Inlandsgewerbe als American Sy- 
stem für alle Zukunit feststellte. Schon war der amerikanische Westen 
zu einem so bedeutenden agrarischen Produktionsgebiet geworden, daß 
er in dem industriellen Osten nicht wie der Süden einen Herrn, son- 
dern einen für das eigene Wachstum unentbehrlichen Abnehmer und 
Verbündeten erblickte — der Keim dessen, was zwanzig Jahre später 
Henry Charles Carey als neue, nationale Theorie der Volkswirtschaft 
aussprechen sollte. 

Der nächste Präsident nach Madison war (mit der fast zur Regel 
gewordenen Wiederwahl nach der ersten Amtszeit 1817—24) Monroe, 
der Erwerber von Louisiana. Aber er übertrug das Staatssekretariat 
der auswärtigen Angelegenheiten bereits einem der zahlreichen jün- 
geren Politiker, die aus dem föderalistischen Lager zu den herrschenden 
Republikanern übergegangen waren und so zu lebendigen Werkzeugen 
einer langsamen Parteiumbildung und Trägern einer Ära des guten 
Einvernehmens (good feeling) wurden, John Quincy Adams, dem 
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Sohn des früheren Präsidenten. Jetzt schloß der noch von Madison 
berufene Generalstaatsanwalt Richard Rush mit dem englischen Ge- 
sandten Charles Bagot das nach ihnen beiden benannte Abkommen, 
dessen völkerrechtliche Merkwürdigkeit in der Abrüstung des großen 
Seengebiets zwischen Kanada und der Union besteht. Bald darauf 
(1818) brachten Rush und Gallatin in London einen weiteren Aus- 
führungsvertrag zum Genfer Frieden zustande, der der Union das 
wertvolle Mitfischereirecht vor Neufundland sicherte und dafür nur 
ihren Verzicht auf ihre bisherigen Festlandsnutzungen an der britisch- 
nordamerikanischen Küste aussprach. Und wie hier im Norden mit 
England, wurde auch im Süden mit Spanien die Grenze berichtigt, die 
dort beiderseits des neuerworbenen Louisiana, westlich gegen Mexiko 
und östlich gegen Florida aus den früheren Abtretungsverträgen Frank- 
reichs, Spaniens und Englands streitig war. Die lockere politische Or- 
ganisation dieser von Indianerstämmen und weißen Einzelsiedlern be- 
wohnten Gegenden hatte es schon Madison ermöglicht, West-Florida 
mit dem wichtigen Hafen von Mobile vom Mississippi bis zum Per- 
dido während des Krieges mit England einfach militärisch in Besitz 
zu nehmen. Jenseits des Perdido aber hatten die Engländer die auf 
Indianer und flüchtige Negersklaven gestützte Guerrilla des Unabhän- 
gigkeitskrieges erneuert, die auch nach Friedensschluß fortfuhr, die 
Union:zu beunruhigen, und es war eines jener typischen Zusammen- 
spiele zwischen den geheimen Wünschen einer zurückhaltenden Zen- 
tralregierung und der rückhaltlosen Tatkraft ihrer militärischen Or- 
gane, daß nun General Jackson von Monroe und seinem Kriegs- 
minister Calhoun die Grenzwacht gegen den Hauptstamm der Florida- 
indianer, die Seminolen, erhielt und unter dem Jubel seiner Veteranen 
und des ganzen Südens die Halbinsel Florida eroberte. Auf der Grund- 
lage seines Sieges gelang jetzt (1819) auch die Einigung mit Spanien, 
dem das östliche Florida abgekauft und dafür westlich des Mississippi 
das streitige Land zwischen dem Rio Grande und dem Sabinefluß, das 
sog. Texas, überlassen wurde. Im Zusammenhang mit diesen Ereig- 
nissen wurden, wie im oberen Mississippital westlich von Ohio Indiana 
(1816) und Illinois (1818), so im unteren Louisiana (1812), Mississip- 
pi (1817) und Alabama (1819) als neue Staaten zur Union zugelassen. 

Soweit hatte die mit der Grenzbereinigung Schritt haltende Staats- 
bildung der Union politische Meinungsverschiedenheiten nicht hervor- 
gerufen. Das änderte sich, als Ende 1818 in dem nach Organisation 
des Staates Louisiana verbleibenden Rest der ehemals gleichnamigen 
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großen Neuerwerbung rechts des Mississippi die Bevölkerung amMis- 
souri um St. Louis auf Anerkennung als Staat antrug. Es war der 
Nordosten, der unter Führung eines föderalistischen Veteranen, des 
bei der letzten Präsidentenwahl gegen Monroe unterlegenen Rufus 
King von Massachusetts, damals zuerst die Frage aufwarf, ob die Dul- 
dung der Sklaverei auch im Norden des riesigen spanisch-französischen 
Zuwachses, gemäß der beim Besitzübergang zugesagten Wahrung der 
Privatrechte, nicht die bisherige staatliche Überlieferung der Union 
gefährden werde. Daran war so viel richtig, daß seit Gründung der 
Union die Entwicklung des Nordostens zur Industrie, die des Südens 
aber zur Baumwollpflanzung die alten wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Gegensätze bis zu einer tiefen Verschiedenheit der ganzen 
Lebens- und Staatsanschauungen gesteigert hatte. Dort hatten nach 
großer Bereicherung durch den auswärtigen und noch zuletzt durch 
den binnenländischen Sklavenhandel demonstrative Gesetze der Einzel- 
staaten dem heranwachsenden schwarzen Geschlecht die bürgerliche 
und staatsbürgerliche Freiheit verliehen, hier hatte umgekehrt die Sper- 
rung der rechtmäßigen Zufuhr nicht nur die Negerzüchtung in einem 
Grade belebt, daß der Anteil dieser menschlichen Arbeitstiere an der 
Gesamtbevölkerung sich auf der alten Höhe eines Drittels hatte halten 
können, sondern auch abgesehen von dem Wirtschaftsnutzen die Über- 
zeugung befestigt, daß die Emanzipation der schwarzen Unterschicht 
die Vernichtung einer auch in städtischen Mittelpunkten wie Charles- 
ton, South Carolina reichblühenden Kultur, ja der Daseinsmöglichkeit 
der weißen Herrenrasse überhaupt bedeute. Daß aber die Zulassung 
Missouris, wie Kings Anhänger glaubten, über den Streit dieser beiden 
Weltauffassungen entscheiden werde, war weder im Norden noch im 
Süden die allgemeine Meinung. So wurde, nachdem (1819) ein dem 
Nordwesten nachgebildetes Verbot der Sklaverei in dem neuen Staat, 
das (nach dem Antragsteller sog.) Tallmadge Amendment, vom Re- 
präsentantenhaus angenommen, vom Senat verworfen war, nach einer 
Neuwahl dank den Bemühungen Clays unschwer das „Missouri- 
kompromiß“ erreicht, wonach das Aufnahmegesetz für Missouri auf 
jenes Verbot verzichtete, aber damit die Aufnahme eines neuen „freien“ 
Staates, des im Hinterland von Massachusetts von diesem abgespal- 
tenen Maine, verband und überdies die Sklaverei aus dem letzten 
Rest des (alten französischen) Louisiana oder, wie man es nach ameri- 
kanischer Gewohnheit vorzog geographisch zu bestimmen, nördlich 
36° 30° nördlicher Breite ausschloß. 
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Erst die kolonialpolitische Auseinandersetzung mit Frankreich und 
Spanien hat, wie man leicht sieht, die Vereinigten Staaten in den Stand 
gesetzt, in den politischen Bewegungen der europäischen Restauration 
nach den napoleonischen Kriegen die zukunftsreiche Stellung einzu- 
nehmen, die in der Geschichte mit dem Namen des Präsidenten Mon- 
roe verbunden bleibt. Jetzt war das angelsächsische Nordamerika 
stark und selbständig genug, um unter dem Schilde der republikanisch- 
demokratischen Staatsform und Staatsgesinnung der in der Gestalt der 
Heiligen Allianz wieder vordringenden romanischen und slavischen 
Welt- und Kolonialpolitik Schach zu bieten. Gegen die russischen Pelz- 
handelsinteressen, die über die Behringstraße nach Nordwestamerika 
griffen, hatte die Union den besten Verbündeten an England, dessen 
große Außenminister Castlereagh und Canning im Einvernehmen mit 
dem amerikanischen Gesandten Rush ihrer eigenen Hudson’s Bay Com- 
pany die Westküste bis 54° nördlicher Breite sicherten. Gegenüber der 
französischen und spanischen Kolonialmacht boten die Losreißungs- 
bestrebungen der Antillen und des süd- und mittelamerikanischen Fest- 
landes Lockungen, die rückwärts auf Hamiltons Träume und vorwärts 
auf den Imperialismus des Jahrhundertendes wiesen, aber dafür auch 
die größere Schwierigkeit des Wettbewerbs mit England in der politi- 
schen und handelspolitischen Ausbeutung dieser Möglichkeiten. Mon- 
roes und Adams’ berühmte Kongreßbotschaft vom 2. Dezember 
1823 diente vor allem dem Zweck, im Augenblick, da Cannings Genius 
Rush bereits in das englische Schlepptau zu nehmen drohte, die Unab- 
hängigkeit der amerikanischen Politik von beiden Seiten des euro- 
päischen Mächtekonzerts grundsätzlich zu verkünden. Die Botschaft 
des Präsidenten erklärte feierlich, daß Amerika aufgehört habe, als 
Kolonisationsgebiet für die europäischen Mächte weiter in Frage zu 
kommen. Die Vereinigten Staaten würden zwar auch in Zukunft die 
bestehenden europäischen Kolonien auf der westlichen Halbkugel 
achten, aber gegen jeden Versuch energisch Front machen, in Amerika 
neue Kolonien zu begründen oder ehemalige Kolonien wieder unter 
europäische Botmäßigkeit zurückzubringen. Damit war sowohl dem 
russischen Vorwärtsdringen am Pazifik wie allen Restaurationsbestre- 
bungen der Heiligen Allianz in Südamerika ein Riegel vorgeschoben. 
Hinter dieser Erklärung stand dann weiter, ihrem Schöpfer selbst wohl 
kaum bewußt, ein riesenhaftes amerikanisches Zukunftsprogramm, das 
bei folgerichtiger Entwicklung zu einer Art von amerikanischem Pro- 
tektorat über die ganze westliche Halbkugel führen mußte, zu einer 
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Politik, in die Amerikas Macht erst allmählich hineinwachsen 
konnte. 

Die republikanische Partei war fast genau an dem Punkte angekom- 
men, auf den sich vor einem Vierteljahrhundert ihre schärfsten Angriffe 
gegen die Föderalisten gerichtet hatten. Aber bereits wiederholten sich 
auch mit höchst auffälliger Genauigkeit die Vorgänge der Präsident- 
schaftswahl John Adams’ 1797, als nun 1824 sein Sohn als Nachfolger 
Monroes die Zügel der Regierung ergriff. Wie damals Jefferson von 
der republikanischen Unzufriedenheit mit Washingtons Bürokratie em- 
porgetragen worden war, erhob jetzt gegen die Parteiregierung der 
republikanischen Abgeordnetenfraktion, des sog. Caucus, eine neue 
mächtige Volksbewegung unter dem Namen der „demokratischen“ 
den General Jackson, den alten Walnußbaum (Old Hickory), wie ihn 
das Volk in merkwürdiger Vereinigung europäischer Symbolik und in- 
dianischer Totemistik nannte, auf den Schild, und der Konvent von 
Harrisburg im agrarischen Westen von Pennsylvania, auf dem der Er- 
oberer Floridas zum demokratischen Präsidentschaftskandidaten er- 
nannt wurde, begründete die seither beibehaltene Gewohnheit, diese 
Nominationen mit den großen Landesparteitagen zu verbinden. Und 
wie seit 1797 Hamiltons Ehrgeiz die Geschlossenheit der Föderalisten 
gefährdet hatte, so half jetzt Clays Streben nach der Präsidentschaft 
die republikanische Stellung erschüttern. Denn als sich unter den Wahl- 
männern weder eine absolute Mehrheit für Adams noch für Jackson 
ergab und auch nach dem Zwölften Amendment das Repräsentanten- 
haus zwischen ihnen zu entscheiden hatte, mußten die Republikaner 
Clays Unterstützung für Adams, mindestens in Gestalt stillschweigen- 
der Abrede, durch die Zusicherung des Staatssekretariats an ihn er- 
kaufen. 1 

So stand von vomherein Adams’ Regierung (1824—28) unter dem 


demokratischen Vorwurf der Wahlbestechung. Aber auch sonst waren 


die Republikaner, wie einst die Föderalisten unter seinem Vater, fast 
unvermeidlich dazu verurteilt, abzuwirtschaften. Den ersten Schritt 
zur Anwendung der Monroedoktrin, die Übernahme der Führung auf 
dem Panamerikanischen Kongreß von Panama 1825, wußten die Süd- 
staaten zu vereiteln, denn stärker als die panamerikanischen Ideale 
wog bei ihnen die Abneigung gegen die mittel- und südamerikanischen 
Republiken, die ihre Sklaven bereits befreit hatten und leicht zu un- 
bequemen Vergleichen Anlaß geben konnten. Ungleich heftiger waren 
innerpolitische Streitigkeiten, die große Risse in dem „amerikanischen 
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. System“ des „guten Einvernehmens“ offenbarten. Über die Verteilung 
der großen Überschüsse, die die Finanzpolitik des Bundes auch diesem 
selbst abwarf und die ihm (eine finanzgeschichtlich ganz außerge- 
wöhnliche Tatsache) die Tilgung seiner gesamten Staatsschuld bis zum 
Jahre 1835 ermöglichten, entbrannte der alte Hader um die sinngemäße 
Auslegung der verfassungsmäßigen Bundesbefugnisse. Denn zu der 
reinen Geld- und Machtgier gesellte sich dabei das Ringen um die 
wirtschaftlichen Möglichkeiten, die die Verwendung dieser Gelder zu 
Landesmeliorationen, den sog. Improvements, namentlich dem ver- 
kehrsarmen Westen eröffnete. Unvorsichtigerweise hatten Madison 
(1817) und Monroe (1822) gegen Gesetze, die im Einklang mit bisheriger 
Übung eine verhältnismäßige Berücksichtigung der Einzelstaaten ver- 
fügten, ihren Einspruch eingelegt und sich dadurch dem häßlichen Ver- 
dacht ausgesetzt, zugunsten des reichen Ostens, der große Bauten wie 
den New Yorker Eriekanal gerade vollendete, dem Westen eine 
solche Bundeshilfe zu mißgönnen. Als jetzt (1824) ein ähnliches Gesetz 
dem Bunde einen etwas größeren Einfluß auf die notwendigen Straßen- 
und Kanalbauten zusprach als den Einzelstaaten, verfiel Adams’ Ver- 
waltung dem neuen Verdacht, auch auf diesem Wege nur die Macht 
des Gesamtstaats und die in der Tat sehr ausgebreitete Ämterpatronage 
der Republikaner fördern zu wollen. 

Den Gipfel erreichte die demokratische Empörung laser in der 
Frage der Zollpolitik. Hier war es äußerst schwierig, zwischen 
der Abwehr ausländischer Schleudereinfuhr, wie sie nach Wiederher- 
stellung der Friedenswirtschaft von allen Seiten andrängte, und den 
immer prohibitiveren Forderungen der treibhausartig gewachsenen und 
sich selbst erstickenden Inlandsgewerbe die rechte Mitte zu halten. 
Völlig wie in der späteren, imperialistischen Periode des amerikani- 
schen Protektionismus versuchte (1827) die Mallary Bill zunächst, den 
letzten Tarif von 1824 durch Einführung amtlicher Mindestbewertung 
gegen Hinterziehungen zu decken. Als sie im Senat hängen blieb, 
mußte man sich (1828) doch zu umfassenden neuen Tariferhöhungen 
verstehen, die besonders durch gesteigerten Schutz für Wolle und 
Hanf abermals die westliche Viehzucht und Großlandwirtschaft über- 
haupt von dem freihändlerischen Süden zu trennen suchten. Damit 
war die partikularistische oder, wie man sagte, sektionale Richtung der 
republikanischen Regierung klar zutage getreten. Der Schreckenstarif 
(Tariff of Abominations) von 1828 wurde zum Fallstrick für sie 
wie 1801 die Ausnahmegesetze für die Föderalisten. Geführt von der 
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„Exp ositio n“; die Calhoun für Südcarolina verfaßte, erklärten fast 
sämtliche Südstaaten das Gesetz für verfassungswidrig. So war es 
fast selbstverständlich, daß bei der Präsidentschaftswahl Ende 1828 
die Demokraten für Jackson gegen Adams eine Mehrheit von Ur- 
stimmen erhielten, die sich infolge der Listenzusammenfassung zu 
Wahlmännerstimmen sogar in eine überwältigende verwandelte und 
von einer entsprechenden für Calhoun als Vizepräsidenten begleitet 
war. 

Der neue Präsident trat sein Amt nicht im Geist der Versöhnlichkeit 
und Mäßigung an wie Jefferson. Umgeben von einem nichtamtlichen 
Kreis von Parteifreunden, dem „Küchenkabinett“, wie die Gegner es 
verächtlich nannten, wandte er damals zuerst das „Beuterecht“(Spoils 
System) auf die Bundesmagistratur an, das namentlich die New 
Yorker Demokraten des logenartigen Vereins von Tammany Hall unter 
der „Albany-Regentschaft“ des eleganten Martin Van Buren, des 
nunmehrigen Staatssekretärs, erprobt hatten und das den Ämterwechsel 
des englischen Zweiparteiensystems von den „politischen“ Stellen auf 
den weitesten Umfang der Staatskrippenplätze ausdehnte. Zugute kam 
diese „Reform“ der bisherigen Bürokratie vor allem den aufstrebenden 
Unterklassen des Ostens und den Neusiedlern des Westens, die sich 
nicht mit Unrecht von der Plutokratie der Republikaner ausgebeutet 
fühlten, und es war wiederum besonders die 1817 wiederhergestellte 
Bundesbank als sichtbarstes Zeichen östlicher Kapitalherrschaft, wo- 
gegen der Grimm der Demokraten anstürmte. Im Sommer 1832 ve- 
tierte Jackson in einer Art von persönlicher Nebenbuhlerschaft mit 
dem Bankpräsidenten Biddle, dem „King Nicolas“ des Volksmundes, 
die vom Kongreß beschlossene Erneuerung des 1836 ablaufenden Bank- 
privilegs, und um einen späteren Widerruf dieser Entscheidung zu 
verhindern, schritt er gleich nach seiner Wiederwahl dazu, im Herbst 
1833 die mächtige Anstalt schon bei Lebzeiten zu vernichten, indem 
er ihr im Widerspruch mit seinem Kabinett das bisherige Depositum 
der Bundeseinnahmen entzog und diese statt dessen den einzelstaat- 
lichen Bankinstituten zuzuwenden begann. 

Schon diese Maßregel, die von seinen Anhängern mit einem bei- 
nahe sozialistischen Schimmer umkleidet wurde, verriet sehr bald, daß 
sie nur einen „sektionalen“ Partikularismus mit dem anderen ver- 
tauschte. Das zeigte sich vor allem in der Frage der Besiedlung der 
westlichen Bundesterritorien, wo seit lange das mächtige Finanzkapital 
die auf Kleinsiedlung einzelner Einwanderer gerichteten Bestrebungen 


Abbau der Bundesbank- und Zollpolitik 47 


der Bundesregierung mehr und mehr durchkreuzte. Der Kongreß hatte 
schon 1785 verfügt, daß alles Kolonisationsland schematisch, ohne 
Rücksicht auf natürliche Grenzen inTownships zu 36 englischen Qua- 
dratmeilen zerlegt und diese wieder in 36 Sektionen zu je 640 acres 
aufgeteilt wurden. Aber es gelang nicht rasch genug, einzelne kapital- 
kräftige Ansiedler heranzuziehen, und so wurde das Regierungsland 
in ungeheuren Komplexen allmählich Landgesellschaften zur Ausbeu- 
tung und Spekulation überlassen. Das änderte sich auch nicht wesent- 
lich, als unter Monroe (1820) die Landverkäufe auf Kredit verboten 
und die verteilten Landlose allmählich immer kleiner wurden (zu- 
letzt waren es die berühmten Achtel einer Sektion, die man den 
Ansiedlern abgab), da die wohltätigen Einflüsse dieser Maßregeln 
durch die Förderung zahlreicher neuer Winkelbanken, der wild cat 
banks, mehr als aufgehoben wurden. So wurde die Entwicklung des 
Westens mehr und mehr in die Hände des Finanzkapitals zurück- 
gelenkt, und es war nur eine Übergangserscheinung, daß zunächst 
weniger die amerikanischen Bauern als die großen Indianerstämme 
des Mississippitales, die Cherokees und Creeks, dadurch vertrieben 
wurden. Ähnlich, aber noch weit bedeutungsvoller führte Jacksons 
Verhältnis zum Süden wieder in die alte, machtpolitische Richtung 
auch nach außen. Der Streit über das Zollgesetz von 1828 hatte erst 
lange Umwege parlamentarischer und staatsrechtlicher Erörterungen 
eingeschlagen, bevor 1832 ein neuer Vorstoß der Schutzzöllner die 
Freihändler des Südens von neuem in Harnisch brachte. Ihnen, die 
schon als Partikularisten die Bereicherung des Bundes durch die Zoll- 
einnahmen immer schwerer ertrugen, wurde von Clay ein „Kompro- 
miß“ auferlegt, das nur die Finanzzölle auf nichtamerikanische Pro- 
dukte preisgab und die eigentlichen Schutzzölle unverändert beibehielt. 
Jetzt verdoppelte sich die Protestbewegung der Südstaaten, abermals 
unter Führung Calhouns, der die Vizepräsidentschaft aufgab, und 
seiner „Adressen“ an das Volk von Südcarolina, die Jeffersons Nich- 
tigkeitstheorie wieder belebten. Wie 1814 vom Osten (vgl. die Hart- 
ford Convention S. 40), drohte vom Süden eine Sezession, die diesmal 
sogar schon Freiwillige gegen die Bundesgewalt aushob. Erst Clays 
Einschwenken zu dem Tarif von 1833, der auch für die Schutzzölle 
einen allmählichen Abbau im Maße des sinkenden Finanzbedarfs vor- 
sah, überbrückte den Zwiespalt, unterstützt von den beredten Mah- 
nungen des ersten Kongreßredners, Daniel Webster, zur Aufrechterhal- 
tung des Gesamtstaats. 
4* 
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Aber der Präsident, der eben noch zum Schutz des Gesamtstaats ein 
Zwangsgesetz (Force Bill) gegen den Süden erwirkt hatte, brauchte 
natürlich nun doch besondere Mittel, um diesen für die demokratische 
Sache so wichtigen Landesteil dabei zu erhalten. Dazu bot denn eben 
damals die weitere Ausbreitung der Union nach Südwesten reiche Ge- 
legenheit. Vergeblich hatte Adams versucht, das 1819 an Spanien über- 
lassene Texas dem Rechtsnachfolger Spaniens Mexiko nach dem Vor- 
bild Louisianas und Floridas abzukaufen, weil damals der östliche 


Kapitalismus, voran die Familie Austin aus Connecticut, eine ener- 


gische amerikanische Kolonisation über den spärlichen spanischen 


Kulturboden dort einzuschieben begann. Seitdem war,eben im Augen- 


blick, als der Bundesstaat Mexiko Anstalten zur Abschaffung der Skla- 
verei traf, auch die südstaatliche Pflanzungswirtschaft in Texas ein- 
gezogen, und ein Veteran Jacksons, Samuel Houston, Abenteurer 
und halber Indianer, aber schon als Repräsentant und Gouverneur von 
Tennessee bewährt, begann im Einverständnis mit dem Präsidenten 
ganz bewußt die mexikanische Provinz zu einem amerikanischen Skla- 
venstaat umzuschaffen, der sich im Frühjahr 1836, kurz vor der Neu- 
wahl des Unionspräsidenten, von Mexiko unabhängig erklärte und im 
folgenden Frühjahr im Felde siegreich behauptete. Im Sommer 1837 
empfing Jacksons Nachfolger Van Buren das Gesuch dieses neuen 
Staates um Aufnahme in die Union. Damit aber trat die durch das 
Missourikompromiß nur vertagte Frage nach der künftigen Bedeutung 
der Sklaverei für die Vereinigten Staaten in ein frisches, kritisches 
Stadium. | 
Denn mittlerweile hatte in den Nordstaaten die wachsende Furcht 
vor dem Übergewicht des Südens jene ungeheure Agitation zur Be- 
seitigung der Sklaverei entfesselt, in der sich die tiefsten sittlichen 
Antriebe des alten Puritanismus mit den rohesten Instinkten halb- 
gesitteter Kolonisten zu einer ersten, unwiderstehlichen Offenbarung 
des neuen, amerikanischen Volksgeistes durchdrangen. Seit Anfang 
der dreißiger Jahre von William Lloyd Garrison mit der Bostoner 
Wochenschrift „Liberator“ und der Amerikanischen Antisklaverei- 
gesellschaft geleitet, gewann die Bewegung immer größeren politi- 
schen Einfluß, nachdem England 1833 in seinen Kolonien die Sklaverei 
abgeschafft und die Erbitterung der Geld- und Bildungsaristokratie 
über Jacksons demagogischen Absolutismus im Schoße der republi- 
kanischen Partei 1834 unter Clay eine neue, festere Opposition organi- 
siert hatte, die sich nach der altenglischen Partei des aristokratischen 
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Parlamentarismus „whiggistisch“ nannte. Jetzt war der Kampfplatz 
_ der Sklavereifrage in den Kongreß verlegt, wo zwar die demokratische 
Mehrheit des Repräsentantenhauses unter dem Sprecher James K.Polk 
von Tennessee die zunehmend massenhafteren und schärferen Pe- 
titionen um „Abolition“ durch Beschränkungen der Geschäftsordnung 
gerade noch zu ersticken vermochte, aber dadurch den Kampf nur 
desto bestimmter auf das Staatenhaus des Senats hinwendete. Die 
Erhaltung des Gleichgewichts sklavenhaltender und „freier“ Einzel- 
staaten wurde zum Angelpunkt des ganzen Problems. Demgemäß be- 
gegnete das Anschlußgesetz der Republik Texas dem entschiedensten 
Widerstande der Whigs, die es sich soeben (Frühjahr 1837) hatten an- 
gelegen sein lassen, die Errichtung des neuen Sklavenstaates Arkan- 
sas (1836) durch die Aufnahme des sklavenfreien Territoriums Michi- 
gan unschädlich zu machen. Ja, gerade die Gefahr, daß eine demo- 
kratische Regierung ihre Ausdehnungsabsichten über Texas hinaus auf 
den ganzen Norden Mexikos, das sog. Neumexiko, erstrecke, verlieh 
den Whigs und Abolitionisten solche Kraft, daß sie nicht nur den 
Gouverneursposten von New York durch ihren begabtesten jüngeren 
Vorkämpfer William Henry Seward zurückeroberten, sondern bei der 
Präsidentenwahl von 1840 Van Buren schlugen und durch den alten 
Unabhängigkeitskrieger General William Harrison ersetzten. 

Aber eben dieser Erfolg, dessen weitere Auswirkungen die Union von 
der straffen Machtpolitik der Demokraten zu früh abgelenkt hätten, 
erzeugte aus sich heraus seinen Rückschlag. Es war nur eine Äußer- 
lichkeit, daß der bejahrte Präsident der Whigs schon im Jahre darauf 
den Anstrengungen der Staatsleitung erlag. Auch er hätte nicht ver- 
hindert, daß die Stimmung des Landes gewaltig-zur Partei Jacksons 
zurückschwang. Umsonst brachte in der überragenden Stellung des 
Staatssekretärs Webster den Kongreß zur Reinkorporation der Bun- 
desbank und Aufhebung der Zollermäßigungen von 1833: der Vize- 
präsident John Tylervon Virginia, der nach der Verfassung die Prä- 
sidentschaft übernahm, war ein alter Jackson-Demokrat, der wie 
mancher andere aus Gründen politischen Ehrgeizes zu den Whigs ge- 
gangen war, sah jetzt den umgekehrten Weg zur Macht vor sich und 
schwenkte im Herbst 1841 mit seinem Veto gegen die beiden Finanz- 
gesetze wieder zur Politik Jacksons ein, was dann die Kongreßwahlen 
des folgenden Jahres glänzend bestätigten. 

Das folgerechte Ergebnis war die Lösung der texanischen und dar- 
über hinaus der neumexikanischen Frage im demokratisch-imperia- 
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listischen Sinne. Aber die Seite, von der sie aufgerollt wurde, machte 
es doch auch den Abolitionisten möglich, dabei mitzugehen: es war die 
Fortsetzung und Beendigung der kolonialpolitischen Auseinanderset- 
zung mit England. Sowohl der Genter Friede von 1814 wie seine Zu- 
satzverträge hatten wichtige Grenzstreitigkeiten zwischen der Union 


und Canada in der Schwebe gelassen, und die wichtigste, die das Ore- 


gongebiet am Pazifik betraf, war 1827 in der fast noch gefährlicheren 
Form des gemeinschaftlichen Besetzungsrechts zum Austrag gekom- 
men. Seitdem war hier namentlich durch die Energie des Missionars 


Dr. Marcus Whitman die amerikanische Besiedlung in Fluß gekom- 


men und wurde von Tyler eifrig gefördert, vom Ozean her aber erhielt 
die Küste durch die Schiffahrt nach Ostasien und Hawaii, die die Na- 
vigationsakte zu ungeahnter Blüte gebracht hatte, eine Bedeutung, die 
sich gerade damals durch die Öffnung Chinas im englischen Opium- 
krieg (1840—42) noch außerordentlich steigerte. So war gleichzeitig 
mit dem Interesse der Südstaaten an der spanischen Erbschaft das 
Interesse der Nordstaaten an der Verständigung mit England ge- 
wachsen, und als 1842 Webster mit dem englischen Sondergesandten 
Lord Ashburton, einem Mitglied des großen Bankhauses Baring, die 


canadische Grenzverhandlung wieder anknüpfte und für das Hinter- 


land von New York und Maine auch abschloß, ergab sich bereits als 
natürliche Linie der Oregonlösung, daß England, um an der pazifischen 
Küste nicht zwischen dem russischen Alaska und dem amerikanischen 
Oregon erdrückt zu werden, sich mit der amerikanischen Ausbreitung 
südwärts nach dem mexikanischen Kalifornien abfand, wo der ameri- 
kanische Entdecker Fr&mont eine ähnliche Rolle spielte wie Whitman 
in Oregon. - 

Diesen Vorbedingungen genau entsprechend vollzog sich der letzte 
Akt der amerikanischen Staatenbildung. Nachdem der Senat sich sieben 
Jahre lang einem Anschlußvertrag mit Texas widersetzt hatte und 
dieser Staat darüber in große Gefahr geraten war, von Mexiko wieder 
erobert zu werden, genügte im Spätjahr 1844 die Eifersucht auf eine 


Dazwischenkunft Englands, um eine (noch dazu verfassungswidrige) 


Verständigung zwischen Tyler und dem Kongreß zustande kommen 
zu lassen. Statt den schwierigen Weg des Staatsvertrags mit der dazu 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit des Senats weiter zu verfolgen, 
wählte man den eines einfachen Gesetzes, das auf Wunsch von Texas 
dieses als vermeintliches amerikanisches Territorium zum amerikani- 
schen Staat erhob. Als das im Dezember 1845 geschah, war schon der 
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Sprecher Polk Präsident, den gleichzeitig mit dem Kompromiß über 
Texas die erste typische Welle des amerikanischen Imperialismus zu 
dieser Würde erhoben hatte. Seine Wahlparole „Wiederangliederung 
von Texas und Wiederbesetzung von Oregon“ ist mit Unrecht als ganz 
haltlose Fiktion bezeichnet worden; sie hatte in den unklaren Gebiets- 
verhältnissen und in der amerikanischen Okkupation des Westens eine 
gewisse Rechtfertigung. Eher ließe sich sagen, daß die darin liegende 
doppelte Herausforderung nicht ohne diplomatischen Hintergedanken 
war: das allitterierende Verlangen der radikalen Demokraten gegen 
England „Fiftyfour forty (d.h. 54° 40’ nördlicher Breite) or Fight“ war 
von vornherein kaum zu halten, weil sie in der Tat mit jener Aus- 
schaltung Englands von der Westküste gleichbedeutend gewesen wäre, 
aber als im Sommer 1846 der Oregonvertrag England die heutige 
Grenze des 49. Breitengrades sogar mit einer südlichen Ausbiegung an 
der Küste um die Insel Vancouver zugestand, verstand sich von selbst, 
wo die Entschädigung der Union lag. Schon war, nach vergeblicher 
Verhandlung wegen kaufweiser Überlassung von Neumexiko und Kali- 
fornien, der whiggistische General Zachary Taylor über den Rio 
Grande del Norte in Mexiko eingefallen und hatte ein amerikanisches 
Geschwader San Francisco erobert. Und sicherlich hat auch negativ 
auf die Zielsetzung dieses Krieges die Rücksicht auf England den 
größten Einfluß geübt. Wäre es nach Polk und den Demokraten ge- 
gangen, so hätten sie, die 1847 noch eine zweite Expedition unter ihrem 
Parteigenossen General Winfield Scott über den mexikanischen Golf 
auf die feindliche Hauptstadt ansetzten, damals vielleicht ganz Mexiko 
erobert und das Schicksal ganz Amerikas gründlich beschleunigt. So 
wagte es nicht nur Polks Unterhändler Nicolas Trist, sich im Frieden 
von Guadalupe Hidalgo Anfang 1848 seinen Weisungen zuwider mit 
den beiden früher erstrebten Gebieten zu begnügen, sondern fand da- 
für in Washington statt Mißbilligung nachträglichen Beifall, zumal 
Neuwahlen den Whigs wieder die Kongreßmehrheit gegeben hatten 
und auch Demokraten, wie Calhoun, vor dem abolitionistischen Mexiko 
zurückschreckten wie 1825 vor Haiti. Nicht zufällig verabredete die 
Union dann 1850 im Clayton-Bulwer-Vertrag für die seit 1825 schwe- 
benden Pläne eines mittelamerikanischen Kanals zwischen Atlantik und 
Pazifik volle gegenseitige Neutralität.- Erst nachträglich gelang es, 
während England mit dem Krimkrieg beschäftigt war, durch den sog. 
Gadsden-Kauf 1853 noch das mexikanische Gilatal als Eisenbahn- 
weg nach Kalifornien zu erwerben. 
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Die Union brauchte Ruhe nach außen, denn nach dem Abschluß der 
Staatsbildung trat nun die Frage der Sklaverei alles beherrschend 
in den Vordergrund. Sie hatte die Union nachgerade in zwei Völker 
zerrissen, deren eines, nördliches die Propaganda des Befreiungs- 
gedankens immer mehr zur politisch-militärischen Erzwingung des . 
Bundeswillens umbildete, während das andere, südliche vom Ausschluß 
der Agitation des Nordens über den Boykott seiner Waren allmählich 
zur Trennung von der Staatseinheit überging. Immerhin dauerte es 
noch mehr als ein Jahrzehnt, bis diese Spaltung über die bisher mitten 
durch Norden und Süden gehenden sozialen Gegensätze die Oberhand 
gewann, und es ist weniger der größeren geistigen Einheitlichkeit als 
der überlegenen politisch-taktischen Schulung des Nordens zuzuschrei- 
ben, daß er dabei der führende und deshalb schließlich der siegreiche 
Teil blieb. Gerade die demokratische Partei umfaßte als soziale Oppo- 
sition im Norden eine starke Gruppe, die der Sklaverei feind war und 
schon 1846 im Repräsentantenhause, wenn auch nicht im Senat, eine 
Entschließung, das sog. Wilmot Proviso, durchsetzte, die ohne 
Rücksicht auf das Missourikompromiß dieses Recht aus der Gesamtheit 
der noch neu aufzunehmenden Staaten ausschließen wollte; wie denn 
neben dem berühmten Roman der Harriett Beecher-Stowe: Uncle 
Tom's Cabin (1852) die politische Schrift eines „armen Weißen“ aus 
dem Süden, Charles Helpers Impending Crisis (1857), das meiste 
zur Verbreitung des Abolitionismus in weiteren Kreisen beitrug. Der 
Whigpartei ging es umgekehrt. Daß ein Teil ihrer mächtigsten in- 
dustriellen Mitglieder aus dem Osten den Bruch mit dem Süden als 
der Quelle des wichtigsten Textilrohstoffs fürchtete, rief gegen sie 
als die Cotton Whigs nur eine um so heftigere Gegenbewegung der. 
Conscience Whigs hervor, die sich besonders im bäuerlichen 
Westen den demokratischen Abolitionisten näherten, aber auch im 
Osten die größte und beste Zeitung, Horace Greeleys New York 
Tribune, für sich hatten. Sie schlossen sich vor der Präsidentenwahl 
von 1848 auf dem Konvent von Buffalo zu einer besonderen Partei 
zusammen, die ihren Namen zunächst von ihrem Grundsatz freien 
Bodens (Free Soil) im Koloniallande erhielt, bald aber sich unter 
Jeffersons alter Bezeichnung als „republikanische“ zu der noch 
heute bestehenden unitarisch-imperialistischen Landesorganisation aus- 
wuchs. 

Dieser Siegeszug des Abolitionismus war nur der Ausdruck davon, 
daß im Kampf um den Westen die Wirtschaftskräfte des Nordens, 
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verstärkt durch die immer massenhaftere Einwanderung aus dem ruhe- 
losen achtundvierziger Europa, denen des Südens immer merkbarer 
den Rang abliefen. In den amerikanischen Neuerwerbungen begannen 
die kalifornischen Goldfunde und die Stiftung jener Spätform apo- 
kalyptischen Puritanertums, der Mormonenkirche Joseph Smiths in 
Utah-Deseret, die demokratisch-kapitalistischen Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftsformen des Nordens auch südwärts von der Linie des Mis- 
sourikompromisses einzubürgern, und nachdem auf dem Schachbrett 
der Sklavereifrage gegenüber den unfreien Staaten Texas und Flo- 
rida (1845) die freien Iowa (1846) und Wisconsin (1849) aufgestellt 
waren, stand Polks Nachfolger General Taylor und nach dessen vor- 
zeitigem Tode (Juli 1850) der bisherige Vizepräsident, der New Yorker 
Whig Millard Fillmore, der Webster zu seinem Staatssekretär 
ernannte, vor der dringenden Notwendigkeit einer Anpassung jenes 
Kompromisses an die veränderten Verhältnisse. Das neue Kompromiß, 
das Henry Clay dann (September 1850) vermittelte, war ein unzwei- 
deutiger Fortschritt der Abolitionisten: Kalifornien wurde ohne Rück- 
sicht auf die Demarkation von 1820, vielmehr unter Berufung auf den 
Willen seiner Einwohner nach dem Grundsatz der sog. Siedlerlandes- 
hoheit (SquatterSovereignty), zum freien Staat erhoben, in Neu- 
mexiko die Entscheidung vertagt, indem hier und in Utah zunächst 
nur Territorialverfassungen eingerichtet wurden, und endlich zwar die 
Rechtsverfolgung von Eigentumsansprüchen an Sklaven für das ganze 
Bundesgebiet durch das sog. Sklavenfluchtgesetz (Fugitive Slave 
Act) erneut festgestellt, aber damit nur um so sicherer dem privaten 
und stellenweise sogar dem einzelstaatlichen Widerstand des Nordens 
preisgegeben; auf einem organisierten Schmugglerweg, der sog. Unter- 
grundbahn (Underground Railway) wurden entlaufene Sklaven 
aus dem Süden, durch den Norden, nach dem englischen Kanada ab- 
geschoben, wo sie durch das Betreten freien Bodens von selbst frei 
wurden. 

Umsonst folgte dem Kompromiß von 1850 wiederum eine kleine 
Reaktion zugunsten der Demokraten. Da 1850 Calhoun, 1852 Clay und 
Webster gestorben waren, wurde 1852 der Mexikokrieger General 
Franklin Pierce von New Hampshire, der Freund des großen Epikers 
Nathaniel Hawthorne, 1856 aber der Gesandte in London James Bu- 
chanan, Polks einstiger Staatssekretär, der soeben (1854) mit seinen 
Amtsgenossen in Paris und Madrid das sog. Ostender Manifest für 
Erwerbung Kubas erlassen hatte, zum Präsidenten gewählt. Weder 
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„Flibustierzüge“ gegen spanische Kolonien noch die gleichzeitigen Er- 
oberungspläne gegen Hawaii, weder die berühmte Aufsegelung Japans 

durch Commodore Perry (1854) noch die Handelsverträge von 1858 
mit China und Japan vermochten wie unter Polk die politische Er- 
regung nach außen abzulenken. Eben der letzte Ausweg, den der be- 
gabteste der gemäßigten Demokraten, der Senator Stephen Douglas 
von Illinois, aus dem Konflikt zwischen altem Partikularismus und 
moderner Nationaleinheit versuchte, setzte den angehäuften Zündstoff 
in Brand: sein Gesetz, das (1854) den „mittleren Westen“ zwischen den 
Flüssen Missouri und Arkansas in zwei Territorien, Nebraska und 
Kansas, organisierte und deren Regierungen wie denen von Utah 
und Neumexiko das Befinden über die Sklaverei überließ, schuf im 
Herzen der Union einen förmlichen Kriegszustand zwischen Abolitio- 
nisten und Antiabolitionisten. Während deren gegnerische Konvente 
unter dem Druck bewaffneter Invasionen aus den Nachbarstaaten um 
endgültige Staatsverfassungen für Kansas und Nebraska rangen, über- 
fiel (1856) im Senat der Aristokrat Phillips Brooks von Südcarolina 
den Aristokraten Charles Sumner von Massachusetts mit Stock- 
schlägen, erließ (1857) das Oberste Bundesgericht unter dem Vorsitz 
von Roger B. Taney, Tylers einstigem Schatzsekretär, das berühmte 
Urteil gegen den Sklavenflüchtling Dred Scott, das im Sinne der Cal- 
hounschen Nullifikation dem Gesamtstaat die Befugnis zur Beschrän- 
kung des Sklavereirechts überhaupt absprach, und wurde endlich (1859) 
der Abolition durch die Hinrichtung ihres bedeutendsten Bandenführers 
John Brown in Virginia der erste Märtyrer geschaffen. 

Das alles machte die Sache der neuen republikanischen Partei reif 
für eine letzte, volkstümliche Berufung an das Land. Bei der Präsi- 
dentenwahl von 1860 erlag Douglas, unter verhängnisvoller Zersplitte- 
rung der demokratischen Wählerschaft, einem Neuling, Abraham Lin- 
coln von Illinois, der als halbproletarischer Sohn eines „armen Wei- 
Ben“ und einer Illegitima der Pflanzeraristokratie die soziale Seite des 
Verfassungskonflikts gleichsam in sich verkörperte. Und wenn es da- 
bei nicht ohne die typischen amerikanischen Wahlbeeinflussungsmittel, 
die Aussicht auf die Ämterbeute und die schutzzöllnerische Tarifrevi- 
sion des Morrill Act (1861), abging, so hatte doch „Honest. Abe“, 
wie er bei seinen bäuerlichen Landsleuten hieß, schon 1858 im Kampf 
mit Douglas um dessen Senatssitz das Öffentliche Geheimnis der Lage 
beim Namen genannt, daß die bisherige Politik der Vermittlung unhalt- 
bar und eine Eroberung des Gesamtstaats durch den Norden oder 
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durch den Süden unvermeidlich sei. Dieser, der sich noch kürzlich 
durch die Zulassung zweier weiterer sklavenfreier Staaten, Minne- 
sota (1858) und Oregon (1859), innerhalb des Bundes in hoffnungs- 
lose Minderheit versetzt sah, begriff denn auch sofort die Bedeutung 
von Lincolns Wahl. Unter Vorantritt Südcarolinas vollzogen um die 
Wende von 1860 auf 1861 zuerst die „Baumwollstaaten“, außer Süd- 
carolina Mississippi, Florida, Alabama, Georgia, Louisiana und Texas, 
die „Sezession“ vom Bunde und schlossen auf dem Generalkonvent 
von Montgomery, der Hauptstadt Alabamas, in Erinnerung an die Vor- 
form der Union von 1777 eine „Konföderation‘“, an deren Spitze 
als Präsident der radikal-demokratische Gegenkandidat von Douglas 
bei der letzten Präsidentenwahl Jefferson Davis von Mississippi ge- 
stellt wurde. Und nachdem auf Anregung Virginias eine Friedenskon- 
ferenz in Washington vergeblich versucht hatte, auf das Missourikom- 
promiß zurückzukommen, fielen bis Mai 1861 auch Virginia, Arkansas, 
Tennessee und Nordcarolina zur Konföderation ab (Missouri wurde 
vor allem durch seine deutsche Bevölkerung der Union erhalten). Schon 
vorher war zwischen dieser und dem Rumpf der Union der offene 
Krieg ausgebrochen, als Lincoln den bisherigen schweigenden Wafien- 
stillstand zwischen den Konföderierten und den vereinzelten Bundes- 
garnisonen auf ihrem Gebiet durch Absendung von Verstärkungen 
brach und daraufhin das Hauptfort Sumter vor Charleston von den 
Südcaroliniern in Grund geschossen wurde. 

Der nun folgende Bürgerkrieg, der mit der Entwicklung des 
Stellungskampfes, der Blockade und der Kriegsschiffspanzerung zum 
ersten Vorläufer der modernen Kriegstechnik wurde, trägt auch po- 
litisch Züge, die an den Weltkrieg des 20. Jahrhunderts erinnern: .das 
„rebellische“ südliche Drittel der Union schien seine zahlenmäßige 
Unterlegenheit gerade durch die militärischen und emotionalen Vor- 
züge seiner älteren Gesellschaftsverfassung wettmachen zu können. 
Dazu kam nicht nur die Eifersucht der europäischen Großmächte auf 
die Union, sondern auch die wirtschaftliche Stärke des ungeheuren 
südlichen Rohstoffgebiets, das die industriellen Gegner und Neutralen 
in viel höherem Grade von sich abhängig glaubte als sich selber von 
ihnen. Allein die Interventionslust Europas wurde bald durch die Un- 
ternehmung Napoleons Ill. gegen Mexiko erstickt, die die angelsäch- 
sischen Interessen einander wieder näherte, und die wirtschaftliche 
Autarkie der Konföderation wurde durch die schonungslose Seesperre 
der kapitalistisch überlegenen Union, die der Admiral Farragut durch 
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Wegnahme der wichtigsten Konföderationshäfen unterstützte, bald in 
die empfindlichste wirtschaftliche Auszehrung verwandelt, die denn 
auch letzten Endes diesen wie nachher den Weltkrieg entschieden hat. 
Demgegenüber konnten die namentlich taktischen und kavalleristischen 
Vorteile der Konföderationsheere, unter der genialen Oberleitung Ro- 
bert E. Lees, auf den Kriegsschauplätzen am Potomac, zwischen den 
Hauptstädten Washington und Richmond, am Mississippi und im geor- 
gisch-carolinischen Verbindungsland wesentlich nur in der Dauer des 
- Ringens zum Ausdruck gelangen, das die langsam wachsenden und 
sich übenden Freiwilligenheere und die demokratisch schwankendere 
Heerführung der Union erst ganz allmählich zu deren Gunsten wandten, 
nicht ohne daß gerade der unionistische Reitergeneral William Te- 
cumseh Sherman mit seiner Verwüstung Georgias und der Carolinas 
auch die schlimmste Barbarei des unbeschränkten modernen Land- 
kriegs vorwegnahm. Der äußeren Beendigung der Kämpfe durch die 
Kapitulationen der beiden konföderierten Hauptheere im April 1865 
war bereits der politische Sieg der Union vorausgegangen: Lincoln 
und sein Staatssekretär Seward, die gleich nach der ersten gewonnenen 
Schlacht im September 1862 durch Proklamation alle Sklaven in den 
abgefallenen Staaten vom 1. Januar 1863 ab für frei erklärt hatten, 
hatten im Januar 1865 durch das dreizehnte Amendment das Verbot 
der Sklaverei zum Bestandteil der Unionsverfassung erheben lassen. 
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Da der Bürgerkrieg nicht wie ein echter Krieg mit einem Friedens- 
schluß, sondern mit einer Unterwerfung endigte, war es zunächst die 
Aufgabe der Sieger, den Gesamtstaat in ihrem Sinne neu einzurichten. 
Und das erforderte fast einen neuen Bürgerkrieg mit politischen Mit- 
teln. Denn nach Revolutionen, besonders wo sich gesellschaftliche mit 
landschaftlichen Gegensätzen paaren, pflegt es nahezuliegen, daß kom- 
pakte oder sich wieder sammelnde Reste der überwundenen Gewalten 
unter dem Schein der Anpassung an neue Staatsformen gegenrevolu- 
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tionäre Ziele verfolgen. Ebendies war die Schwierigkeit des verfas- 
sungsrechtlichen „Wiederaufbaus“ (Reconstruction) derSüdstaaten 
nach dem Scheitern ihrer Sezession, und das geschichtliche Urteil dar- 
über hat davon auszugehen, daß diese Gemeinwesen trotz freiwilligen 
und förmlichen Wiederanschlusses an die revidierte Bundesverfassung 
_ weit entfernt waren, sich in ihren herrschenden Schichten auf den 
Boden dieser Verfassung zu stellen. War doch (wie übrigens noch 
heute) die Überzeugung der Mehrheit ihrer weißen Bevölkerung, daß 
das Programm Lincolns, die bürgerliche und staatsbürgerliche Rechts- 
gleichheit der Schwarzen, mit staatlicher Ordnung und Gesittung un- 
verträglich sei. Infolgedessen galt es eine mittlere Linie zu finden, 
auf der sich diese Überzeugung mit den Hauptforderungen des Nor- 
dens, dem demokratischen Einheitsstaat und der kapitalistischen Wirt- 
schaftsform, ausgleichen ließ. Die große amerikanische „Befreiung“ 
verlief ähnlich wie die früheren und gleichzeitigen der europäischen 
Landarbeiter: sie ersetzte im wesentlichen das alte, feudale Abhängig- 
keitsverhältnis zwischen Herren und Knechten durch das neue, ka- 
pitalistische zwischen einer „demokratischen“ Unternehmer- und einer 
„treien“ Arbeiterklasse, die durch langfristige und wucherische Pacht- 
verträge sowie durch die geschlossene Selbsthilfe der weißen Herren- 
schicht gegen schwarze Widerspenstigkeit auch weiter an die Scholle 
gefesselt blieb. 

Aber um auch nur das zu erreichen, bedurfte es großer und rück- 
sichtsloser Anstrengungen des Nordens. Sie wurden scheinbar noch 
dadurch erschwert, daß Lincoln, der erste Präsident, der seit Wa- 
shington wieder in das volle Maß der Präsidentenmacht hineinge- 
wachsen war, im April 1865, am Jahresfest des Kriegsbeginns, dem 
Anschlag eines „Tyrannenmörders“ zum Opfer fiel. Der nachrückende 
Vizepräsident Andrew Johnson von Tennessee verdankte seine Stel- 
lung der Entschlossenheit, mit der er nach der Sezession seines Staates 
sein Mandat als Senator weiter ausgeübt hatte. Vom Schneidergesellen 
heraufgearbeitet und überhaupt ein Typus des „armen Weißen” aus 
dem südlicheren Westen wie Lincoln aus dem nördlicheren, war er 
tragisch bestimmt, mit seinem halb genialen, halb grotesken Mittel- 
standsfleiß und Mittelstandsehrgeiz den Abgrund zwischen der Welt 
des Alten und des Neuen, des Südens und des Nordens ‚schließen zu 
helfen. Die siegreiche republikanische Partei ging unter ihren Wort- 
führern Thaddeus Stevens und Karl Schurz über ihn hinweg, und 
zum erstenmal wurde das Veto eines Präsidenten mit den verfassungs- 
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mäßigen Zweidrittelmehrheiten des Kongresses überstimmt, als sie 
1866/7 neben das bisher einzige Organ der Bundesgewalt im Süden, 
das Negerarbeitsamt (Freedmen’s Bureau), eine an Cromwell er- 
innernde Militärdiktatur von Generälen dort errichteten und unter 
deren Schutz den Wiederaufbau der Verfassungen in den 
staaten“ vom Bunde leiten und beaufsichtigen ließen. 

Es ist besonders für den Nichtamerikaner nicht leicht, sich durch 
die Leidenschaften dieser Rekonstruktionsperiode hindurchzufinden. 
Aber man erkennt doch folgendes: Zu einer völligen wirtschaftlichen 
und kulturellen Umstellung, wie sie die historische Entscheidung des 
verlorenen Sezessionskrieges nun einmal erforderte, war der Süden 
aus eigener Kraft nicht imstande. Weder die aus einer patriarchalisch- 
stagnierenden Staats- und Wirtschaftsordnung ihren Gewinn ziehende 
Oberschicht, noch die dünne und sittlich oft zweideutige Schicht ge- 
bildeter Neger konnte die Führung übernehmen. In den Vordergrund 
traten vielmehr die oft mittellosen Zuwanderer, die aus dem Norden 
einströmten, und vereinzelte Renegaten der Pflanzeraristokratie. Beide 
Elemente, die Carpetbaggers (Männer mit dem Handkoffer) und 


die Scalawags, wurden von der alteingewurzelten führenden Schicht 


aufs tiefste verachtet. Trieben sie doch die traditionslose, vielfach 
korrupte Politik, die bei solchen Elementen in solcher Lage unvermeid- 
lich ist, wenn auch nicht alle Geschichten wahr sind, die eine üppig 
wuchernde Legende von ihnen zu erzählen wußte, und wenn auch die 


Gegenorganisation der alten Pflanzer, der Geheimbund Ku Klux 
Klan, mit vielleicht noch weit schlimmeren Mitteln sich der Ein- 


dringlinge erwehrte. Andererseits erfüllte auch die Opposition und 
angebliche Voreingenommenheit des Präsidenten für den Süden, die 


ihm 1868 eine Staatsanklage des Repräsentantenhauses beim Senat 


zuzog, den heilsamen Zweck, die Rekonstruktion niemals zum Terror 
ausarten zu lassen und so etwa die gegenrevolutionären Kräfte zu 
neuer Erhebung herauszufordern. 

Nur das so trotz aller Wirren erreichte innere Gleichgewicht konnte 
der Union die imposante äußere Machtstellung verbürgen, die der Re- 


gierung (1869—77) von Johnsons Nachfolger Ulysses Simpson Grant, 


des großen Heerführers der Union im Bürgerkrieg, das Gepräge gab: 
Unter der Leitung Sewards und seines begabten Nachfolgers im 
Staatssekretariat Hamilton Fish wurde trotz gespannter Beziehungen 
mit Kanada, mit dem man den (seit 1854 bestehenden) handelspoliti- 
schen Gegenseitigkeitsvertrag kündigte, der Streit mit England um Ent- 
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schädigung für die Taten des dort gebauten konföderierten Kreuzers 
Alabama durch den ersten Schiedsspruch des modernen Völkerrechts 
(1871) beigelegt, die zweite Weltmacht Rußland fand es im Zuge ihrer 
Regenerationspolitik seit dem Krimkrieg geraten, durch Verkauf ihrer 
alaskanischen Besitzungen an die Union (1867) von dem Schauplatz 
der Monroedoktrin überhaupt zurückzutreten, und trotz des Sinkens 
der amerikanischen Flottenmacht seit dem Bürgerkrieg begründete der 
Freundschaftsvertrag von 1868 mit China das seitherige, ganz beson- 
dere Verhältnis dieses Reiches zur Union, deren Gesandter Anson Bur- 
lingame sogar in chinesische Dienste übertrat. Nur am Rande der 
amerikanischen Stellung verhinderten die liberalen „Linksrepublikaner“ 
unter Karl Schurz, die bei Grants Wiederwahl (1872) einen eigenen 
Präsidentschaftskandidaten in der Person Greeleys aufstellten, noch 
den Ankauf von Dänisch-Westindien (1867) und die Angliederung von 
Santo Domingo (1870). 

Aber der anhebende Imperialismus wirkte nun auch wieder zurück 
auf die Frage der inneren Einigung. Der wirtschaftliche Aufschwung 
eröffnete namentlich auf dem Gebiet der Eisenbahn- und Währungs- 
spekulation dem nordöstlichen Kapitalismus im Zusammenhang mit 
dem Parlamentarismus des Bundes, der Einzelstaaten und der Stadt- 
gemeinden unerhörte Bereicherungsquellen, und die ältere Generation 
der amerikanischen Milliardäre, die Gould und Cornelius Vanderbilt, 
wußten in nächster Nähe des Präsidenten sogar eine aristokratisch 
geschlossene Börse wie die New Yorker Stock Exchange zum Werk- 
zeug ihrer monopolistischen Geschäfte, der berüchtigten Corners, 
zu machen. Im genau gleichen Maße nun, wie sich so die Wirtschaits- 
kräfte des Nordens stärkten und sammelten, wuchs seine Neigung, 
auch den Süden um den Preis der wirtschaftlichen Anpassung wieder 
sein eigenes politisches Leben leben zu lassen. Schon bildete sich dort, 
besonders in der fruchtbaren Zone des Schwarzbodengürtels (Black 
Belt), ein junger weißer Unternehmerstand auf den kaufmännischen 
und technischen Grundlagen des Kapitalismus und ordnete sich die 
schwarze Freigelassenenbevölkerung langsam wieder in den Rechts- 
formen der Vormundschaft, Zwangsarbeit und Teilpacht unter: Der 
nächste Schritt war, die wirtschaftlich wieder in die Macht eingesetzten 
Weißen auch von der politischen Negerherrschaft zu „erlösen“. Die 
Gefahr eines politischen Übergewichts der Neger war nämlich nicht 
gering. Allerhand Versuche der Südstaaten, durch eigene Wahlrechts- 
bestimmungen die Neger vom Stimmrecht auszuschließen, waren ge- 
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scheitert. Gegen diese Sabotierung der durch den Krieg errungenen 
Rassengleichberechtigung setzten die Republikaner im Wege der so 
charakteristisch amerikanischen grundgesetzgeberischen Flickarbeit das 
Vierzehnte Verfassungsamendment durch (1868), das jeden Staat mit 
einer Verringerung seiner Kongreßmandate bedrohte, der irgend- 
welchen seiner Bürger das Stimmrecht versagte, und das Fünfzehnte 
'Amendment (1870) bestimmte sogar ausdrücklich, daß Rasse, Farbe 
oder frühere Sklaverei kein Hindernis bei der Ausübung des Wahl- 


rechts sein dürften. Noch tiefer wurde die politische und wirtschaft 


liche Macht der Weißen dadurch untergraben, daß alle Insurgenten von 
den politischen Ämtern ausgeschlossen wurden und die Union sich 
weigerte, die konföderierten Kriegsschulden anzuerkennen. Nur sehr 
langsam bauten die Sieger den Besiegten die Brücke zu neuem pO- 
litischem Einfluß und neuem Wohlstand. Zunächst wurde (1872) die 
Amtsunfähigkeit der Insurgenten im Umwege von Ausführungsgesetzen 
beseitigt. Dann aber begann man bereits unter Grant das echt angel- 
sächsische Mittel anzuwenden, wodurch auch die positiven Berechti- 
gungen der Neger praktisch wieder rückgängig zu machen waren: In- 
dem bei Wahlen die Bundesregierung den nötigen bewaffneten Schutz 
verweigerte, waren die Schwarzen dem Terrorismus ihrer weißen 
Gegner preisgegeben, und es ergab sich allmählich überall der seither 
durchaus übliche Zustand, daß die Schwarzen in allen wichtigen Fällen 
auf die Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Rechte verzichteten. Noch 
kein Menschenalter nach dem Bürgerkrieg war dann das gesetz- 
geberische Ansehen des Bundes in dieser Sache so weit gesunken, daß 
wenigstens die beiden Staaten mit schwarzer Bevölkerungsmehrheit, 
Mississippi und Südcarolina, durch Verfassungsänderung (1890, 1895) 
für ihr Einzelstaatsleben das Negerstimmrecht auch rechtlich wieder 
beseitigen konnten, ohne daß der Bundeskongreß sich auf die Er- 
zwingung der Unionsverfassung durch eine Force Bill zu einigen 
vermochte. 

Lange vorher schon war die politische Selbständigkeit der Süd- 
staaten im Rahmen des Bundes im Gefolge eines glücklichen Zufalls 
völlig wiederhergestellt worden. Bei Ablauf von Grants zweiter Präsi- 
dentenschaft (1876) trat dem neuen Kandidaten der Republikaner, dem 
Gouverneur von Ohio Rutherford B. Hayes, als demokratischer Be- 
werber der New Yorker Anwalt Samuel Jones Tilden gegenüber. Der 
Ausgang der Wahl war zweifelhaft, da Unregelmäßigkeiten auf beiden 
Seiten vorgekommen und die unanfechtbar gültigen Stimmen nahezu 
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gleich waren. Wie einst bei Jefifersons Wahl das Repräsentantenhaus, 
wurde jetzt ein gemischter Wahlprüfungsausschuß des Kongresses und 
des Obersten Bundesgerichts Schiedsrichter über das Schicksal des höch- 
sten Bundesamts, und wie damals wurde der technische Wahlakt zum 
politischen Kompromiß: der Preis, den Hayes für seine Präsidentschaft 
und Karl Schurz für das ihm übertragene Staatssekretariat des In- 
nern zu bezahlen hatten, war die Zurückziehung des Militärregiments 
aus den Südstaaten. Jetzt brauchten diese das Übergewicht der „freien“ 
Staaten im Bunde, zu denen seit der Sezession noch das Hinterland 
Virginias als selbständiges West Virginia (1863), Nevada (1864) 
und Nebraska (1867) hinzugekommen waren, nicht länger zu fürch- 
ten. Die Union beruhte fortan auf der stillschweigenden Anerkennung 
der politischen und gesellschaftlichen Eigenart auch des Südens. 

Dafür lebte nun die große Streitfrage wieder auf, die das ameri- 
kanische Volk viel früher als die Abolition beschäftigt und unterirdisch 
ja auch den Fortschritt dieser mächtig bestimmt hatte: die Wirtschafts- 
entwicklung des modernen Kapitalismus setzte ihren Kampf mit den 
klassenmäßigen und landschaftlichen Widerständen fort, die seit Jack- 
son eine dem europäischen Sozialismus entsprechende und auch min- 
destens entfernt mit ihm verknüpfte Opposition bildeten. 

Eine der brennendsten Fragen der inneren Politik der Union war von 
alters her das Geld- und Bankwesen. Die Zerstörung der Bundesbank 
durch den Präsidenten Jackson (S. 46) hatte nur bis zum Bürgerkrieg 
1862 ertragen werden können und zu einem Kompromiß zwischen zen- 
tralistischer und partikularistischer Politik geführt: statt einer ein- 
zigen Zentralbank wurden viele Nationalbanken an den verschieden- 
sten Plätzen privilegiert und zur Ausgabe von Banknoten ermächtigt; 
diese mußten jedoch ihr Kapital zum Teil in Bundesanleihen anlegen 
und im Schatzamt deponieren und erhielten staatliche Gelder zur Ver- 
waltung, so daß die Bundesgewalt immerhin einen gewissen Einfluß 
auf ihre Finanzgebarung nehmen konnte. Während des Krieges hatten 
diese Nationalbanken eine große Menge Papiergeld, sog. Green- 
backs, ausgegeben, und es erhob sich nunmehr die Frage, ob dieses 
weiter umlaufen oder eingezogen und in eine feste Anleihe umgewan- 
delt werden sollte. Das letztere war das finanzpolitisch Gesündere, 
denn der Umlauf großer Papiermassen bedeutete zweifellos eine ge- 
fährliche Inflation. Aber weite Kreise namentlich der niederen Be- 
völkerung sahen in den Greenbacks ein produktionsanregendes 
„Volksgeld“ und in seiner Ersetzung durch eine Anleihe, die natürlich 
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aus Steuern verzinst werden mußte, ein ungerechtfertigtes Geschenk 


an die Kapitalisten auf öffentliche Kosten. In der „Resumptionsakte“ 
von 1875 kam es zu einem abermaligen Kompromiß: die Greenbacks 
wurden ganz erheblich vermindert. Hand in Hand mit diesem Streit 
ging der um die Metallwährung der Union, die sich im Kriege auf 
den Goldfuß eingestellt hatte und 1873 gesetzlich dabei befestigtwurde, 
während gleichzeitig auch in Europa Deutschland zur Goldwährung 
überging und die lateinische Münzunion ihre Silberwährung ein- 
schränkte. Gegen dieses „Verbrechen“ richtete sich in Amerika nicht 
nur wie in Europa eine theoretische, antikapitalistisch-agrarische Dop- 
pelwährungsagitation, sondern vor allem auch das Erzeugerinteresse 
der Silberbergwerke, die einen erheblichen Wirtschaftsbestandteil des 
neuerschlossenen Uniongebiets an den Felsengebirgen ausmachten 
und durch die dortige Errichtung neuer Staaten (1876 Colorado, 
1889 Nord- und Süddakota, Montana und Washington, 18% 
Wyoming und Idaho, 1896 Utah) eine mächtige demokratische 
Vertretung im Kongreß erhielten. Dieser mußte Hayes’ Finanzsekretär 


John Sherman denn auch alsbald als Abschlag auf die freie Silber- 


prägung in der Bland Alison Bill (1878) er staatliche Stüt- 
zungskäufe von Barrensilber zugestehen. 

Für dies Zugeständnis an die Demokraten durfte nun de republi- 
kanische Partei auch ihrerseits Rücksicht auf die wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse ihrer großindustriellen Kerntruppe beanspruchen. Der Weg 
dazu war nicht zweifelhaft, als im Juli 1881 der Nachfolger Hayes’, 
der republikanische Kompromißkandidat General James A. Garfield 
wie Lincoln von einem Stellenjäger mit demokratischen Verbindungen 
ermordet wurde und der Vizepräsident General Chester A. Arthur 
von New York, ein von Hayes wegen Unordnungen aus der Zollver- 
waltung entfernter, aber von dem Boss Rosco&e Conkling auf den Schild 
erhobener Anhänger Grants, die Regierung übernahm: Wie nach den 
napoleonischen Kriegen der Wettbewerb der europäischen Industrie- 
länder, so belebte nach dem Bürgerkrieg besonders die Umstellung der 
Inlandsindustrie auf den Friedensfuß die Begehrlichkeit der Schutz- 
zöllner, und unter scheinbarem Eingehen auf die Klagen der süd- 
lichen und westlichen Freihändler über die zu hohen Zollüberschüsse 
wurde 1882 eine kommissarische Untersuchung des geltenden Tarifs 
angeordnet, aus deren Reformvorschlägen dann 1883 die republika- 
nische Kongreßmehrheit das erste, vergleichsweise gemäßigte der 
großen neuamerikanischen Schutzzollgesetze herauszuarbeiten wußte. 
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Gleichzeitig lieferte auch die berühmte Reform des Bundesstaats- 
dienstes durch die Pendletonakte, die wenigstens die wichtigsten Stel- 
len besonders in den Washingtoner Zentralbehörden durch Aufstellung 
fester Ausbildungs- und Beförderungsgrundsätze von der schlimmsten 
Parteikorruption befreite, den Beweis, daß gerade die Republikaner 
die Staatsgewalt vorsichtig und sachlich zu handhaben gedachten. 
Trotzdem war es die sichtliche Gegenwehr weiter Kreise gegen die 
republikanische Industrieherrschaft, die bei der Präsidentenwahl von 
1884 zum erstenmal seit einem Vierteljahrhundert wieder dem demo- 
kratischen Kandidaten, dem Gouverneur Grover Cleveland von New 
York, den Sieg über seinen republikanischen Gegner, Garfields Staats- 
sekretär James Gillespie Blaine, verlieh. Und nun rückte fast bis zum 
Jahrhundertende der wechselnde Kampf um die Gestaltung der Han- 
delspolitik in den Mittelpunkt des amerikanischen Staatslebens. Dabei 
war es schon damals ausgemacht, daß die fortschreitende, hier im 
jungen Amerika zuerst den Hochkapitalismus bezeichnende Konzentra- 
tion der Industrie-, Handels- und Finanzunternehmungen in den vom 
englischen Gemeinrecht Trusts genannten Kartellen, voran John 
Pierpont Morgans Kohlensyndikat, Andrew Carnegies Schienen- 
syndikat (den Keim der Steel Corporation) und JohnD.Rockefellers 
Standard Oil Company, die eigentlich treibende Kraft der Hochschutz- 
zollbestrebungen und ihre Bekämpfung daher mindestens ebensosehr 
ein Problem der Sozialpolitik wie der äußeren Handelspolitik war. 
Neben die Kapitalfeindschaft der Landwirte und der Silberwährungs- 
leute, denen in der Shermanakte 1890 noch einmal eine Erhöhung der 
monatlichen Staatssilberkäufe zugestanden wurde, trat jetzt der 
schwerer auszugleichende Gegensatz der wachsenden und zusammen- 
wachsenden Industriearbeiterschaft, deren Organisation, darin den 
Trusts ähnlich, sogleich zu umfassenden Landesverbänden wie den 
Knights of Labor (1876) und der radikaleren American Fede- 
ration of Labor (1886) fortschritt und in der bodenreformerischen 
Propaganda Henry Georges eine eigenartige, auch auf Europa stark 
zurückwirkende Verbindung mit dem bürgerlichen Radikalismus ein- 
ging. Alle diese Bewegungen halfen Cleveland, dem Liebling auch des 
europäischen Liberalismus, den Angriff von den bisher das Gesichts- 
feld beherrschenden Währungs- und Kreditfragen ab und mit voller 
Gewalt auf die soziale Gefahr der kapitalistischen Monopole zu lenken. 
Nachdem noch unter Arthur die neue, demokratische Mehrheit des 
Repräsentantenhauses ein Bundesarbeitsamt eingerichtet hatte und mit 
5* 
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der Morrisonbill an einen allgemeinen, „horizontalen“ Wiederabbau 
der Schutzzölle gegangen war, schuf das Gesetz von 1887 über den 
Verkehr zwischen den Einzelstaaten (Interstate Commerce Act) 
eine erste Handhabe gegen die Trusts namentlich auf dem Gebiete der 
großen „pazifischen“ Überlandbahnen und fing auf der Grundlage des 
Einwanderungsgesetzes von 1882 eine erste Regelung des Massen- 
zuzuges besonders von osteuropäischem Proletariat an, der die Groß- 
und vor allem die Schwerindustrie mit einer unerschöpflichen Reserve- 
armee, einer förmlichen weißen Sklaverei, versorgte. 

Allein gerade die breite Front dieser Clevelandschen Sozialreform 
erlaubte den Republikanern, die Kraft ihres Widerstandes um so er- 
folgreicher auf die Kernfrage der Zollgesetzgebung zu sammeln. Dabei 
begann sich immer deutlicher zu zeigen, daß die aristokratische „zweite 
Kammer“ des Senats der Beeinflussung durch mächtige Wirtschaits- 
interessen eine noch bessere Handhabe bot als das Repräsentanten- 
haus, bis dann 1913 das Siebzehnte Amendment die Wahl der Senatoren 
den Legislaturen der Einzelstaaten entzog, die als der Hauptsitz rück- 
sichtsloser Beutepolitik verschrien waren, und unmittelbar den Ur- 
wählern überließ. Es war der Senat, dessen unverändert republika- 
nische Mehrheit die neue Tarifreformvorlage des Repräsentanten- 
hauses, die Millsbill, so lange hinauszögerte, bis die Präsidentenwahl 
von 1883 einen abermaligen Rückschlag brachte und statt Clevelands 
(ein Zeichen der Verlegenheit) als einzige Ausnahme in der ameri- 
kanischen Präsidentenliste den Abkömmling eines früheren Präsiden- 
ten, William Harrisons Enkel Benjamin, an die Spitze des Gesamt- 
staates stellte. Er war nur der Strohmann eines neuen Geschlechts 
republikanischer Staatsmänner, der William Mac Kinley, Henry Ca- 
bot Lodge und Whitelaw Reid, die fortan auf dem Boden einer 
immer höheren und allgemeineren kapitalistischen Wirtschaftsblüte 
und unter geschickter Benutzung aller optimistischen, antisozialisti- 
schen Instinkte einer noch stark kolonialen Gesellschaft das imperia- 
listische Zeitalter der amerikanischen Schutzzollpolitik einleiteten. Nur 
noch einmal wiederholte sich das Schauspiel von 1882 und kehrte, 
nachdem die Abspaltung einer neuen, sozialistisch gefärbten „Volks- 
partei“ (Populists) einen Erdrutsch (Landslide) der Repräsen- 
tantenwahlen (1886) zu den Demokraten hervorgerufen hatte, Cleve- 
land (1889) ins Weiße Haus des Präsidenten zurück. Aber wie der eng- 
lische Parlamentarismus es so oft erlebt hatte und auch der ameri- 
kanische es noch mehrmals erleben sollte, bedeutete die „dritte Partei“ 
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am Ende keine Stärkung der ihr gemäßen Politik. Kaum hatte als 
Kompromiß beider Kongreßhäuser die Wilson-Gorman-Akte (1894) 
einige zaghafte Abstriche an dem Mac Kinleytarif von 1890 gemacht, 
als auch schon ein zweiter Erdrutsch in umgekehrter Richtung statt- 
fand: Durch den Zusammenbruch der Silberwährung in der internatio- 
nalen Krise von 1893 und den Riesenausstand der Eisenbahner im Netz 
von Chicago (1894) eingeschüchtert, schrumpfte die soziale Opposition 
wieder auf die alte Mittelstandsagitation der Silberleute zusammen, die 
mit der Kandidatur des sentimentalen William Jennings Bryan von 
Illinois jetzt die demokratische Partei selber spaltete, und Mac Kin- 
ley, der mächtige Gouverneur von Ohio, begann seine Präsidentschaft 
(1897) mit der Dingleyakte, die das „amerikanische System“ des all- 
gemeinen Hochschutzzolls auch für die moderne Union endgültig er- 
neuerte. | 

Mit dieser Befestigung des wirtschaftlichen und politischen Schwer- 
punkts in der kartellierten Großindustrie aber war nun auch in der 
Außenpolitik der Union der Augenblick eingetreten, da sie die 
letzten Bindungen der Kolonialzeit abschüttelnd als Weltmacht nicht 
sowohl neben die europäischen Großmächte als neben die stammver- 
wandte Weltmacht des britischen Imperiums zu treten fähig wurde. 
Seit der Erledigung der französischen Amerikapolitik durch das Schei- 
tern der mexikanischen Restauration und seit dem Rückzug Rußlands 
aus Alaska stand noch England in der alten Canningschen Position als 
Schützer des spanischen Kolonialerbes wie ein europäischer Fremd- 
körper den „Vereinigten Staaten von Amerika“ im Wege, und die nicht 
unbeträchtliche politische Spannung zwischen den beiden angelsächsi- 
schen Schwesterstaaten, die vom amerikanischen Bürgerkrieg her wäh- 
rend des ganzen folgenden Menschenalters vorhielt, war der natür- 
liche Ausdruck dieses Sachverhalts um so mehr, als die geistige Be- 
rührung und Gemeinsamkeit des amerikanischen und des englischen 
Liberalismus, Pazifismus und Sozialismus auf beiden Seiten starke 
nationalistische Gegenwirkungen hervorbrachte. Wie der demokra- 
tische Frühimperialismus der Union in seinem Vordringen gegen Mittel- 
amerika vor allem von England gehemmt worden war und sich 1862 
sogar die Annexion des edelholzreichen Belize (Britisch Honduras) 
durch England hatte gefallen lassen müssen, rieb sich jetzt ihr republi- 
kanischer Vollimperialismus auf der ganzen Linie seiner atlantischen 
und pazifischen Ausbreitung wiederum hauptsächlich an England. Im 
Hinblick auf England hatten Grant und Fish 1877 anläßlich eines Zwi- 
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schenfalles mit dem Waffenschmuggler „Virginius“ auf die bisherige 
Politik der Flibustierfahrten nach dem aufständischen Kuba verzichten 
müssen. Ein Vorstoß Garfields und Blaines gegen den Clayton-Bulwer- 
Vertrag kam unter Arthur und dessen Staatssekretär Frelinghuysen 
ebenso zum Stehen wie ihr Einmischungsversuch gegenüber der un- 
absehbaren Grenzfehde, die damals (1879) zwischen Chile auf der einen 
und Peru und Bolivia auf der anderen Seite ausbrach. Und auch im 
Pazifik war die doppelte Eifersucht des englischen Mutterlandes und 
der australischen Kolonien sogleich zur Stelle, als sich die Union (1878) 
von dem politisch zerrissenen Samoa die Kohlenstation Pago Pago ab- 
treten ließ und unter Harrison Blaine die Verfassungsstreitigkeiten 
auf Hawaii zur Annexion dieser Inselgruppe benutzen wollte: Cleve- 
lands Verzicht darauf (1894) entsprach genau seiner Abkehr von Har- 
risons Schutzzollpolitik. ] 

Dennoch bedeutete bereits Clevelands zweite Präsidentschaft das 
Ende des amerikanischen Zurückweichens vor England. Denn an Stelle 
der aus der Amerikapolitik so gut wie verschwundenen alten Groß- 
mächte Frankreich und Rußland hatten jetzt zwei neue, Deutschland 
und Japan, angefangen, sich als mögliche Gegner oder Verbündete in 
das amerikanische Problem einzuschieben. Im Jahre des Friedens von 
Schimonoseki (1895), der diese beiden in Ostasien voneinander trennte, 
wagte die Union zum erstenmal auch eine weltpolitische Unabhängig- 
keitserklärung gegen England. Vielleicht war es nicht ohne Einfluß, 
daß gerade Cleveland innenpolitisch unter dem englischen Imperialis- 
mus zu leiden gehabt hatte, als das englische Freihandelsinteresse 
seine Tarifreform von 1887 in plumper Weise durch die englische 
Diplomatie unterstützen ließ und so seinen schutzzöllnerischen Fein- 
den außer den wirtschaftspolitischen auch noch nationalistische Wai- 
fen in die Hand gab. Jetzt sah er zwar noch ruhig zu, wie England im 
Streit Nicaraguas mit den Moskitos seinen Schadenersatzforderungen 
durch militärische Besetzung Nachdruck gab, aber als es gleichzeitig 
in Grenzverhandlungen zwischen seinem Guyana und Venezuela 
Miene machte, sich ein großes Stück noch dazu goldhaltigen südameri- 
kanischen Bodens anzueignen, trat sein Staatssekretär Richard Olney 
mit der berühmten Note vom 20. Juli 1895 dazwischen, die mit er- 
neuter Betonung der Monroedoktrin eine unverhüllte Hegemonie der 
Union über das Ganze der amerikanischen Festlands- und Inselgebiete 
begründete. 

Man pflegt diese schon damals als grundstürzend erkennbare Wen- 
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dung viel zu sehr im Licht einer Demütigung Englands zu sehen. Es 
lag auch Größe und jedenfalls etwas wie der Instinkt der angelsächsi- 
schen Stammesgemeinschaft in der Art, wie sich hier das entscheidende 
Ereignis von 1783 wiederholte: Wieder und diesmal endgültig trat die 
Mutter zugunsten der Tochter aus deren besonderem Machtbereich zu- 
rück. Und wieder geschah das freilich auf Kosten des fremden, ro- 
manischen Volkstums: Die unmittelbare Folge des neuen Verhält- 
nisses, das der Venezuelastreit zwischen der Union und England her- 
stellte, war die Preisgabe der spanischen Kolonialmacht in Amerika 
an den amerikanischen Imperialismus. Neben dem Abschluß gegen die 
europäischen Industriewettbewerber hatte die neuere Schutzzollpolitik 
der Union von vornherein durch Begünstigung oder Befreiung der 
kolonialen Rohstoffeinfuhr einen gewissen wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß mit Süd- und Mittelamerika erstrebt und so namentlich mit der 
Zuckererzeugung Kubas eine Verbindung von viel tieferer Art als die 
alten Flibustierzüge gestiftet. Ohne Frage wurde die 1895 wiederaus- 
brechende Revolution der Insel gegen Spanien ungefähr in derselben 
Weise von der Union begünstigt wie zur selben Zeit unter ähnlichen 
Umständen in Südafrika die Uitlanderopposition der Burenstaaten von 
England, nur daß hier in Kuba die spanische Kriegführung mit Kon- 
zentrationslagern, die nachher die Engländer im Burenkrieganwandten, 
umgekehrt dazu diente, die amerikanische Intervention mit einem 
Schein sittlichen Rechts zu umkleiden. Das Neue und Bezeichnende an 
dem kurzen Kriege, der Spanien (1899) außer Kuba auch nach Puerto 
Rico, die Philippinen und Guam kostete und außerdem von 
der lange geplanten Annexion Hawaiis begleitet war, war, daß die 
Vernichtung der beiden spanischen Flotten vor Manila und vor Havana 
ihn entschied, indem sie zum erstenmal einen Angriff der amerikani- 
schen Flotte auf die europäische Küste in Spanien in den Bereich der 
Möglichkeit rückte. Erst von da aus begreift sich der Wert der eng- 
lischen Neutralität, die die neue Freundschaft der beiden angelsächsi- 
schen Weltmächte um so fester schmiedete, als die zweideutige Hal- 
tung Deutschlands in Südafrika, den Philippinen und Samoa ihnen 
beiden den gemeinsamen Gegner der Zukunft zu zeigen schien. 

Als im Herbst 1901 der Führer der Union zu solchen Erfolgen, Wil- 
liam Mac Kinley, am Beginn seiner zweiten Präsidentschaft dem 
Todfeind und Gegenbild des Imperialismus, dem internationalen An- 
archismus, zum Opfer fiel wie früher Lincoln und Garfield der demo- 
kratischen Opposition, verhandelte sein Staatssekretär John Hay ge- 
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rade mit dem durch den Burenkrieg beschäftigten England über die 
Abänderung des Clayton-Bulwer-Vertrags, die dann als Hay-Paunce- 
fote-Vertrag noch im selben Jahre der Union das ausschließliche Bau- 
und Aufsichtsrecht an dem durch Lesseps’ Panamaunternehmen 
nahegerückten mittelamerikanischen Interozeankanal übertrug. Und 
der Vizepräsident Theodor Roosevelt, der nun zum Präsidenten 
aufstieg und dann 1904 noch einmal dazu gewählt wurde, bewährte 
sich alsbald als echter Jünger der republikanischen Staatskunst: Die 
Durchdringung wirtschaftlich unentwickelter Staaten mit amerikani- 
scher Einwanderung und Unternehmung, die schon Kuba zum Fro- 
tektorat und Hawaii zum Territorium der Union hatte machen helfen, 
ermöglichte ihm auch jetzt, aus dem Verband des widerspenstigen 
Kanalstaats Columbia die neue Republik von Panama herauszubrechen, 
und diese trat (1903) die Kanalzone an die Union ab. Dazu kamen, 
fußend auf der immer mächtigeren Rolle, die der nordamerikanische 
Kapitalismus auch in der Wirtschafts-, besonders der Verkehrsent- 
wicklung Südamerikas spielte, unter Leitung von Roosevelts Staats- 
sekretär Elihu Root die bereits von Blaine begründeten „Kongresse der 
drei Amerikas“ in periodischen Gang, und nach dem Vorbild der außen- 
politischen Suzeränität, die der Senat in dem sog. Platt-Amendment 
1901 der Republik Kuba auferlegt hatte, wurde 1907 der Republik 
Santo Domingo ein Protektoratsvertrag aufgezwungen. 

Dennoch war Roosevelt nicht eigentlich der Mann der republi- 
kanischen Parteileitung, die ihn vielmehr ursprünglich als Vizepräsi- 
denten hatte kaltstellen wollen. Sein Dienst als Marineminister am 
Vorabend und als Führer der „Rauhreiter“ während des Krieges mit 
Spanien war nur die eine Seite seines Wesens. Die andere war schon 
früher in der Personalienkommission der Pendletonakte und danach 
in seiner Verwaltung als Polizeichef und als Gouverneur von New 
York zur Geltung gekommen und machte ihn zum Vertreter einer 
neuen Spielart des Republikanismus, wie sie seit Lincoln und Schurz 
nicht wieder aufgetreten und hervorragend geeignet war, die Kräfte 
der alten Volkspartei auf einem jungen, „fortschrittlichen“ (progres- 
sive) Flügel seiner Partei zu sammeln. Bereits bei dem großen Streik 
der Bergarbeiter im zentralen pennsylvanischen Kohlenbezirk 1902 be- 
wies er wie Cleveland 1894 in Chicago seine Teilnahme für die sozialen 
Aufgaben einer modernen Bundesregierung, ein Jahr darauf baute er 
das Bundesarbeitsamt zum Handels- und Arbeitsministerium aus, und 
seine Wahl 1904 stand vollends unter dem Zeichen eines Staatssozia- 
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lismus, wie er sich um dieselbe Zeit ja auch in Europa an der Spitze 
der hochkapitalistischen Staaten regte. Bisher hatten die großen Eisen- 
bahngesellschaften die Bestimmungen der Interstate Commerce Act 
durch formlose Preisverabredungen, die sog. Gentlemen’s Agreements, 
umgangen und waren gegen die Preisfestsetzungen der Interstate Com- 
merce Commission von dem Obersten Bundesgericht geschützt wor- 
den. Jetzt schuf nicht nur die Littlefieldakte von 1903 für alle Trusts 
ein neues Aufsichtsamt in dem Bureau of Corporations, sondern die 
Hepburnakte von 1906 verlieh der Union ausdrücklich die Befugnis 
zur Regelung der Eisenbahntarife, mittels deren die großen Kapital- 
konzentrationen das ganze Wirtschaftsleben in Abhängigkeit von sich 
gebracht hatten. | 

Vergeblich beantwortete das vertrustete Finanzkapital unter Führung 
von Rockefeller und Morgan, der soeben noch die wiederaufblühende 
amerikanische Handelsschiffahrt kartelliert hatte, diese Entwertung 
seiner Machtstellung mit der Bankkrise von 1907, die das künstliche 
Gebäude des amerikanischen Kredits und zum erstenmal von da aus 
auch die europäische, der Union wachsend verschuldete Wirtschaft 
bis in die Grundfesten erschütterte. Roosevelts von ihm selbst emp- 
fohlener Nachfolger William H. Taft, der sich als Begründer der 
philippinischen Selbstverwaltung und darauf als Kriegssekretär einen 
Namen gemacht hatte, setzte den Kampf gegen die Trusts namentlich 
auch in der Form des Strafverfahrens fort, das Oberste Bundesgericht 
verurteilte 1911 den Tabaktrust und sogar die Standard Oil Company 
zur Auflösung, und selbst der schutzzöllnerische Senat, der 1909 mit 
der Payne-Aldrich-Akte den Dingleytarif wieder erheblich verschärfte, 
bereitete doch zugleich die Zentralisierung des Bundeskreditwesens 
in den Federal Reserve Banks vor, die dann neben der Einführung der 
progressiven Bundeseinkommensteuer durch das Sechzehnte Amend- 
ment (1913) zur ersten Ruhmestat des demokratischen Präsidenten 
Woodrow Wilson wurde. 

Derart durch die soziale Zusammenarbeit der beiden großen Landes- 
parteien innerlich gefestigt, ging die Union der Vollendung ihrer äuße- 
ren Weltbedeutung im Mittel zwischen den älteren europäischen und 
den jüngeren pazifischen Mächten entgegen. Seit der Verständigung 
mit dem Britischen Weltreich, auf die man wohl die kartellrechtliche 
Bezeichnung als „Gentlemen’s Agreement“ anwandte, galt ihre Haupt- 
sorge den beiden Militärmonarchien Deutschland und Japan, deren 
einander so ähnliche stürmische Entwicklung sie zugleich wirtschaft- 
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lich und politisch von Westen und von Osten her zu bedrohen schien; 
am meisten von da aus, wo wie in China und Mittelamerika staatlich 
ungeklärte und rechtlich unsichere Zustände fremde Einmischung her- 
ausforderten: Wie die japanische Einwanderung an der Westküste 
sich zum Erwerb von Flottenstationen verdichten mochte, so war das 
Zimmermanntelegramm 1917, das Mexiko die beiden jüngsten ver- 
einigten Staaten Arizona und Neumexiko anbot, nur eine Zuspitzung 
tatsächlicher deutsch-amerikanischer Gegensätze. Je nach der Be- 
schaffenheit dieser Zustände schwankte die amerikanische Abwehr 
zwischen der Empfindlichkeit, die sich gegenüber China in der Ab- 
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sortium (1913) äußerte, und der Unbedenklichkeit, mit der Tafts Staats- 
sekretär Philander Knox Nicaragua und Honduras mediatisierte, 
Wilson 1916 ein Protektorat über Haiti errichtete und beide das un- 
glückliche Mexiko nach dem Rücktritt seines großen Präsidenten Por- 
firio Dias (1911) an der Erringung einer nationalen, von dem nord- 
amerikanischen Kapital unabhängigen Verfassung verhinderten. Im 
unmittelbaren Verhältnis zu Deutschland und Japan vollstreckte schon 
Roosevelt den Willen seines Volkes, als er (1903) jenes zwang, gemäß 
der (nach zwei argentinischen Außenministern sog.) Calvo- und Drago- 
doktrin von der Vollstreckung seiner Schuldforderungen gegen Vene- 
zuela abzustehen und sich damit an das Haager Schiedsgericht zu 
wenden, und als er etwas später (1905) durch die Vermittlung des 
Friedens von Portsmouth Japan um die vollen Früchte seines a 
über Rußland brachte. 

Der Ausbruch des Weltkriegs 1914 legte auch wegen dieser Doppel- 
front gegen Deutschland und Japan der Union zunächst die Neutrali- 
tät nahe, und erst allmählich wurde sie durch ihre zunehmende wirt- 
schaftliche Beteiligung am Lose der Verbandsmächte, unleugbar aber 
auch durch die Auseinandersetzung ihres angelsächsischen Volkskerns 
mit den deutschen und irischen „Bindestrichamerikanern“ (hyphena- 
ted Americans) in immer größeren Gegensatz gegen die Mittel- 
mächte getrieben, dem Wilson als Vertreter ihrer englischen Universi- 
täts- und Kirchlichkeitskultur klassischen Ausdruck gab und der die 
Union mit Wehrpflicht und Kriegswirtschaft ihre nationalen Kräfte 
in bisher unerhörter Weise zusammenfassen lehrte. Aber sogleich nach 
dem Versailler Frieden, der Japan zu den Vorzugsrechten des Lansing- 
Ishii-Abkommens von 1917 den Besitz von Schantung auslieferte, brach 
das amerikanische Sonderinteresse, das schon bei der Neuwahl von 
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1918 die demokratische durch eine republikanische Kongreßmehrheit 
ersetzt hatte, in einer allgemeinen Abwendung von Wilsons Völker- 
bundswerk und Europa überhaupt durch, 1920 bildeten Präsident War- 
ren G. Harding von Ohio und als Staatssekretär der 1916 gegen Wil- 
son durchgefallene Charles Evans Hughes wieder eine republika- 
nische Regierung, und nach den schwierigen Sonderfriedensschlüssen 
vom Herbst 1922 blieb als wichtigstes Ergebnis der amerikanischen 
Kriegsteilnahme das Einvernehmen mit England, das die Verträge der 
Washingtoner Konferenz von 1921/2 über die internationale Abrüstung 
und die pazifischen Besitzverhältnisse allein möglich machte und nach 
der Verdrängung Japans aus China und dem Abkommen vom Früh- 
jahr 1923 über die englischen Kriegsschulden an die Union die beiden 
angelsächischen Weltreiche zu potentiellen Schiedsrichtern der kapita- 
listischen Staatenwelt erhob. 
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Das Gesamtstaatsleben der Union ist durch den demokratischen 
Grundgedanken der Revolution von vornherein insofern erschwert 
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worden, als das theoretische und praktische Vorwiegen der einzel- 
staatlichen vor der bundesstaatlichen Landeshoheit mit der inneren 
und äußeren Entwicklung der Nation zur Großmacht nicht rechnete, 
ihr vielmehr überall Hindernisse bereitete. Gewiß wirkte die Regierung 
großer Präsidenten auch demokratischer Richtung wie Jefferson und 
Jackson, die Rechtsprechung des Obersten Bundesgerichts und schließ- 
lich die siegreiche Ergreifung der Bundesgewalt durch die abolitio- 
nistischen Nationalrepublikaner stetig und zielbewußt in entgegen- 
gesetztem Sinne, und heute hat wenigstens nach außen der geschlos- 
sene Imperialismus der Vereinigten Staaten den Partikularismus der 
Einzelstaaten teils verhüllt, teils gerade auf dessen eigenstem Gebiet, 
der Kulturfürsorge, zu fruchtbarem Wettbewerb um gemeinsame Auf- 
gaben entfaltet. Gleichwohl hat das Verständnis amerikanischer Po- 
litik noch immer davon auszugehen, daß von den Anfängen der Bun- 
desverfassung her ein Strom eifersüchtiger Voreingenommenheit für 
die Lebenseinheit des Einzelstaats, entsprungen der Überlieferung der 
Urkolonien und immer neu genährt durch die territoriale Neusiedlung 
des Westens, jeder politischen Aktion zur Verfügung steht, die ge- 
schickt genug ist, ihn auf das Triebwerk der Opposition gegen irgend- 
eine unbequeme Maßnahme der Gesamtstaatsgewalt abzuleiten. Un- 
gleich sorgfältiger als etwa im deutschen, schweizerischen oder selbst 
im britisch-dominialen Bundesstaat hat der Beobachter in der Union 
nicht bloß zwischen den Äußerungen des nationalen und partikularen 
Staatslebens zu scheiden, so bedeutsam diese z. B. in der konkurrieren- 
den Rechtsprechung nationaler und einzelstaatlicher Mittelinstanzen 
sind, sondern auch den rechtlichen und tatsächlichen Beschränkungen 
des weiteren Staatsbegriffs durch den engeren nachzugehen. Die re- 
publikanische Theorie von der implied powers der verfassungs- 
mäßigen Bundesgewalt ist wohl im Notfall immer wieder mit Erfolg 
gegen diese Beschränkungen ins Treffen geführt worden, aber sowenig 
es über ihre Richtigkeit und Anwendbarkeit in der amerikanischen 
Staatsrechtslehre eine einhellige Meinung gibt, so unsicher bleibt auch 
in Zukunft die Grenze ihrer praktischen Anwendung. Sie wird stets 
nur durch das jeweilige Machtverhältnis der im Bunde herrschenden 
Parteien und Kräfte nicht so sehr zu denen der Einzelstaaten selber, 
die ja dafür zu zersplittert wären, als zu denen, die sich dieser zu be- 
dienen wissen, bestimmt werden. 

Nun kann nach den zwei Menschenaltern der „rekonstruierten“, mo- 
dern-großstaatlichen Bundesverfassung in der Tat kein Zweifel über 
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die endlichen Gesamtaussichten dieses wechselnden Machtkampfs zwi- 
schen Unitarismus und Partikularismus in Amerika sein: Die Bundes- 
gewalt als Lenkerin der gesamten Außenpolitik und der militärischen 
Machtmittel, als Inhaberin eines im Vergleich mit den Einzelstaaten 
außerordentlich sachverständigen und unabhängigen Behördenapparats 
arbeitet technisch viel zu überlegen und bietet der Gesamtheit der 
Einzelstaaten ein viel zu breites Ziel nationalen Stolzes und persön- 
lichen Ehrgeizes dar, um auf die Dauer die Union nicht immer mehr 
zum Einheitsstaat zu gestalten. Aber einmal kommt gerade dem mo- 
dernen Großstaat die ursprüngliche partikulare Zusammensetzung in 
allen den Beziehungen zugute, wo sich auch die europäischen Groß- 
staaten heute vor das Problem des Regionalismus oder Devolutionis- 
mus, der zweckmäßigen Verteilung einheitsstaatlicher Zentral- und 
landschaftlicher Selbstverwaltung, gestellt sehen. Und dann ergibt in- 
haltlich die angedeutete parteipolitische Ausnützung des Partikularis- 
mus gegen den Gesamtstaat auf dem sozialpolitischen Ausgleichsgebiet 
der großstaatlichen Machtpolitik eine Reihe von Übereinkünften, die 
der amerikanischen Gesellschaft noch in der Gegenwart ein besonderes 
Gepräge verleihen. 

Die Abneigung gegen die Unionsgewalt wird zum Sammelpunkt 
aller der im engeren Sinne demokratischen Mißtrauensgefühle gegen 
die Staatsgewalt überhaupt, mit deren Verkörperung im einzelnen 
Staatsbürger oder in irgendwelchen Kreisen mehr oder minder staats- 
freier „Selbstverwaltung“ und Vereinsbildung sich jeder Staat dauernd 
auseinanderzusetzen hat. Zu den stärksten lebendigen Kräften des 
Amerikanertums gehört die rein privatwirtschaftliche Auffassung des 
Beamtenverhältnisses. Bis auf den heutigen Tag werden die wichtig- 
sten Posten der Einzelstaaten, einschließlich der Richterstellen, durch 
Volkswahl besetzt, und es ist klar, daß die öffentliche Meinung zwi- 
schen derartigen „Angestellten“ der Gesamtheit und Angestellten eines 
großen Geschäfts keinen wesentlichen Unterschied sieht. In der Bun- 
desverwaltung dagegen werden die obersten Beamten von jeher durch 
den Präsidenten (teilweise unter Mitwirkung des Senats) ernannt, und 
hier ist seit langer Zeit schon ein Beamtentum im Werden begriffen, 
das durchaus europäische Züge trägt. Je mehr deshalb die gewohn- 
heitsmäßige Auffassung vom bloßen Staatsangestellten durch die Ent- 
stehung eines überragenden Beamtengroßstaats verdrängt zu werden 
droht, desto unerwarteter schlägt sie immer von neuem als oft ziem- 
lich unklare Opposition des Gesamtgefühls gegen diesen Mechanismus 
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durch, und es ist nur ein besonders klarer Grenzfall einer solchen 
Opposition, wenn vor und nach dem Bürgerkrieg die abolitionistische, 
in der Gegenwart die „prohibitionistische“, antialkoholische Bundes- 
gesetzgebung weithin außerstande war, sich die Mitwirkung der einzel- 
staatlichen Polizeibehörden zu ihrer Durchführung zu sichern. In vielen 
anderen Fällen tritt an die Seite oder an die Stelle der Einzelstaats- 
empfindung gegen die Bundesautorität die Agitation eines der typi- 
schen amerikanischen Geheimbünde oder logenartigen Vereine, die 
eine höchst merkwürdige Entsprechung zu bekannten Erscheinungen 
aus der Zeit vor dem Abschluß der modernen europäischen Großstaaten 
darstellen. So wird die politisch-soziale Durchschnittsgesinnung der 
weißen Amerikaner in der Südstaatengruppe, die ungefähr die Kon- 
föderation des Bürgerkriegs bildete und sich noch heute gern mit dem 
alten Namen „Dixie“ als das Land südlich der 1767 von den Feld- 
messern Dixon und Mason zwischen Virginia und Maryland abgesteck- 
ten Grenzlinie bezeichnet, auch heute noch politisch aktiv durch den 
alten Abwehrverband der Rekonstruktionsperiode, den Ku Klux 
Klan, vertreten, und ein republikanisches Gegenstück dieser demo- 
kratischen Organisation sind die Vereine der „Elks“, die nicht minder 
vulgär und terroristisch die ursprüngliche Einstellung des bäuerlichen 
Westens gegen die agrarische und kapitalistische Aristokratie des 
Südens und Ostens verewigen. 

Es kennzeichnet das Partikularistische dieser und unzähliger an- 
derer, sozialistischer und sozialistenfeindlicher, katholischer und anti- 
katholischer Verbände, daß auch die größten unter ihnen, ganz wie 
etwa die Freimaurer Europas, auf die Dauer niemals mächtig genug 
waren, eine der großen Parteien des nationalen Staatslebens völlig zu 
durchdringen oder auch nur die unbestrittene Führung in ihr zu er- 
langen. Darin liegt zugleich ein wichtiger Zugang zum Verständnis 
des Wesens dieser großen Parteien selber: Wie die Parteibildung 
in allen kapitalistischen Demokratien sind sie je länger je mehr aus 
Zusammenfassungen ständisch, landschaftlich und natürlich vor allem 
klassenhaft bestimmter politischer Meinung zu technischen, halbbureau- 
kratischen Gliederungen des stimmfähigen Volkskörpers geworden, die 
als eine gleichsam ungeschriebene Ergänzung der grundgesetzlichen 
Gewalten- und Behördenverfassung der parlamentarischen Staats- 
maschine aus der ungestalteten Masse heraus ihre Antriebe zuführen. 
Es bedeutet daher ebensowenig oder eher noch weniger als für die 
Parteien der europäischen Großstaaten eine mehr als technische Un- 


Das Parteiwesen 75 


bequemlichkeit für sie, daß ihre Programme nach dem geschilderten 
historischen Wechsel neuerdings in einen besonders augenfälligen Zu- 
stand der Erweichung und Auflösung eingetreten sind und ihre linken 
und rechten Flügel, die Fortschrittler (Progressives) und Unbe- 
weglichen (Standpatters), einander näher stehen als ihren Gegen- 
sätzen innerhalb einer und derselben Partei: Statt oft gehörten Prophe- 
zeiungen gemäß zu einer völligen Neugruppierung des Parteiwesens 
nach dem Gesichtspunkt der sozialen Reform zu führen, deutet dieser 
Zustand vielmehr auf eine desto höhere Festigung der Parteiapparate 
als bloßer Machtträger in dem nationalen, alle Partikularismen auf 
beiden Seiten gleichzeitig und symmetrisch enthaltenden und ausglei- 
chenden Gesamtstaatsparlamentarismus. 

Die politische Partei ist in Amerika am frühesten und in weitestem 
Ausmaß zur „Maschine“, zum „Caucus“ geworden, der sie, das Werk- 
zeug der parlamentarischen Demokratie, zu einem demokratisch-par- 
lamentarischen Staat im Staate macht. Gerade in dieser Form, die ur- 
sprünglich den Einfluß der Parteimasse (rank and file) und der 
lokalen Parteikreise auf die zentralen und aristokratischen Partei- 
leitungen sichern sollte, ist sie für das neuere Parteiwesen Englands 
und des europäischen Festlandes vorbildlich geworden. Aber geradeso 
mußte sie am Ende dem Schicksal aller aristokratenfeindlichen Demo- 
kratie, der Beherrschung durch rein geschäftsmäßig-plutokratische 
Führer, die Bosses, nur um so sicherer anheimfallen. Der Gegensatz 
zwischen einzelstaatlicher Demokratie und bundesstaatlicher Bureau- 
kratie hat daher im amerikanischen Parteileben vielfach die Gestalt an- 
genommen, daß die Einzelstaaten meinen, durch gesetzliche Beschrän- 
kung der Parteitätigkeit eine volksfremde Verfälschung des Massen- 
willens bekämpfen zu können. Die beiden Hauptmittel dazu sind 
erstens die außerordentlich starke und mannigfache Anwendung des 
Volksentscheids, an den ja auch die Bestimmung der Bundes- 
verfassung erinnert, daß Verfassungsänderungen von drei Vierteln der 
einzelstaatlichen Legislaturen oder Verfassungskonvente gutzuheißen 
sind, und derals „Recall“, d.h. Referendum über die Absetzung von 
Beamten, den Grundsatz der Beamtenwahl noch bedeutend verschärft 
hat; zweitens aber die eigentümlich amerikanische Verstaatlichung von 
Parteiorganen und Parteihandlungen, die in der gesetzlichen Regelung 
der Urwähler- und anderen Nominationsversammlungen (Primaries) 
hervortritt und seit ihrer ersten Anwendung in Crawford, Pennsyl- 
vania, 1860 fast das Ansehen eines Allheilmittels gegen die Partei- 
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korruption erlangt hat. Diese beiden Mittel gewährleisten sicherlich 
gewisse Möglichkeiten der unparteiischen Vor- und Nachprüfung po- 
litischer Maßregeln gegenüber unsachlichen Parteibefehlen. Aber wie 
schon das Beispiel des Recall zeigt, können sie wie alle radikale und 
formale Demokratie ebenso leicht in umgekehrter Richtung als dema- 
gogische Obstruktion und Erpressung wirken. Die bisherige Erfahrung 
ist denn auch gewesen, daß eben in dem so sorgfältig gegen den 
Parteimißbrauch geschützten politischen Leben der Einzelstaaten die 
Macht der Bosses und damit die allgemeine Bestechlichkeit vergleichs- 
weise größer war als in den Parteikämpfen um die Regierung des Ge- 
samtstaats, wo freilich schon der ungleich größere Maßstab der po- 
litischen Ziele und Leistungen die niedrigsten Spielarten der Partei- 
korruption ausschloß. Auch in Europa pflegen ja die kleineren Ver- 
hältnisse etwa kommunaler Selbstverwaltungen schlimmere Auswüchse 
der Parteiwirtschaft zu dulden als die staatlichen Parlamentarismen. 
Wenn deshalb für den amerikanischen Gesamtstaat die Hierarchie 
der großen Landesparteien im wesentlichen stetig als Ausleseapparat 
einer nationalen Führeraristokratie tätig gewesen ist, so wird von da 
aus erst die ganze Bedeutung des stark herrschaftlichen Aufbaus ver- 
ständlich, den die Bundesverfassung den obersten Organen der Ge- 
samtstaatsgewalt gegeben hat. Die rechtliche und tatsächliche Macht- 
stellung des amerikanischen Präsidenten ist zwar namentlich in 
Deutschland aus praktischen Gründen oft übertrieben worden. Den- 
noch reicht ihre Fülle durchaus hin, um sie im Unterschiede von der 
französischen, rein parlamentarischen Gattung republikanischer Groß- 
staatsverfassungen geradezu zum Kennzeichen einer eigenen ameri- 
kanischen, gemischt parlamentarischen zu stempeln. Die Schöpfer der 
amerikanischen Bundesverfassung hatten als echte Söhne der Aufklä- 
rung des 18. Jahrhunderts den Wunsch, die einzelnen Staatsgewalten 
möglichst scharf voneinander zu trennen, und machten deshalb in be- 
wußter Abweichung von der parlamentarischen Kabinettsregierung des 
ehemaligen Mutterlandes die Exekutive des vom Volke gewählten Prä- 
sidenten und seiner von ihm ernannten Minister möglichst unabhängig 
von der Legislative des Kongresses, in dem er formell keine Initiative 
zu Gesetzesvorlagen hat und seit Washington nur Wilson zur Vor- 
legung seiner Botschaften persönlich erschien. Aber zu dieser Ge- 
'waltentrennung gehört andererseits auch, daß der amerikanische Prä- 
sident nicht wie etwa der deutsche Reichspräsident gegen gesetz- 
geberische Maßnahmen des Parlaments den Volksentscheid zu Hilfe 
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rufen kann, sondern lediglich einen aufschiebenden Einspruch erheben 
darf und mangels dessen Ausübung oder ausdrücklicher Billigung Ge- 
setze auch ohne seine Unterschrift Rechtskraft erlangen. Darüber 
hinaus ist die Anwendung der parlamentarischen Staatsanklage gegen 
den Präsidenten Johnson, so ungern die Amerikaner später daran 
zurückdachten, doch als warnendes Beispiel in der Geschichte stehen- 
geblieben. Und auch ohne verfassungsrechtliche Unterlagen vermag, 
wie noch jüngst Wilsons Sturz von höchster Beliebtheit zu völliger 
Einflußlosigkeit zeigte, der Wechsel der Kongreßmehrheit in derMitte 
der Amtszeit des Präsidenten dessen maßgebliche Stellung schwer zu 
erschüttern. 

In Wahrheit liegt eben, und das beseitigt die vermeintliche Unstim- 
migkeit zwischen dem Absolutismus des Präsidenten und dem demo- 
kratischen Gedanken in Amerika, die oberste Leitung der Unionspolitik 
. in dem aristokratischen Kreise der vom parlamentarischen und Partei- 
leben an die Spitze gebrachten Führer, von denen der Präsident nur 
Einer unter Gleichen zu sein pflegt und denen die Verfassung nach 
antik-römischem Vorbild den Senat zum Tätigkeitsbereich angewiesen 
hat. Daher durchbricht der Senat in außen- und innenpolitisch ent- 
scheidender Weise die Schranken der Gewaltenteilung und wirkt ver- 
fassungsgemäß durch sein „Treaty-making Power“ bei der ge- 
samten Regelung der internationalen Beziehungen und der Diplomatie, 
durch seinen Anteil an der Ernennung der Bundesminister bei der Be- 
stimmung der obersten Regierungsgrundsätze der Union überhaupt 
mit. Ja, man kann sagen und es durch den Hinweis auf die Bedeutung 
der großen Senatoren Henry Cabot Lodge, Borah, Underwood 
oder Lafollette belegen, daß in der Gegenwart, seitdem 1913 das 
Siebzehnte Amendment die Wahl der Senatoren allgemein zur un- 
mittelbaren Volkswahl gemacht hat, der politische Einfluß des Senats 
immer noch gewachsen ist. Die allgemeinste Ursache davon dürfte 
sein, daß diese Körperschaft über die gewöhnliche Rolle eines Ober- 
hauses weit hinaus das Berechtigte und Heilsame des einzelstaatlichen 
Partikularismus und des bureaukratisch-nationalen Gesamtstaats ver- 
einigt. Es ist sehr bezeichnend, wie in der einzelstaatlichen Sphäre dies 
Streben nach einem Ausgleich zwischen demokratischen und autori- 
tären Antrieben auf kleinerem Maßstabe wiedererscheint: Hier nahm 
im Laufe des letzten Jahrhunderts die Eifersucht der Demokratie fast 
alle obersten Staatsämter für die Volkswahl in Anspruch und entzog 
sie der Ernennung durch die Exekutive der Gouverneure, die so ver- 
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hindert werden sollten, sich zu kleinen Präsidenten auszuwachsen. 
Neuerdings hat dann aber, umgekehrt wie bei der bundesstaatlichen 
Machtverschiebung zwischen Präsident und Senat, gerade die einzel- 
staatliche Parteikorruption dem unitarischen und Autoritätsprinzip 
wieder.ein Übergewicht gegeben, und die freiwillige Organisation der 
Gouverneure in dem „House of Governors“ versucht darauf 
fußend die Verwaltung der Einzelstaaten zugleich zu vereinheitlichen 
und in ihrem Amtscharakter zu stärken. 

‘Wie sehr das nottut, lehrt die Überlegung, daß ne fast allein od 
die Machtmittel und die politischen Kräfte des Gesamtstaats groß und 
zusammengesetzt genug sind, um dem dichten Druck des konzentrier- 
ten Kapitals Widerstand zu leisten. Begünstigt von der Zurück- 
drängung Wilsons und der demokratischen Partei, die sich bereits mit 
Verstaatlichungsgedanken wie dem sog. Plumb Plan an die großen 
Eisenbahngesellschaften zu wagen begonnen hatten, ist der großindu- 
strielle Kapitalismus nach derEpoche der gesamtstaatlichen Verfolgung 
vor. allem in seinen standörtlichen Zusammenballungen neu erstarkt 
und hat von da aus angefangen, sich zunächst der örtlichen und einzel- 
staatlichen Demokratien und Verwaltungen zu bemächtigen, die er 
vielfach bereits in raffiniertester Weise von der Jugendbildung her 
durch Beherrschung der Schulen und Universitäten mit seinem Ein- 
fluß durchtränkt. Ganze Staaten sind nicht nur wirtschaftlich, sondern 
auch politisch sozusagen in den alten Zustand der feudalen „Eigen- 
tümerkolonien“ zurückverfallen: So gebietet die Familie Dupont in 
Delaware, aber auch der bekannte Automobilfabrikant Henry Ford in 
dem größeren Michigan. Um das zu verstehen, muß man sich gegen- 
wärtig halten, bis zu welchem Grade die Politik der amerikanischen 
„Provinz“ im schroffsten Gegensatz zu europäischen und besonders 
deutschen Begriffen öffentliche Organisation als etwas Freiwilliges, 
fast mittelalterlich Individuelles faßt. Partikularistische Buntheit des 
Staatslebens in einem Bundesstaat hat bei allen Vorzügen ja stets den 
Nachteil, daß sie die Vorstellung des Staatsbürgers von der Einheit 
der Staatsgewalt spaltet und schwächt. So ist in der Union die Einzel- 
staatsgesetzgebung selbst bekanntlich beinahe krankhaft fruchtbar 
schafft aber auch noch mit der Verleihung von Stadtrechten an Ge- 
meinden, der „Inkorporierung“ von „Cities“, nach Belieben und in 
Menge gleichsam Staaten dritten Grades, die dann von der allgemeinen 
Landesverwaltung der Grafschaften und Landgemeinden (Town- 
ships) „frei“ sind wie etwa die größere preußische Stadt vom Kreise 
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aber nicht wie diese in einer staatlichen Städteordnung allgemeine, 
sondern nur jeweils in ihrem Berechtigungsgesetz besondere Normen 
für ihre Verwaltung finden. Und daher denn wiederum auf der einen 
Seite der üble plutokratische Durchschnitt des amerikanischen Stadt- 
regiments besonders auch in den Großstädten wie New York und San 
Francisco, auf der anderen die verzweifelten Versuche zu seiner Reini- 
gung, wie die zuerst 1900 in Galveston, Virginia, erprobte Diktatur 
eines Ausschusses mit außerordentlichen Vollmachten oder der Erlaß 
nicht von zwingendem, sondern nur von wahlfreiem Stadtrecht, das 
nach dem Grundsatz der sog. Local Option von den einzelnen Be- 
zirken, also einer politischen Instanz bereits vierten Grades, durch 
Volksentscheid angenommen oder verworfen werden kann. 

Nur in ganz seltenen und verwickelten Fällen gewinnt eine Rege- 
lung, die so in partikularer Form für eines der vielen Lieblingsgebiete 
lokaler Gesetzesmacherei, Familienrecht, Steuerrecht, Polizeirecht und 
ähnliche, getroffen wird, von da aus aufwärtssteigend die Teilnahme 
und den Beifall immer weiterer Kreise bis hin zur Bundesgesetzgebung: 
Der berühmteste und merkwürdigste derartige Fall ist die langsame 
Verbreitung der Antialkoholbewegung und -gesetzgebung aus 
einzelnen puritanisch-örtlichen und primitiv-westlichen Gemeinden und 
Staaten, bis die verschiedenartigsten, hauptsächlich sozialpolitischen 
Beweggründe ihr die fast terroristische Gewalt verliehen, die 1919 eine 
entsprechende Verfassungsänderung durch das Achtzehnte Amendment, 
die sog. Volsteadakte, erzwang und daran noch heute trotz aller 
innen- und außenpolitischen Schwierigkeiten der Durchführung wie an 
einer Ehrensache des amerikanischen Nationalstolzes festhält. In aller 
Regel erfüllt die Schrankenlosigkeit der amerikanischen Sonderrechts- 
bildung umgekehrt das Bedürfnis, innerhalb des bundesstaatlichen 
Rahmens Platz für das dauernde Nebeneinander allergrößter Gegen- 
sätze zu finden, und das Sonderleben des Südens nach Überwindung 
der Rekonstruktionsära ist nur das wichtigste Beispiel für die allent- 
halben zu beobachtende Wirksamkeit dieses Bedürfnisses. Eine po- 
litische Gestaltung wie die der Mormonenkirche im Staate Utah 
verliert das Abenteuerliche, das ihr für europäische Fremdheit so 
leicht anhaftet, wenn sie als eine unter vielen anderen Lösungen für 
das Problem des westamerikanischen Partikularismus erkannt wird: 
Diese große und lebendige Religionsgemeinschaft, die die Prophetie 
und die Vielweiberei ihrer Anfänge längst mit viel moderneren psycho- 
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Rieseneigentümerin von Boden, Berg- und Hüttenwerken geworden 
ist, ist in ihrem Staat nichts weiter als eine etwas sichtbarere Form 
der Art von Interessengemeinschaft, die auch in allen übrigen Staaten 
und Gemeinden das sozialwirtschaftliche Rückgrat der Politik zu bil- 
den pflegt. So hat sich im Staate Wisconsin auf der Grundlage einer 
bäuerlich-antikapitalistischen Gesellschaft die scharf fortschrittliche 
Politik entwickelt, deren geistiger Träger der Bibliothekar Maccarthy 
in Milwaukee war und die im Senat der Union hinter dem fanati- 
schen Reformeifer Lafollettes steht. 

Dieser ganzen zweidimensionalen Verwickeltheit der politischen Le- 
bensbedingungen, nach der Richtung des sachlichen und nach der des 
geographischen Partikularismus, ist es vornehmlich zuzuschreiben, daß 
der Körper der amerikanischen Wirtschaft und Gesellschaft auch heute 
noch, wo er die älteren europäischen Wirtschaftsländer eindeutig über- 
flügelt hat, die ewigen Züge der Jugendlichkeit, der Harmonie und 
des Optimismus zu tragen scheint, die aus den „unbegrenzten Mög- 
lichkeiten“ des Koloniallandes aufsteigen. Die Breite der Weltauffas- 
sung, mit der das Unerhörteste von menschlicher und politischer Ver- 
irrung in dem gewaltigen äußeren Normalbilde des Amerikaners auf- 
geht oder doch ertragen wird, erinnert bisweilen nicht zufällig an 
russisch-asiatische Haltungen. Aber zugrunde liegt eben doch nicht 
mehr die umfassende und verbindende Einfachheit des primitiven 
Menschen, sondern die moderne, im entgegengesetzten Sinne zerrissene 
und vereinheitlichte Gesellschaft mit dem Glück und dem Verhängnis 
ihrer beiden großen Entwicklungsmechanismen, der hochkapitalisti- 
schen Wirtschaft und der hochbureaukratischen Staatsordnung. Noch 
hat Amerika stets die verneinende Kritik des modernen Sozialismus ab- 
weisen, ihre Führer wie Eugene Debs strafrechtlich beseitigen und 
die amerikanische Gewerkschaftsbewegung unter Samuel Gompers 
in rein technischen Bahnen erhalten können, weil es die große Aufspal- 
tung der kapitalistischen Gesellschaft in die „zwei Völker“ der Be- 
sitzenden und Besitzlosen einmal ‘durch eine Unendlichkeit von Stu- 
fungen, dann aber vor allem durch sein ungeheures bäuerliches Hinter- 
land zu mildern vermochte. Allein gerade in diesem letzten Punkte 
hat vielleicht die ungemessene Hochkonjunktur des Weltkriegs bereits 
die entscheidende Wendung gebracht: Die bäuerliche Eigentümerwirt- 
schaft des Westens, die eine selbständige politische Organisation neben 
den alten Parteien versucht hatte, dann aber doch wieder hoffnungs- 
voll hinter die nationale Hochschutzzollpolitik der Republikaner ge- 
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treten war, sieht sich gegenwärtig, nicht zuletzt durch die Verarmung 
der europäischen Nachkriegswirtschaft, einer Absatzkrise und damit 
nach großen spekulativen Besitz- und Betriebserweiterungen einem 
Vermögensverfall ausgesetzt, die sie massenhaft in pachtwirtschaft- 
liche Abhängigkeit von den großkapitalistischen Landgesellschaften 
treiben, zumal diese auch in der agrartechnischen Hauptfrage des 
Westens, der Bewässerung, zum Teil mit den skrupellosesten Mitteln 
ihre Übermacht ausnützen. Nach der Periode der Durchsiedelung des 
Westens dürfte damit die seiner Durchkapitalisierung endgültig an- 
gefangen haben. An ihrem Ende wird die Union dasselbe Einheitsbild 
kapitalistischer Wirtschaft darbieten wie die alten europäischen Län- 
der. Dann aber wird in ihr der gleiche Kampf zwischen kapitalistischer 
Wirtschaftsmacht und bureaukratischer Staatsmacht entbrennen und 
auch die alten Überlieferungen der amerikanischen bundesstaatlichen 
Demokratie auf neue Proben stellen. 
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Reconstruction 57#. Shelburne 28 Tilden, Samuel Jones 60 
Reid, Whitelaw 64 Sherman, William Te- | Townshend, Charles 208. 
Reis 13. 23 cumseh 56. 62 Township 4. 47. 78 
Repräsentantenhaus 31. | Shermanakte 63 Treaty-making Power 77 
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Republikaner 40. 44#f. 60. | Silber 621. Tucker 22 
80 Skandinavien 7. 13 Tyler, John 49f. 54 
Resumptionsakte 61 Sklaverei 10f. 30. 42, 44. 
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Rhode Island 2, 7. 22, 32 | Sozialismus 61. 65. 80 12, 15.177441 
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Utah 53f. 62. 79 
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24. 27. 295. 32ff. 38. 44. 
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Van Buren, Martin 46. 481. | Washington, Lawrence 16 
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Vanderbilt, Cornelius 59 
Venezuela 66f. 70 
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Versailles 27. 35. 70 
Veto 57 

Virginien 1ff. 10. 18. 27. 
29f. 321. 371. 49. 54f. 61. 
74. 79 

Volksentscheid 75f. 79 
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55f. 62f. 71 


Webster, Daniel 47. 49f. 
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Weiße Sklaverei 64 
Weltkrieg 34. 55f. 70. 80 
Wesley, Brüder 11 
Wesley, John 3 
Westindische Kolonien 15 
Whigs 20. 26. 49. 51. 53 
Whiskysteuer 34 
Whitefield 11 

Whitman, Dr. Marcus 50 
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Williams, Roger 6 
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Wilmot Proviso 52 
Wilson, Woodrow 69ff. 
76 ff. 
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necticut 11 

York, Herzog von 5 
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Zimmermann 70 
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Zucker 13. 15f. 18. 67 


Handbuch der englisch-amerikanischen Kultur. Herausgegeben 
von Prof. Dr. W. Dibelius. 
Zunächst erscbienen: 


Religiöses und kirchliches Leben in England. Von Geh. Konsistorialrat 
Prof. Dr. O. Baumgarten. Geh. M. 2.—, geb. M. 3.— 


„Die Aufgabe, das religiös-kirchliche Leben Englands darzustellen, konnte nur Baumgarten 
übertragen werden. Er hat sie, aus genauester Kenntnis und mannigfaltiger Wahlverwandt- 
schaft heraus, vorbildlich gelöst. So ersteht vor uns ein Bild des reichen englischen religiösen 
undkirchlichen Lebens, von dem staatskirchlichenTypus an biszur Heilsarmee und zum ästhetisch- 
religiösen Typ Ruskins. Immer werden Licht- und Schattenseitennebeneinander gezeichnet, immer 
schweben große Leitgedanken über den reich ausgemalten Bildern. (Christliche Freiheit.) 


Die englische Wirtschaft. Von Prof. Dr. Z. Zevy. (Handbuch der eng- 


lisch-amerikanischen Kultur.) Geh. M. 2.20, geb. M. 3.20 


„Der Verfasser ist zweifellos einer der besten Englandkenner, die wir gegenwärtig in 
Deutschland haben. In äußerst interessanter Weise macht er uns bekannt mit den Grund- 
lagen der englischen Wirtschaftsentwicklung in bezug auf Volkscharakter und geographische 
Lage, mit der Bedeutung Englands als Handelsmacht und Industriestaat. Das Buch kann aufs 
wärmste empfohlen werden.“ (Die neue Zeit.) 


Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika. Von Prof. 
Dr. C. Brinkmann. 


Englische Philosophie. Ihr Wesen und ihre Entwicklung. Von Dr. 
E. Wentscher. [Erscheint Sommer 1924.] 
In Vorbereitung befinden sich weiter (1924): 
Englisches Staatsleben. Von Geh. Hofrat Prof. Dr. A. Mendelssohn-Bartholdy. 
Kulturelle Grundlagen des mittelalterlichen Englands. Von Prof. Dr. @., 
Zübener. Indien. Von Prof. Dr. 7. Zorovitz. 


Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika. Von Prof. Dr. 
E. Daenell. 3., verb. Aufl. Neubearb. und weitergeführt von Prof. Dr. A. 
Hasenclever. (ANuUG Bd. 147.) Geb. M. 1,60 


Gibt in großen Zügen, die Hauptlinien der Entwicklung (besonders der neuesten Zeit) 
betonend, eine übersichtliche Darstellung der geschichtlichen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Entwicklung der Vereinigten Staaten von den ersten Kolonisationsversuchen bis zur Gegenwart. 


Die Vereinigten Staaten von Amerika als Wirtschaftsmacht. 
Von Prof. Dr. 7. Levy. Kart. M. 3.— 


Ein Panorama des wirtschaftlichen Amerikas wird hier aufgerollt. Nicht nur allgemeine 
Darlegungen werden geboten, sondern auch die zahlreichen Einzelprobleme erörtert. Das in 
der Wirtschaftsentwicklung Erreichte wird auf seine bleibende Bedeutung hin geprüft und 
auch den Schattenseiten der oft treibhausähnlichen Entwicklung Rechnung getragen. 


Japan und die Japaner. Eine Landeskunde. Von Prof. Dr. X. Haus- 
hofer. Mit ıı Karten im Text u. auf ı Tafel. Kart. M. 3.80, geb. M. 4.60 


Als Geograph und genauer Kenner des Landes und Volkes bietet der Verfasser im wahren 
Sinne einer Landeskunde eine Darstellung, die ausgeht von den natürlichen Grundlagen des 
Landes und aus ihnen die Entwicklung von Pflanzenwelt, Tierreich und Menschentum erklärt 
und zeigt, wie durch Umfassung und Beherrschung dieser Grundlagen kraft des menschlichen 
Willens der heutige Staat mit seinen hochstehenden Kultur- und Wirtschaftsformen geworden ist. 


Grundzüge der Länderkunde. Von Prof. Dr. A. Hettner. Band I: 
Europa. 2., gänzl. umgearb. Aufl. Mit 4 Tafeln u. 197 Kärtchen im Text. 
Geh. M. 9.—, geb. M. ı1.—. Band II: Die außereuropäischen Erdteile. 
Mit 195 Kärtchen und Diagrammen im Text. Geh. M. 11.20, geb. M. 13.— 

„Der Verfasser, als Philosoph unter den Geographen der führende Methodiker der Län- 
derkunde, hat in bewundernswerter Selbstzucht verstanden, auf knappem Raum die Haupt- 
tatsachen klar herauszuarbeiten und doch sein Ziel einer weitgeführten Gliederung der Län- 
der in natürliche Landschaften zu erreichen, Hettner stellt wirklich die Länder in den Mittel- 


punkt der Betrachtung; wer ihn liest, der wird nicht mehr Land, etwas Ewiges, und Staat, 
etwas Vergängliches, verwechseln.“ (Prof. Thorbecke in „Kölnische Zeitung‘‘.) 
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Der britische Imperialismus. Ein geschichtlicher Überblick über den 


Werdegang des britischen Reiches vom Mittelalter bis zur Gegenwart. Von 
Prof. Dr, #. Salomon. Kart. M. 4.— 


„Das ganze Buch ist ein Quellenwerk ersten Ranges, eine unerschöpfliche Fundgrube zur 
Erkenntnis der englischen Art und Denkweise.“ (Deutsche Politik.) 


Englands Weltherrschaft und ihre Krisis. Von Prof. Dr. A. Heitner. 
3., umg. Aufl. Geh. M. 4.20, geb. M. 5.— 

„Grundlage der Betrachtung ist die Geographie. Darüber hinaus beherrscht der Verfasser 
geschichtliche, politische, wirtschaftliche Fragen vollkommen, kennt und wägt die Impondera- 
bilien der Politik, Rasse, Kulturgemeinschaft, Lebenshaltung, Zivilisation.“ (Liter. Zentralblatt.) 
Englands Weltmacht in ihrer Entwicklung vom 17. Jahrhundert bis auf 
unsere Tage. Von Dir. Prof. Dr. W. Langenbeck. 3. Aufl. Mit 19 Bildnissen. 
(ANuG Bd. 174.) Geb. M. 1.60 


William Pitt. Von Prof. Dr. F. Salomon. 1.Band: Bis zum Ausgang der 


Friedensperiode (1793). Geh. M. 22.—. Einzeln erhältlich: I. Teil: Die 
Grundlagen. Mit dem Bildnis William Pitts,. Geh. M. 6.—. II. Teil: Die 
politische Wirksamkeit Pitts. Geh, M. 18.— 


Indien. Von Prof. Dr. St. Konow, (ANuG Bd. 614.) Geb. M. 1.60 


Teubners kleine Auslandtexte. Jedes Heft 32 Seiten. M. —.40. 
Abteilung I. Großbritannien und die Vereinigten Staaten. Gewordenes und 
Werdendes auf allen Kulturgebieten. 

A. Kulturelle Reihe. 
rı. Greater Britain 1. Englische Stimmen über das britische Welt- 
reich. — f2. Growih and Structure of the United Kingdom. — 73. The 
Island Nation. — f4. The English National Character. — 5. Eng- 
lands Economic Development during the Nineteenth Century. — 76. Eng- 
lands Social Development from 1800 to the Present Day. — 77. Religion 
and Church Life in England I. — 8. Eminent Statesmen in Word and Deed: 
a Mirror of Englands Political Development. — 9. England and the 
Continent. — 710. From the Thirteen Colonies to the U. S. A. 

B. Literarische Reihe. 
zıI. The Romantic Triumph 1. — 712. U. S. A. Poetry and Prose. — 
13. Imperialism in English Literature. — 14. The Sympathy with the Wor- 
king Class and the Cry for Social Reform in Early Victorian Literature. 


+ bereits erschienen, die übrigen sind in Vorbereitung bzw. unter der Presse. 


Teubners spanische und hispano-amerikanische Studienbücherei. 
Herausgegeben von Prof. Dr. #. Krüger-Hamburg. I. Handbücher. 
Handbuch der spanischen Aussprache von T. NavarroTomäs. In einzig 
autorisierter deutscher Bearbeitung von Prof. Dr. /. Ärüger. Kart. M. 4.80. 
Spanische Literaturgeschichte. Von Dr. /. Pfand!. 1. Bd.: Mittelalter und 
Renaissance. Kart. M. 2.40. II. Bd. [In Vorb. 1924.] 

Einführung in das Neuspanische. Von Prof. Dr. /. AÄrüger. Geh, M. 6.40, 
geb. M. 7.20 

Die spanisch-amerikanische Literatur in ihren Hauptströmungen. Von 
Prof. Dr. 7. L. Wagner. [Erscheint Juli 1924.] 

Spanische Sprachlehre. Von Studienrat Dr. G. Wacker. [Erscheint Juli 1924.] 


II. Textausgaben für Universitäten und höhere Lehranstalten. 
ı. Heft: Cayetano Rodriguez Belträn, Ausw.a.CuentosCosteäos. Hrsg.v. Wagner. M.-.60 
2. Heft: Rinconete y Cortadillo v. Cervantes. Hrsg.v. Wagxzer. M.—.60 
3. Heft: Jose M. de Pereda, Ausw.a. Tipos y Paisajes. Hrısg.v. Wiese. M. 1.— 
4. Heft: Päginas Escogidas de Fernän Caballero. Hrsg. v. Marwedel. M.—.80 
5. Heft: Palacio Valdes. Auswahl aus Jose, Hrsg. v. Zarrelet. M.— 80 
Weitere Handbücher und Textausgaben befinden sich in Vorbereitung 
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a 1 


A short history of english litterature by EZ. A. Andrews, M. A. 
2. Aufl. Kart. M. 2.20 


Charles Dickens. Von Prof. Dr. W, Dibelius. Mit ı Titelbild. Geb. M. 12.— 


„Im einzelnen wie als Ganzes betrachtet, ein hervorragender Beitrag zur Geschichte der 
englischen Literatur. Das Werk wird für lange Zeit das grundlegende Werk für tiefergehende 
Dickensstudien bleiben.“ (Zeitschrift f. franz. u, engl. Unterricht.) 


Englischer Kulturunterricht. Leitgedanken für seine Gestaltung. Vor- 
träge, gehalten auf der Göttinger Tagung der Lehrer und Lehrerinnen des 
Englisch an höheren und Mittelschulen vom 2. bis 4. Juli 1923. Hrsg. von 
Prof. Dr. F. Roeder. Kart. M. 2.40 


Die hier versuchte neue Zielsetzung wird umsomehr zu mannigfachen Versuchen in der 
Praxis auspornen, als die in dem Heft enthaltenen Vorträge für einzelne Kulturgebiete des Eng- 
lischen konkrete Anregungen und leitende Gesichtspunkte für neue Unterrichtseinstellung bringen. 


Grundzüge der Geschichte der englischen Sprache. Von Prof. 
U. Lindelöf. Kart. 2.40 


Englische Stilistik. Von Prof. Dr. Ph. Aronstein, Kart.M. 4.60, geb. M. 5.60 
Englische Wortkunde. Von Prof. Dr. Ph. Aronstein. [U.d. Pr. 1924.] 


GrowthandStructure ofthe English Language.By Prof.Dr.O.Jespersen. 


Awarded the Volney Price of the Institute of French 1906. 4th ed. revised. 
Geh. M. 3.20, geb. M. 4.20 


An Outline ofEnglish Phonetics. By D. Jones, M.A. With 131 Illustrations. 
2. Aufl. Geb.M. 5.— 


Phonetische Grundfragen. Von Prof. Dr. O. Jesdersen. Mit 2 Fig. 
Geh. M. 3.60 


TEUBNERS PHILOLOGISCHE STUDIENBÜCHER 


bieten dem Philologen das beste und praktischste Hilfsmittel zur Einführung in Sprach- 
geschichte, Grammatik, Literatur- und Kulturgeschichte. Sie berücksichtigen 
jeweils nur das Wesentliche, behandeln dieses aber in psychologischem bzw. ent- 
wicklungsgeschichtlichem Zusammenhang. Dadurch verbinden die Studienbücher 
die Vorzüge des Kompendiums — Knappheit und leichte Einprägbarkeit — mit 
denen des umfangreichen Lehrbuches — wissenschaftliche Begründung und Ver- 
tiefung — während sie deren Nachteile für den Anfänger — bloße Aufzählung beim Kom- 
pendium, Fülle der Einzelbelehrung beim Lehrbuch — vermeiden, 


Bisher erschienen: 


Einführung in das Altfranzösische. Texte mit Übersetzungen und Erläuterungen. Von 
Universitäts-Professor Dr. E.Lerch. Kart. M. 2.20 


Einführung in das Mittelfranzösische. Texte. Erläuterungen. Von Univ.-Prof. Dr, 
V.Klemperer. Kart. M. 2.40 


. Einführung in das Gotische. Texte. Übersetzungen und Erläuterungen. Von Prof. Dr. 


S. Feist. Kart. M. 2.20 
Französische Grammatik. Auf sprachhistorisch-psychologischer Grundlage. Von Studien- 
direktor Prof. Dr. F.Strohmeyer. Geb. M. 4.— 
Französisches Hilfsbuch für Studierende. Von Studiendirektor Prof. Dr. F. Stroh- 
meyer. Kart. M. 2.40 
Lautbildungskunde, Einführung in die Phonetik. Mit 56 Abb. Von Univ.-Prof. Dr. Elise 
Richter. Kart. M. 1.60 
Die moderne französische Prosa (1870—1920). Von Univ.-Prof. Dr. V. Klemperer. 
Geb. M. 4.60. Auch in 2 Teilen. I. Teil. Kart. M. 2.—. II.Teil. Kart. M. 2.60 

Unter der Presse befinden sich 1924: 
Die moderne englische Prosa (1870—1920). Von Prof. Dr. B. Fehr. — Amerikanische 
Prosa vom Bürgerkrieg bis zur Gegenwart. Von Prof. Dr.W. Fischer. — Einführung 
in das Mittelenglische. Von Prof. Dr.G.Hübener. — Einführung in die Literatur- 
wissenschaft. Von Prof. Dr. J. Körner. 
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Teubners Handbuch der Staats- und Wirtsc 
Abteilung I: Staatskunde. In 3 Bänden. 


Bd. 1.caM.12.—, Bd. We. M. 8.20 Bl am 


Bd. I, ı. Heft: Entwicklung u. Grundlagen Die Staatserziehung. Von Ministe 
des Staates. Wesen und Entwicklung Dr. G. Bäumer. M. 2.80 
des Staates. eis Geh. Hofrat Prof. Dr. £. 2. Heft: Verfassung und Verwaltung: es 
Schmidt. M.7 Reiches und der Einzelstaaten. Von Prof. 

2. Heft: Völkerrecht und Völkerbund. Von Dr. W. fellinek. ca. M. 2.80 : 
Geh. Hofrat Prof. Dr. C. Meurer. Geschichte 3. Heft: Heeresverfassung. Von Exz. Gene- 
.der Staatstheorien. Von Prof. Dr. 7. Layer. rald. Inf. a. D. vor Kuhl. Staat und Kirche. 
Staat und Volk. Von Prof. Dr. R. Zaun. a) evangelisch. Von Geh. Konsist.-Rat Prof. 
Staat und Gesellschaft. Von Privatdozent Dr. O. Baumgarten. b) katholisch. Von Prof. 
Dr. 4. Heller. Verfassungsleben des Aus- Dr. %. 2. Sägmüller. Bildungsrecht und 
landes. Von Geh. Hofrat Prof. Dr. A. Bildungspolitik. Von Stadtrat Prof. Dr 


Mendelssohn-Bartholdy. ca. M. 4.— $. Ziehen. M.2.— 
3. Heft: Versailler Vertrag. Von Dr. Z. 4. Heft: Kommunalverfassung und Kom- | 
Rosenbaum, Dir. d. Commerzbibl. ca. M.ı,— munalverwaltung. VonProf.Dr. W. Nord 


Bd. II, x. Heft: Grundrechte und Grund- ca.M.ı.— ER 
pflichten. Von Privatdozent Dr. 4. Heller. Bd.UI: Recht und Leben. Von Prof. Dr. 
Die öffentliche Meinung. a) Die polit. M.Rumpf. Bürgerliches Recht. Von Prof. 
Parteien in Deutschland. Von Archivr. Prof. Dr. M. Rumpf. Strafrecht. Von Prof. Dr. 
Dr.V.Valentin. b) Die Presse. V.Dr.7%. Zeuß. R.Radbruch. M. 2.20 


Abt. II: Wirtschaftskunde. 2 Bde. Bd.I ca. M. ı2.—, Bd. II ca.M. 10.— 


Jedes Heft (eine ganze Reihe liegt bereits vor, die übrigen erscheinen im 
Laufe des Jahres 1924) ist einzeln käuflich. — Ausführliches Verzeichnis 
vom Verlag, Leipzig, Poststraße 3, erhältlich. Bei Verpflichtung zur Ab- 
nahme des ganzen Werkes ermäßigt sich der Preis um 25 % 


Die Großmächte und die Weltkrise. Von Prof. Dr. R. Kjellen. 2. Aufl . | 
Kart. M. 4.—, geb. M. 5.— 


„Diese Schrift des schwedischen Historikers scheint mir die beste Einfihruiif in. die 
Fragen der äußeren Politik zu sein. In den knappen und dabei doch genauen nnd gerundeten 
Bildern treten die modernen Großmächte wie riesige Wesen mit eigenem geistigem und physi- ee: 
schem Leben uns gegenüber. In dieser Anschauungsweise erkennt man nicht nur wissen- 
schaftlichen Scharfblick, sondern auch künstlerische Plastizität und eine beinahe Goethesche 
Weltanschauung.“ (Freideutsche Jugend.) 


Staatsanschauungen. Quellenstücke zur Geschichte des Staatsgedankens. 
Zusammengestellt von Prof.Dr.P.Rühlmann. 2., umgest. Aufl. Kart.M. 1.50 


Die Auswahl bringt die wichtigsten Quellenstücke über die Staatsauffassungen der Antike, 
des Mittelalters und der Neuzeit. In der zweiten Auflage sind die katholischen und sozialisti- 
schen Staatsanschauungen stärker berücksichtigt, die jüngste Vergangenheit bis zur Gegen- 
wart ist ganz umgestaltet. 


Weltgeschichtliche Entwicklungslinien vom ıg9. zum 20. Jahrh. in 
Kultur und Politik. Von Stud.-RatDr.H.Preller. (ANuGBd.734.) Geb.M.1.60 


Beantwortet die Frage: ‚Wo stehen wir?“ in weltgeschichtlicher Einstellung durch Ent- 
wicklung der das 19. Jahrhundert beherrschenden Strömungen und Bewegungen auf geistigem, 
wirtschaftlichem, sozialem und insbesondere auch politischem Gebiete aus den Tendenzen 
der Aufklärung und zeigt so, wie unsere Gegenwart, weit entfernt, durch Bruch mit der Ver- 
gangenheit entstanden zu sein, vielmehr Ergebnis einer organischen, in sich geschlossenen 
Entwicklung Jist und weist zugleich, von einer ausgesprochenen Lebensbejahung bobeszuekk 
nicht prophezeihend, aber fordernd in die Zukunft. 


Umrisse der Weltpolitik. Von Prof. Dr. J. Hashagen. 1. 1871— 1907. 


2., verb. Aufl. II. 1908—ıg14. 2., verb. Aufl. (ANuG Bd. 553/554.) Geb. 
je M. 1.60 


„Das Werk sei jedem empfohlen, der sich ein gründliches Wissen von der äußeren 
Politik der letzten fünfundvierzig Jahre erwerben will, um die treibenden Kräfte, die geheimen 
Machenschaften hinter den Kulissen des Welttheaters, die tiefer liegenden Gründe und die 
Vorgeschichte des Weltkrieges kennen zu lernen, (Die Grenzboten.) 
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